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Propgsttionen, Adressen und Anträge.





Propositionsdekret.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen :c.
entbieten den zum Provinz«! Landtage versammelten getreuen Ständen der Nheinprouinz Unsern
gnädigsten Gruß und lassen ihnen folgende Propositionen zur Berathung nnd Erledigungzugehen:

1. Nach §. 4 der Verordnung vom 12. December 1864, betreffend die Feststellungund Verstärkung des Fonds
Untervertheilung der Grundsteuer in den beiden westlichenProvinzen (Gesetz Sammlung 1864, K^llst3md"rNlM.
^eite 683) ist der Beitrag, welchen die GrnndsteuerpsMtigen beider Provinzen zu den Kosten der Provinz.'
Erhaltung des Grundsteuer-Katasters, insbesondereder Erneuerung der Katastcrkarten, Flurbücher
und Mutterrollen, sowie der Berichtigung und Vervollständigungder Parzellar Vermessungen zu
leisten haben, auf ein und !ein halbes Proccnt der Grundsteuer festgestellt worden, vvn welchem
Beitrage ein halbes Procent dem für beide Provinzen gemeinschaftlich verwalteten Kataster-Fonds,
ein Procent aber dem für jede der beiden Provinzen gebildeten besonderenFonds zufließt. Im
8> 19 ci. a. O. ist ferner bestimmt worden, daß aus diesem Fonds auch die Kosten der zur Unter-
vertheilnng der Gemeindegrundstener-Hauptsummcuerforderlichen Arbeiten, imglcichcu der Ernencrung
der Kartenkopienfür die Gemeinde-Archive,der Berichtigung der Originalkarten auf die Gegenwart
und der Neumessungsarbcitcnbestritten werden sollen, nnd daß diese Fonds zn diesen: Behufe,
nöthigenfallsdurch zeitweilige Erhöhung der Beiträge der Grundsteuerpflichtigen,nach Anhörung
bcr Provinzial^andtage, zu verstärken seien. Das Bedürfniß einer solche« Verstärkung hat sich
^zwischen als unabweisbar herausgestellt. Um die nothwendigstenAusgaben zu decken, ist für die
Nheinprouinzund zwar zunächst für die zehn Jahre 1868 bis 1877 einschließlich, der bisherige
Veitrag von ein und einem halben Prozent der Grundsteuer auf vier und ein halbes Prozent zu
nhöhen, und es würden hiervon dem allgemeinen Katasterfonds, wie bisher, ein halbes Procent,
"«gegen dem besonderen Fonds für die Nheinprouinzvier Prozent zu überweisen sein.

UnserengetreuenStänden lassen Wir die, diesen Gegenstand betreffende,erläuterndeDenk¬
schrift mit der Aufforderungzugchen, den Gegenstand in Erwägung zn ziehen und fich darüber gutachtlich
zu äußern.

2. Zur Befriedigung eines im ostrhcinischenTheile des NegicrungsbezirtsEoblenz durch Wirthschaft«-!,«Zu«
dringende Anträge der Betheiligtenbekundeten,von den KreisstäudcnanerkanntenBedürfnisses ist der Oi,'"dst"cke?m BezKk
Entwurf eines Gesetzes, betreffend die wirthschaftlicheZusammenlegungder Grundstücke im Bezirk des des Justiz-Senat« zu
Justiz-Senats zu Ehrenbreitstein, ausgearbeitetworden, welchen Wir nebst Motiven Unseren getreuen Chrenbrettstem.
Ständen zur Begutachtungvorlegen lassen.



Fischerei-Polizeigchtz.

Bezirk«°C°mmissi°nen
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Einlummeu-Steuer.

Ausschuß wcgcicder
Kriegsleistunssenund

deren Pcrgütuuc,,

Rentenbanl-E°ntt°lc
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,. .a die in der ^P«^
Mchereiwefenbetreffenden «esche dm Z^^a ^ u mch ^^ ,^^^es für die gedachten

^m^U^ ^hen, sich darüber vom Standpunkte der Rhem-
provinz gutachtlich zu äußern «„ . ...-^ ^«irks-Commifsiouen für die tlafsificirte Cintommen-
" 4. Zu den der Provmz «Weho"gen ^ ' Stellvertreter in Gemäßheit des ^. 24
steuer haben Unfere streuen Stande nme M gw e ^^ ^ ^^^ ^,^„^n-
d s Ge etzes vom 1. Mm 1851 'U w°hlem M MU^ ^^, ,^,^ bei den Wahlen
n^ifionen Anwählenden MügwderuudScll ^ „ach welche»die früheren diesfälligen
^''beobachtenden V^nunte bewmd e^ ^^ ^,^ ^,,^,^g, ^er eintom-
Wahlen stattgefundenhaben, ""^ "«dm "M g ^ ^ ^«nmiffarins mitgetheiltwerden

fo wert es nöthig, die Wahl des Ansfchusfes m
5. Uufe« getreuen ^e werde^f^^ ,^^ ^,^z^stnngen und deren Vergntnn« vom

Gemäßheit des ^. -> ^cr. ^ 9. ,. !^,,„„ der einzelne,:Stände znbewirten haben.
1'. Mai 1851 nnter ang^ ,,^ ^,,^, ,„f ,ie dnrch §. 5 und 8- 47 des

6. wNe«,getreue Sa ^ „, Mentenbankihnen zngewiefene M twn nng

"?^ ntr7e '"7m Urm , welche Unfer Commiffarins machen wnd, du Wahl

«"" ^ne^un. ^^ v^h^ ^ ^^ ^^..^ ,, ^^^.

«'^ ^^^i^^ bestimmt.
Wir bleiben Unferen getreuen Standen m Gnaden gewogen.

Gegeben Berlin, den 11. März 1868.

gegmgez.

gez. Wilhelm.
^ ^ ^et'dt v. Itzcuplitz. v. Mühler, zugleich für den

die zum Pr°vinzial-La7dwge der Rheinprovinz verfammeltenStände.
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Denkschrift
betreffend

die Berstmlnug des Fsdnds zur Erhaltuug des Katasters in der Nhciuprovinz belmf" Bestreitung
der Kosten für die Arbeiten bebnfs llutervertheilung d.r Oruudsteuer, nie die Anfertigung
neuer Katasterbücherund Karten, besichuugswme flir die Berichtigung derselbe,', und für die

Klltaster-3lenmcssi»iqen.

Iin l<. 4 der AllerhöchstenVerordnung vom 12, Dcze,nber l8«4 — betreffenddie Fest- Z" der Allerhöchste!,
stcllung und Untervertheilnng der Grundsteuer in den beiden westlichen Provinzen - ist der
.""Nag, welchend,e Grundcigenthnmer beider Provinzen zu den Kosten der Erhaltuug des Grund- zur Erhaltung des Ka-
üeucr-Katasters, insbesondere der Erueueruug der Kataster-Karten. Flurbücher uud Älutter-Nollcn, ^>'"rs in der Rhein-
lonue der Berichtigung und Vervollständigung der Parzellar-Vermessnugen zu leisten haben, vom """"'''

- ^anuar 1865 ab auf Ein uud Ein halbes Prozent der Prinzipal-Grundsteuer festgestellt,und
zuglnch bestimmt, daß vou diesem Beitrage eiu halbes Prozent dem allgemeinen Kataster-Fonds,
weicher, wre bisher fo auch künftig, für beide Provinzen gcmeinfchaftlichzu verwalte,,, zufließen,
oa,' vc, blechendeeine Prozent aber für jede der beiden Provinzen zu einem besonderenFonds
angesammelt werden solle, welcher nur im Interesse der betreffende,, Provinz zu deu gedachten
Zwecken verwendet werden dürfe.

In Verbindung hiermit steht der §. 1ü jener Vcrordnuug, wodurch bestimmtist!
daß die fraglichen Kosten auf deu in, vorallcgirten tz, 4 bezeichneten, nüthigenfalls —
»ach Anhörung der Provinzial-Landtagc - durch zeitweilige Erhöhung des festgestellten
Zuschlags zu verstärkende,,Fonds zur Erhaltung des Katasters zu übernehmen feien.
Die vorgedachten Bestimmungen sind in der Anweisuug vom 27. April 1865 zur Aus-

Nchrungder erwähnten Verordnung dahin näher präcisirt, daß
t- ans dem „allgemeinen Katasterfondö zur Erhaltung nnd Erneuernug des Katasters"

fortlaufeud uur die Kosten der Gencral-Direction des Katasters (5. 2 der Verordnung
vom 12. Dezember 1864),

2. aus den, durch Ansammlung von Einem Prozent der Prinzipal-Grundsteuer unter dem
Namen:

^. „Separat-Fonds zur Erhaltung und Erneuerung des Grundsteuer-Katasters
... in der Rhein-Provinz"
beziehungsweise

L. „Separat-Fonds zur Erhaltung und Erneuerung des Grundsteuer-Katasters
in der Provinz Westfalen"

3« bildenden zwei besonderenFonds
2. die Kosten, welche durch die Arbeiten zum Zwecke der Untervcrtheilung der festgestellten

Grundsteuer-Hauptsummcauf die eiuzelnen gruudsteuerpflichtigenLiegenschafteninnerhalb
der Gemeinden bereits entstanden sind oder noch entstehen werden, soweit sie nicht nach
8- 8 zu d. I. 0. den Neclamanten zur Last fallen;

b) die Kosten der Erneuerung der Karten-Copien für die Gemeinde-Archiveund der Be¬
richtigung der Original-Karten auf die Gegenwart; (ß. 19. ibick.)

0) die Kosten der in Folge der Veranlagung der Grundsteuer entstandenen Berichtigungs-
Messungen;
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<l) die durch die Erhaltung und Erneuerung des Katasters, insbesondere durch Neumessungen
entstehendenKosten,

o) die Kosten, welche durch die Berichtigung materieller Irrthümer entstehen (§. 21 idiä.)
zu leisten, und daß

" soweit die disponiblen Mittel der beiden Separatfonds zur Deckungder zu 2 aufgeführten
' Kosten nicht ausreichen, dieselben durch die im allgemeinen Kataster-Fonds nach Bestreitung

der fortlaufenden Ausgaben desselben (oben zu 1) verbleibenden Ueberschüsse entsprechendzu
verstärken seien, daß endlich

4^ lel'tcre zu diesem Behufe, soweit sie zu den bis zum 1. Januar 1865 aufgcfammcltcnBeständen
des allgemeinen Kataster-Fonds gehören, nach dem Verhältnisse der für das Jahr 1864 von
ied« der beiden westlichenProvinzen entrichteten Grundsteuer, fowcit sie aber in dem Jahre
1865 und in den folgenden Jahren neu entstehen, nach dem Verhältnisse der für jede der
beiden westlichen Provinzen festgestellten Grundstcuer-Hauptsumme (§. 1. der Verordnung vom
1') De'ember 1864) den beiden Separat-Fonds zu überweisen, dergestalt, daß keinem der
letzteren mehr als sich nach den bezeichneten Verhältnissen ergiebt, zu sciuer Verstärkung
Behufs Bestreitung der erforderlichen Ausgaben zugewiesenwerden dürfe.

Die den beiden Kntaster-Separatfonds für die Rheinprovinz und die Provinz Westfalen
bi'" -um Schlüsse des Jahres 1866 uach vorsteheudeu Vestimmuugen (zu 2 ^ - «) zur Last ge¬
fallenen Ausgaben sind so bedeutend gewesen, daß sie, obgleich die Verstärkung jener Fonds aus
dein allgemeinen Kataster-Fonds bis zu dessen vollständiger Äbsorbirung stattgefunden hat, foweit
sie die Rhein-Provinz betreffen, dennoch nicht haben gedeckt und der General-Staatskasse die ge¬
leisteten Borschüssenicht vollständig haben erstattet werden können, den Kataster-Separat-Fonds
für die Provinz Westfalen aber ebenfalls gänzlich erfchüpfthaben.

Nach dem von der Königlichen Negienmgs-Haupt-Kasse zu Münster unterm 9. Februar
er aufgestellten Final-Erttactc über die Verwaltung der Kataster-Fonds pro 1866 war bei dem
allacmeinen Kataster-Fonds, nachdemim Dezember 1866 die Versilberung des größten Theils der
demselben ungehörigen Effecten durch Vermittelung der Königlicheil ü-eehandlung stattgefunden
hatte, ein Barbestand von . . . ' ' ' ' ^^2 Thlr. 20 Sgr. 6 Pf.
nnd ein Effeetcn-Vestandvon 67,700 Tblr. vorhanden, durch
deren Veräußerung im )anuar l867 ein fernerer Bnarbcstand von 63,311 „ 3 „ 6 „

erzielt worden ist, wodurch sich eiu Vaarbestaud von überhaupt 305,473 Thlr. 24 Sgr. - Pf.
zn Anfang des Jahres !867 ergiebt.

Diefcm Bestände stehen ..---- "'-' " " " ^ „
Vcrmefsunqsgebührenaus dem RegierungsbezirkeArnsberg pro
1864 gegenüber, welche erst im Januar d. I. zur Anweisung
gelangt sind. ,--------------------------------------------------.

Es verbleibt mithin disponibler Bestand . . '. 3N5,303 Thlr. 24 Sgr. 11 Pf.
In dieser Summe sind an Gruudsteuer-Vcischlägen,

abzüglich der daraus bestrittenen Kosten der General-Direction

des Katasters ^ ^ ^ .^,^ ^ ^ Sgr. - Pf.
„ 1866 . . 10, 663 „ 26 „ ll „

für beide Jahre in Snmma ^ . . - - -
einbegriffen, folglich aus anderen vor dem ,. ^anuar 1865^

20,336 „ 7 „ 10

aufgefammelteu Einnahmen
vorhanden.

284,967 „ 17
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Hiervon smd nach dem Verhältnisse der Prinzipal - Grundsteuer pro 1864,
welche für die Rheinprovinz .......2,053,761 Thlr. 19 Sqr. 8 Pf

für die Provinz Westfalen......1,187,998 „ 35 „ 9
betrug,

a. dem rheinischenKataster-Separat-Fonds . . 180,504 Thlr. 34 Sqr 6
d. dem westfälischenKataster-Separat-Fonds . . 104,462 ,32 '7

Pf.

,.. .„^ ^ ,. sind obige . . 284,967 Thlr. 17 Sqr. 1 Pf
^.erwenen wogegen von den pro 1865 und 1866 überschießendenGrundsteuer-Beischlägenvon
s3,/^/blr. 11 Sqr. und 10,663 Thlr. 26 Sgr. 11 Pf. nach dem Verhältnisse der Grund¬
steuer beider Provmzen m den gedachtenJahren:

il. dem rheinischenKataster-Separat-Fonds . . . 12,892 Thlr. 14 Sqr 10 Pf
d. „ westfälischen ......... 7,443 „ 33 ,, ' - ,,

'« Gute gehen, so daß ""' °^ ' ' ^° ^)lr. 7 Sgr. 1« Pf7

u.. dem rheinischenKataster-Separat-Fond in Smnma 193,397 Thlr. 9 Sgr. 4
d. dem westfälischen Kataster-Separat-Fonds in

'!

15li..N°n ^ . ^"'"'""....... n 1,906,
zur Bestreitung der diesen Fonds bestimmungsmäßigzufallenden
ausgaben am 1. Januar 1867 zur Disposition standen.

Diesen Summen würden pro 1867 noch zuwachsen können:
1. die den beiden Separat-Fonds, und zwar:

dem rheinischenmit .....16,642 Thlr. 13 Sqr 10 Pf
und dem westfälischenmit . . . 9,519 20 7

, ,^ , Summa ^^253 Thlr. 3 Sgr. 5 Pf
Pro 186? nnt 1 °/„ zufließendenGrundsteuer-Beischläge;

2. der einem jeden dieser Fonds zukommendeAntheil
an dein aus den '/^prozentigen Grundsteuer-Bei¬
schlägen beider westlichen Provinzen aä . . 13,126 Thlr 16 Sqr 9 Pf
dem allgemeinen Kataster-Fonds zufliehendenEin-
nahmen, nachdem davon die Kosten der General-
Dircction des Katasters etatsmäßig mit 2690 Thlr.
bestritten worden,

im Ganzen also .....35,353 ^hlr. 3 Sqr. 5 Pf.
!- (13,126 Thlr. 16 Sqr. 9 Pf. - 2690) -^ . 10,436 „ 16 ,, 9

Wenn m^'s n. . in Summa 3^689^Thlr7 20 Sgr. 2"Pf?
k"^' ^ ohne Zweifel zur Bestreitung sämmtlicher Neklamations-Kosten, so

durch die ^,« 5"^"^"'^ ^ ^ fallen, nicht einmal ausreichen wird, voraussichtlich
lanamd « ss.tt ^ 5'^ ^?^ ^""^ ^"' Anweisung gelangte.: und noch znr Anweisung ge-
un«n^5^'^^ Parzellar-Neklamations-Verfahrens, welche in einzelnen Kreisen eine ganz

kl' "!"^" ""'"' "bsorbirt werden würde, so daß also der pro 1. Januar 1867
Bestand auch pro 1. Januar 1868 für jeden der beiden Kataster-

eparat-6onds zur Bestreitung der ihm obliegenden Ausgaben nur disponibel bleibt.
hauvtkass. , ^'n "6 ^ Separat-Kataster-Fonds der Nheinproviuz waren bei der Regierungs-
^upttasse ,u Munster am 1 Januar 1867 an vorschußweisegezahlten Ausgaben pro 1865 und
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1866 gebucht ... .....
welchem Vorschusse uoch . - - - - ' '
hinzutreten, die als Kosten der Unterverthcilungs-Arbeüen un
Jahre 1866 aufgewendet, von den betreffenden Ncgierungs-
Kaupttasscn aber^ erst im Januar d. I. zur Erstattung lrqurdrrt
sind. Demnach ergiebt sich pro 1. Januar 1867 "n w der
Negierungs-Haupttasse zu Münster für den rheinischenKataster-

133,87', Thlr. 28 Sgr. 2 Pf.
9N,99L „ 4 „ 7 „

Sevarat-Fonds zu deckender Vorschuß vou . . , . 224,872 Thlr. 2 Sgr 9 Pf.
^u diesem Vorschusse kommt uoch ein weiterer, der KöniglichenGeueral-Staats-«assc zu

erstattender Vorschuß von 49,839 Thlr. 21 Sgr 7 Pf. als derjenige Antheil, welchen die Rhcin-
vrovin- au deu iu den allgemeinen Gruudsteiicr-Neguliruugs-Kosteiisteckenden Kosten für Arbeiten
Behufs Unterverthcilung der Grundsteuer zu übernehmeil hat. Durch das Gesetz vom 7. Januar
d ^ (Gesetzsammlungfür 1867 Seite 26 > ist nämlich bestimmt worden, daß die nach z. 6 des
Gesetzesvom 21. Mai 1861, betreffend die andecweite Ncgulirung der Grundsteuer (Gesetzsamm¬
lung für 1861 Seite 253), entstandenen Kosten auf die Staats-Kasse übernommen werden sollen.
Die als solche Kosten bei der General-Staats-Kasse gebuchtenAusgaben betragen nach den Final-
Kassen-Abschlüssen für das Jahr 1866 überhaupt 7,680,831 Thlr. 21 Sgr. In diesem Betrage ist
jedoch mit enthalten ein Theil derjenigen Kosten, welche für Arbeiten Behufs Unterverthcilung
der Grundsteuer verausgabt worden, und, soweit sie auf die f c ch s östlichen Provinzen treffen, nach
der Vorschrift im §. 31 des Gesetzes vom 8. Februar d. I. von den Grnndbesitzernunmittelbar
aufgebracht, soweit sie aber auf die beiden westlichenProvinzen treffen, auf den Fonds zur Er¬
haltung des Katasters übernommen werden sollen.

Der diesfällige Kosten-Antheilbestehtmir in den Mehrkosten, welche dadurch hervorge¬
rufen werden, daß die Einschätzungs-Arbeitenmit Rücksichtauf die demnächstigeUnterveitheilung
der Grundsteuer speciellerausgeführt sind, als für die Feststelluug der Grmidsteucr-Hauptsummen
allein geboten gcwefen wäre. Dieses Umstandes ist in der den beiden Häusern des Landtages der
Monarchie mitgetheilten und in den Motiven zu dem ersterwähnten Gesetze vom 7. Januar 1867
in Bezug genommenen Denkschrift vom Octobcr 1865 über die Ausführung des Gesetzes vom
21 Mai 1861 auf Seite 160 und 197 ausdrücklichErwähnnng geschehen und ist darnach der
fragliche Kosten-Antheilzu ein Zehutheil der bei der General-Staats-Kasse an Grnndfteuer-Veran-
lagungstosten gebuchten Ausgaben an Tagegeldern und Reisekostender Mitglieder der Veranlagungs-
Commissionen,sowie .an Gebühren der Feldmesser:c. für die Eintragung der Einfchätzungs-Nesultate
m die Gemarkungs-Karten, beziehungsweisefür die anderweite Verzeichnungderselben in oen Ein-
schätzilngs-Negistern:c. angenommen worden. Nach den Final-Abschlüssenfür das Jahr 1866
berechnet sich dieses ^, wie in Spalte 5 der Anlage nachgewiesenworden, für die Nheinprovinz
auf 49,839 Thlr. 21 Sgr. 7 Pf., so daß sich für den rheinischenKataster-Separat-Fonds pro
1. Januar 1867 ein Gescunmt-Vorschnß bei den Staats-Kassen ergibt von 274,711 Thlr. 24 Sgr. 4 Pf.
der sich nach Abzug des dem gedachten Fonds zustehenden Baar-

bestandes von .......193,397 „ 9 „ 4 „

auf .............
vermindert.

Diesem Vorschuß - Deficit treten in den 10 Jahren von
1868—77 hinzu:

81,314 „ 15

I an Nestkosten für Arbeiten Behufs Untervertheilung der Grund¬
steuer, für Anfertigung neuer Grundsteuer-Mutter-Nollen und
Flurbücher, desgleichen für neue Copien der Kataster-Karten für
die Gemeinde-Archive,Berichtigung der Original-Kataster-Karten
auf die Gegenwart nach den von den Kataster-Infpectionen zu
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Düsseldorf, Aachen, Cöln, Coblenz und Trier gefertigtenKostcn-
Ueberschlägenmit ......'. , . 200,785Thlr. 21 Sgr. 8 Pf.

2, die Kosten für die wiederaufzunehmendenNeumessungs-Nrbeitcu.
Dieselben sind für die Nheinprovinz überhaupt zu 922,778 Thlr.
veranschlagt, und es würden, wenn deren Ausführung innerhalb
20 Jahren bewerkstelligtwird, für jedes Jahr durchschnittlich
46,138 Thlr. 27 Sgr., mithin für 10 Jahre 461,389 Thlr. er¬
forderlich sein. Da aber mit Rücksicht darauf, daß qegeuwärtig
nur noch em einziges vollständig'organisirtes Ncumessungs-Per-
sonal un Negieruugs-Bezirk Trier besteht, in den Ncgierungs-
Bezirkcn Coblenz, Cöln, Düsseldorf und Aachen aber erst die
Büduug „euer Personale erfolgen muh und deshalb die Neu-
mcssungcnin diescii Negierungs-Vezirkenin den nächsten Jahren
nur m beschränktemMaaße zur Ausführung gelangen können,
lo lst für die ersten 10 Jahre zur Bestreitung derNcumessuugs-
Kosten der Betrag von ........ 400,000 „ - „ - „

als ausreichend zu erachten.
3- die Kosten des auf den rheinischen Kataster-Separat-Fonds

Pro 1868 noch anzuweisendenParzcllar-Neclamations-Vcrfahrens
"" circa.........^____. 10,000 „ - „ - „

so daß sich für die Jahre 1868—77 ein Gesammtbedürfniß ergibt von 692,100 „ 6^ 8^,^
Zur Deckungdieses Bedürfnisses sind in den genannten 10 Jahren nur disponibel

1- die jährlichen Grundsteuer-Beischlägemit 16,642 Thlr. 12 Sgr.
10 Pf., mithin in 10 Jahren......' . 166,624Thlr. 8 Sgr. 4 Pf.

2. der Antheil des rheinischenKataster - Separat - Fonds an den
Ueberschüssen des allgemeinen Kataster-Fonds nach Bestreitung
der Ausgaben der General-Direction des Katasters mit jährlich
circa 6652 Thlr., mithin in 10 Jahren.....66,520 „ — „ — „

. Summa 233,144Thl. 8 Sgr. 4 Pf.
>o daß sich das obige Defizit Von .......692,100 „ 6 „ 8 „

Vermindertauf .........^ . 458,955Thl. 28 Sgr. 4 Pf.
Zur Deckung dieses Defizits reicht ein Grundsteuer-Beischlagvon drei Prozent für die

^dachten 10 Jahre aus, welcher für 1 Jahr 49,872 Thlr. 25 Sgr. und für 10 Jahre 498,728
^h r. 10 Sgr. beträgt, fo daß am Ende des Jahres 1872 ein disponibler Ucberschußvon 39,772
^hlr. 11 Sgr. 8 Pf. zur Bestreitung der in den späteren Jahren erforderlichenNeumcssungs-und
Mistigen Kosten vorhanden sein wird, soweit er nicht durch unvorhergesehene, beziehungsweiseden
Kataster-Separatfonds zur Last stehende, ihrer Höhe nach nicht füglich zu überschlagendeAus¬
gaben, wie z. B. die Kosten der Berichtigung materieller Irrthümer, der Berichtigungs-Messungen
:c. in Anspruch genommen werden möchte.

Hiernach muß der bereits in Hebung befindlicheordentliche Beitrag zu dem Fonds zur
Erhaltung und Erneuerung des Katasters von 1'/- Prozent der Grundsteuer für die 10 Jahre 1868
vls 1877 einschließlich um 3 Prozent, mithin im Ganzen auf 4^ Prozent erhöht werden.
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Berechnung
derjenigen auf die Arbeiten behufs der Untervertheilung der Grundsteuer entfallenden Kosten,
welche'bei den durch die Ermittelung des Nein-Ertrages der Liegenschaftennach §. 6 des Gesetzes
vom 21. Mai 18«1, betreffend die anderwette Regelung der Grundsteuer, entstehendenKosten zur

Buchung gekommen sind.

Regierungs-

Bezirk,

Coblenz .
Düsseldorf
Cöln . .
Trier. .
Aachen ,

VIII. Provinz Rheinland

Bis zum Schlüsse des Rechnungsjahres 1866
_________ sind verausga bt:

unter o. Abth. II.
Titel 3 Tagegelder
und Reisekostender

^Mitgliederder Veran
lllgungscommissioucu

Thli.
2.

2»r, Pf.

unter 0, Abth, III.
Tit. > », für die

Verzeichnung der Ein-
schätznngö'Resultate.

THK. Egr, Pf,
3.

zusammen
Spalte 2 und 3,

Ihlr.
4.

Lgr. Pf,

Von dem Betrage
in Spalte 4 kommt

^uf die Arbeiten behufs
Untervertheilung der

Ornndstener ein Zehn¬
theil mit

Thlr, Ezi. Pf,

79,018
73,194
67,152
93,932
56,724

376,021

12> —
12! 6
22

7

27

20,53?
34,57«
17,510
34,820
20,928

128.375

99,556
107,772
84,663

128,752
77,652

498,397

9,955
10,777
8,466

12,875
7,765

49,839

Berlin, den 9. März 1867.
Der Finanz-Minister: gez. v. d. Heydt.

11
2
4
9,

2!

Entwurf eines Gesetzes
betreffend

die wirthschaftliche Zusammenlegung der Grundstücke in dem Bezirke des Iustizsenats
zu Ehreubreitstein.

Zu der Allerhöchsten
Propositiou Nr. 2.

Die wirthschllftlichc
Zulammcnlcgmig der
Grundstückeim Ve-

zirke des Iustizsenats
zu Ehreubreitstein.

Wir Wilhelm lc. verordnen mit Zustimmung beider Häuser des Landtages Unserer
Monarchie für den Bezirk des Iustizsenats zu Ehreubreitstein, was folgt:

§. 1. Die wirthschaftlicheZusammenlegung der Grundstückeganzer Gemarkungen oder
Gemarkungsabtheilungen findet statt, wenn dieselbe von den Besitzern von mehr als der Hälfte
der nach dem Grundsteuerkataster berechneten Flache der dem UnitauscheunterliegeudenGruudstücke
beantragt wird.

Werden von solcher ZusammenlegungGrundstücke betroffen, welche einer gemeinschaftlichen
Benutzung uuterliegen, die nach der Gemeinbeitstheilungsordnung vom 19. Mai 1851 (Gesetz-
Sammlung Seite 371) aufgehoben werden kann, so muß die Servitutablösung oder Theilung
gleichzeitigmit der Zusammenlegung bewirkt werden,
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K«n- ^' Gebäude, Hofraithen, Hausgärten, Parkanlagen und solche Anlagen, deren Hauvt-
^'^^ ' Gewinnung von Obst, Hopfen oder die Gartenkultur ist, Weinberge, forstmäßig
oewirthschafteteWaldgrundstücke,so wie solche Lehm-, Sand-, Kalk-uud Mergelgruben, Kalk- und
anoere Steinbruche, welche einer gemeinschaftlichenBenutzung nicht uuterliegm, ferner sonstige
urGewinnung von Fossilien oder zu gewerbliche,,Anlagen dienende Grundstücke,ingleichen Grund-
mcie, au welchen Mineralquellen sich befinde», können uur mit Einwilligung aller Betbeiliqten
m die Zusammenlegung gezogen werden.
l,?'" fvr. ^' ^ ^" der Zusammenlegung kommendie auf die Servitutablösung und die Theilung
verglichen Vorschriften der Gemeinheitstheilungsordn.mg vom 19. Mai 1851 mit nachstehendener¬
gänzenden und abändernden Bestimmungen zur Anwendung.
9<,nk ^ ^' ^' ^^^ Theilnchmer muß für seine zum Umtausch gelangenden Grundstückedurch
eine 3" - ^'" ^"^ "bgefnndei: werden. Er muß jedoch für den Ausfall in der Güte
m!.. ^"^ "' ^ Fläche aunehmen, auch eine Anstaufchuug von Grundstückender einen gegen
Grundstückevon einer andern Gattung sich gefallen lassen.

Zur Ergänzung der Landentschädigung muß ausnahmsweise, wo es erforderlich ist, Geld
gegeben und angenommen werden.

Saat ?^ '""^ Düngungszustand d. h. derjenige Dünger, welcher die örtlich üblichen
Bett? "°7 '"^ getragen hat, ist gleich den übrigen auf periodische Nutzungen schon verwendeten
i« m ^"? . ^" Gegenstand besonderer Abschätzung und muß dem Abtretenden von dem Empfänger
m Geld besonders vergütet werden.
3IU tl>s^ c^' ^' ^"^ Entschädigung, welche eine Veränderung der ganzen bisherigen Art des
""riyichaftsbetriebes des Hauptguts nöthig macht, kann keinem Thcilnehmer aufgedrungen werden.

Für solche Veränderungen sind zu achten:
i) wenn eine bisherige Ackerwirthschaftin eine Viehzüchterei verwandelt werden müßte, und

umgekehrt, oder wenn eine von beiden die Hauptsache war, solche aber künftig nur Neben¬
sache werden würde;

2) wenn ein Hauptzweig der Wirthschaft, der im überwiegenden Verhältnisse zu den übrigen
stand, ganz oder größtentheils aufgegeben werden müßte oder doch nur durch Anlegung
neuer Fabrikationsanstalten erhalten werden könnte;

6) wenn ein Gespann haltender Ackerwirthsolches fernerhin nicht mehr halten könnte und seine
^andereren mit der Hand bauen müßte, oder umgekehrt,

sos^ - A"^n Veränderungen in der bisherigen Art des Wirthschaftsbetriebes kommennur in-
' lern m Betracht, als sie von gleicher und größerer Erheblichkeitsind.
Verb"» '«^ ^' ^"" ^ Landabsindung eine Entschädigung für mehrere verschiedenenRechts-
der W s unterliegende Grundstückeoder Berechtigungen eines Theilnehiners bildet, s» ist aus

^csammtllbfindung für ein jedes dieser Grundstückeoder eine jede dieser Berechtigungen ein
solck ' ^ ^-^ ""^zuweisen. Der Auseinandcrsetzuugsbchörde bleibt es aber überlasseu, eine
' ^ M^lsu.lg bis zum Eintritte eines Bedürfnisses oder bis zum Antrage eines Betheiligten

zusetzen und inzwischen nur die Quoten der Gcsammtabfindung zu bestimmen,welche die Stelle
r einzelnen zu ersetzenden Grundstückeoder Berechtigungen vertreten,

stei, fs>^' ^' ^"lgl ein Austausch bisher grundsteuerfreier Grundstücke gegen bisher grund-
> euerpflichtige,so treten die letzteren dadurch in die Klasse der grundsteuerfreien über,
find ^" denjenigen Gemarkungen, in welcheneine Zusammenlegung von Grundstückenstatt-
der >A? " ^"^Ma mit der Ausführung derselben unter Genehmigung der Bezirksregierung
Gr„?s!^"^^ derjenigen Grundsteuer, welcher von den der Zusammenleguug unterworfenen
für? m ^"^" entrichtet worden ist, auf die Landabfindungspläne anderweitig nach den
l«r o,e Auseinandersetzungangewandten Neinerträgen vertheilt werden.

§. 8. Nießbraucher müssen sich mit dem Genusse der Absindung begnügen.
Pachter müssen sich mit der Nutzung der Landabsindung begnügen; ihnen fallen die

Ü5
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Entschädigungen für vorübergehende Nachtheile zu, insofern sie sich nicht über dre Pachtzett er¬
strecken auch'müssen die VerPächter die Anlegung der erforderlichen Wege, Gräben, Tranken und
Einfriedigungen der Grundstücke bewirken oder den Pächtern die dafür gemachten Auslagen erstatten.
Eine Nenteentschädiqung bezieht während der Pachtzeit der Pächter, und bei einer Kapitalent¬
schädigung ist er berechtigt, deren Zinsbetrag zu fünf Procent von der jährlichen Pachtzahlung
nach Verhältniß der kontraktlichenZahlungstermine abzuziehen.

Will sich der Pächter mit diesen Entschädigungen nicht begnügen, so steht ihm frn,
binnen drei Monaten, nachdem ihm der Auseinandersctzungsplan bekannt gemacht worden ist, die
Pacht zu kündigen. Die Pacht hört alsdann mit dem Ende des laufenden Pachtjahres auf; wenn
aber feit dem Tage der Kündigung bis zu diesem Termin nicht mindestens drei Monate verstrichen
sind, so währt das Pachtverhältnis; noch für das nächste Jahr fort.

Bei Gcldabfindungen hat der Nießbraucher desjenigenGrundstücks, welches die Abfindung
gewährt, die Abfindungsrente während der Dauer des Nießbrauchs zu entrichten und muß im
Fall einer Kapitalentschädigung dein Eigenthümer, welchen,die Baarzahlung derselben obliegt, die
Zinsen des Kapitals zu fünf Proccnt gerechnet,vom Zahlnngstagc ab vergüten.

Das Nämliche gilt von dem Pächter eines solchen Grundstückes,und es steht demselben
in diesen» Falle die Kündigung der Pacht nicht zu.

Das dem Pächter in diesem Paragraphen eingeräumte Recht der Kündigung findet nicht
statt, wenn nach dem Ermessender Auscinandersetzungsbehordednrch die Zusammenlegung weder
ein erheblicher Nachtheil für den Pächter erwächst,noch eine erhebliche Aenderung der Wirthschafts-
vcrhältnissc des verpachteten Gutes zu erwarten ist.

Sind für den Fall einer Zusammenlegung zwischen dem Pächter und VerPächter in dem
Pachtvertrage andere Abreden über die Auseinandersetzung auf rechtsverbindlicheWeise getroffen
worden, so behält es bei diesen sein Bewenden,

tz. 9. Die Ausführung der Gemeinheitstheilungsordnung vom 19. Mai 1851 und diefes
Gesetzes wird für den Kreis Wetzlar der General-Kommissionin Kassel übertragen und ist nach den
für das Verfahren bei der Letzterengeltenden Bestimmungen zu bewirken.

§, 10. Alle im Bezirk des Instizsenats zu Ehrenbreitstcin noch bestehenden partikular¬
rechtlichenBeschränkungender Theilbarkeit des Gruudeigenthums werden aufgehoben.

Motive.

Der im Jahre 1856 versammelt gewesene zwölfteRheinische Provinzial - Landtag hat in
der Adresse vom 27. Oktober 1856 gebeten,

„den Entwurf eines Gesetzes für den Umfang der Rheinprovinzüber die Feldregulirung, ver¬
bunden mit der Zusammenlegungder Grundstücke, worin der Heiligkeit des Eigenthums und
den Forderungen des Gemeinwohls eine gleiche Rücksicht zuerkannt werde, vorbereiten und
den Prouinzialständcnzur Begutachtungvorlegenzu lassen."

Die erheblichen Vortheile, welche die Zusammenleguugder Grundstücke,verbunden mit ange¬
messenen Meliorationeil und zweckmäßigerFcldregulirung den Grundbesitzernin den cvnsolidirtcnGe¬
meindendes Herzogtums Nassau gebracht habeu, sind in jener Adresse als die nächste Veranlassung bezeich¬
net, daß das Verlangen nach einer ähnlichenVerbesserung mißlicherAgrarzuständezunächst in einigen Ge¬
meinden des RegierungsbezirksEoblenz sich gezeigt hat und Anträge in dieser Richtung gestellt worden
sind, denen wegen Mangel gesetzlicher Bcfuguiß keine Folge hat gegeben werden können. Wenn nach
Inhalt der Adresse auf der einen Seite erwogen worden ist, daß nicht allenthalbenin der Rheinprovinz
Zustände der gedachten Art vorhanden sind, so ist auf der anderen Seite für unbedenklichgefunden,
den Grundbesitzern derjenigenGemeinden, welche nach freiem Ermesfen die fragliche Umgcstaltuugihrer
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Grundstücke beschließen,mit Genehmigung w Staatsbehörde die Ausführbarkeit des Beschlusses zu er-
möglichen, ohne daß andere Gemeinden, welcheein solches Bedürfniß zur Zeit nicht anerkennen, dadurch
berührt werden.

, Die Staatsregierung hat mit Rücksicht auf die auch iu der Adresse erwähnte Verschiedenar-
nglcit der Agrarzustände in den verschiedene»Theilen der Nheiuvroviuz die erbetene Vorbereitung eines
Petzes für den ganzen Umfang derselben beanstanden und zunächst abwarten müssen, ob die Ueberzeu¬
gung von der Nützlichkeit der Maßregel unter den Bctheiligteu Wurzel fassen würde. Dies ist bis
letzt mi größten Theile der Rheinprouinz nicht geschehen. Es genügt darauf hinzuweisen, daß der Vor¬
nan^ des laudwirthschaftlicheu Vereins für Rheinpreußeu iu der Sitzung vom 17. und 18. Mai 1865
!! !'s ,"/!^""""" Konsolidationsfrage in der Erwägung, daß die überwiegend große Mehrheit der
^vMabtheilungen sich gegen Erstrebuug eines solchen Gesetzes für die Nheinprovinz ausgesprochen hat,
mu 18 gegen 15 Stimmen zur Tagesordnung übergegangen ist.

Dagegen sind aus dem ostrheinischenTheile des Regierungsbezirks Coblcuz, dem Bezirke des
^MNMncits zu Ehrenbreitstcin, von den Betheiligtcn lebhaste Anträge wegen eines Zusammcnlcguugs-
2tt stz? ausgegangen. Bei der erwähnten Erörterung im landwirtschaftlichen Vereine haben die Lotal-
t n t lw'ge" Altenkirchen, Neuwied und Wetzlar das Bedürfniß eiues solche» Gesetzes unbedingt aner-
^, .s /.'! /"^ ^'" ^'che Wetzlar ist sowohl von den Kreisständcn, als von der landwirtschaftlichen
"talabthciluug der baldige Erlaß desselben driugeud erbeten worden.

u,'t^ ' '^^ Staatsregierung hat hiernach die nähere Erwägung für geboten erachtet, ob ni'cht für den
, ryemychen Theil des Negieruugsbezirts Eoblenz, in welchem gemeines deutsches Nccht gilt, mit Nück^

, )c aus die un Wesentlichen vorhandene Gleichartigkeit der Agrarverhältnisse ein Znsammcnlegnngs-
^,ctz vorzuberelteu sei. Die Kreisstäude siud darüber gehört worden und die der 3 hauptsächlich

^"""^".^"lse Wetzlar, ^"lwicd und Altentirchen haben sich einstimmig für den baldigen Erlaß eines
lnb V^ ?^ "'"""' ^"' ^"' rechtsrheinischen Mitgliedern der Vertretung des Kreises Coblenz
ib/"«? " sdaruuter der Kreisdeputirte) iu gleichem Siune geäußert uud die drei auderen uur in

)reu Gcmemden das Bedürfniß bestimmt iu Abrede gestellt mit dem Bemerken, daß ihnen die Ver-
all'r ? " ^'" "^"'^" "^chemischen Theile des Regierungsbezirks unbekannt seien. Die Landräthe
darin "<^'"^'"^^"^ ^le Regieruug iu Coblenz und der Iustizsenat zu Ehrcnbreitstein stimmen
'^ern s." ""' ^"'' "^icn der fast durchgängig in jenem Bezirke herrschenden, höchst nnwirthschaftlichen
<) l,ptmeruug und vermengten Lage der ländlichen Grundstücke ein Gesetz, welches die wirthschaftliche
aniammcnlegimg derselben ermögliche, dringendes Bedürfniß sei.

.'^"^"" "uch die durchgeführte Grundstcncrregulirnng und das Gesetz vom 2. Februar 1864
S^"?^'"'"^ ^'^ Koutrakteu^ und Hypothekenwesens in dem gedachten Bezirke (Gesetz-Sammlung

l c ^ ^,^ Ausführung der Zusammenlegung wesentlich erleichtert hat, so ist ein darauf bezüglicher
letzeiitwurf bereits im Jahre 1865 vorbereitet worden und lM nur wegen Äürze der Zeit dem im

ezember jenes Jahres versammelten außerordentlichen Prouiuziallaudtage uicht vorgelegt werden können,
in ^ "'"^ ""^e von dem Gesichtspunkte ausgegangen, daß das Zusammenlegungs-Gesctz an die
N ^f"" "^"^'^^^"^ geltende Gemeiuheitstheiluugsorduung vvm 19. Ätai 1831 anzuschließen sei. Zur
lcchtsMMug einer solchen an sich cmpfehlenöwerthen Anknüpfung an die bestehendeGesetzgebungist
zvycheu uoch eiu erhebliches neues Moment hinzugekommen. Die für das vormalige Kurfürsteuthum

der l" "'^'!"'° Verordnung vom 13. Mai 1867, betreffend die Ablösung der Scrvituten, die Theiluug
nän^""^^^" "'^ bie Zusammenlegung der Grundstücke (GesetzSammlnug Seite 716) stimmt

MUch ui Form und Inhalt mit der Gemeinheitstheilungsordnnng vom 19. Mai 185,1 im Wesent-
)"l uberein und enthält außerdem nur einige besondere ans die Zusammculeguug bezüglicheBestim-
Uligcu. Dieser Vvrgang zeigt, daß abgesehen von solchen einzelnen Zusätzen die Vorschriften der ge¬

achtelt Gemeinheitsthcilungs-Ordnung, welche sich auf die Ablösung der Servituten uud Theilung
gememschaftlicherGrundstücke beziehen, auf die Zusammenlegung ausgedehnt werden können und daß
wnm für dcu Bezirk des Iustizseuats zu Ehrcubreitsteiu der vorliegende Zweck am angemcsseusteudurch
m Msetz erreicht werden kann, welches die Gcmciuheitstheiluugs^Orduuug vom 19. Mai 1851 durch
« für die Zusammenleguug maßgebenden Vorschriften ergänzt und beziehungsweiseabändert.
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Hur Motivirung der einzelnen Bestimmungen des auf dieser Erwägung beruhenden Gesetz«
entwnrfs wird Folgendes bemerkt.

Hu tz 1 Der Grundsatz, daß die wirthschaftliche Zusammenlegung stattfinden kann, wenn
dieselbe von den Besitzern von mehr, als der Hälfte der nach dem Grundsteuerkataster berechneten
Fläche der dem Umtausch unterliegenden Grundstücke beantragt wird, ist sowohl im 8- 4 der erwähnten
für das vormalige Kurfürstenthum Hessen erlassenen Verordnung vom 13. Mai 1867, als auch im
li o der Verordnung vom 2. September cr. über die Konsolidation im Regierungsbezirk Wiesbaden
mit"Beistimmung sachkundiger Vertrauensmänner aus jenen Landcsthcilcn zur Geltung gebracht. Die
Auwenduug dieses Grundsatzes auf das Gebiet des Iustizsenats zu Ehrenbreitstein rechtfertigt sich da¬
durch daß das Bedürfniß der Zufammenlegung in demselben mindestens ebenso groß, wie in dem an«
aren-enden frühereu Herzogthum Nassau und in dem vormaligen Kurfürstenthum Hessen ist und von
den Kreisständen, den Laudräthen uud der Bezirksregierung anerkannt wird. Wenn die Zusammen¬
legung uou der Genehmigung einer größeren Quote der Interessenten abhängig gemacht würde, so würde
dadurch der praktische Erfolg des Gesetzes iu einem Grade verzögert werden, welcher bei der Dringlich¬
keit der Ausführung nicht zu rechtfertigen wäre.

4 und 2. Diese Bestimmungen, welche gleichlautend in den ^§. 22, 11, 18 und,',, «3Zu H5- -, ...... -. —,-------........ ., . > - . .....
19 der erwähnten Vcrordnuug vom l3. Mai cr. enthalten sind, schließenvon dem Umleguugszwangc
diejenigen Grundstücke aus, welche uach ihrer Beschaffenheit und Bestimmung einer unfreiwilligen Vcr-
tauschung gegen blos landwirthschaftlich benutzte Grundstücke wegen ihres von solchenwesentlich ver¬
schiedenenWerthes nicht unterworfen werden dürfen und ermöglichen bei der Zusammenlegung eine dem
«andestulturbedürfnisse entsprechendeUmgestaltung der unwirthschaftlich zerstückelte«Besitzstäude der ein-
'clncu Theilnehmer, während die Gefahr einer Veränderung der ganzen bisherigen Art des Wirth-
schaftSbetriebs auögefchlofscnwird. Im tz. 2 sind diej,enigeuLehm-, Sand-, Kalk- und Mergclgrnben,
Kalt- und andere Steinbrüche, welche einer gemeinschaftlichenBenutzung unterliegen, deshalb nicht er¬
wähnt, weil für solche der tz. 16 der Gemciuheitstheiluugs Ordnung vom 19. Mai 1851 bestimmt, daß
sie znr gcmeiuschaftlicheuBenutzung auch ferner vorbehalten bleiben, insofern die Theilnehmer deshalb
uickt durch Ueberwcisung besonderer Vorrathc dieser Art ausgeglichen werden können.

Zu 8- <>- ^" start zerstückeltenBesitzständen liegt es im wirthschaftlichcu Interesse des
Empfängers der neuen, aus wenigen Planstückeu bcsteheudeu Gescimmtabfindung, daß die reale Aus¬
weisung der einzelnen Stücke, welche an die Stelle der mit verschiedenenPfandrechten u, s. w. behaf¬
teten einzelnen alteu (walzeudcu» Grundstücke treten sollen, so lauge ausgesetzt wird, bis wegen öffent¬
lichen Verkaufs oder aus sonstigen Gründen ein Bedürfniß dazu eintritt oder ein Beteiligter darauf
anträgt. Es ist deshalb, wie im tz. 25 der mchrgedachtcn Verordnung vom 13. Mai cr., auch im
vorliegenden Gefetzentwmfe der Auscinandersetzungs-Behörde überlassen, vorläufig nnr die entsprechenden
Quoten der Gesammtabfindung zn bestimme«.

Zu tz. 7. Die hier aufgenommenen beiden letzten Absätze des tz. 36 des Gesetzes von: 8.
Februar 1867 (Gesetz-Sammlung Seite 185), betreffend die definitive Untervertheilung nnd Erhebung
der Grundsteuer in den 6 östlichen Provinzen des Staats, passen ebenso wohl auch auf die Grundsteuer-
Verfassung der Nheinprovinz.

Zu §. 8. In Betreff der Wirtungen auf das Verhältuiß des Pächters und Nießbrauchers
paffen die nach §. 25 der Gcmeinheitstheilungs^Ordnung vom 19. Mai 1851 auf Theilungen und
Servitut-Ablösungen anzuwendenden tztz. 94 bis 103 des Ablösungsgesctzes vom 4. Juli 1840 nicht auf
Zusammenlegungen von Grundstücken. Es sind deshalb an deren Stelle die angemessenen Vorschriften
des tz. 28 der mchrgedachten Verordnung vom 13. Mai cr. aufgenommen worden, mit der Modifika¬
tion daß dem Pächter eines Grundstücks wegen der von dem VerPächter desselben zu gewährenden
Geldabfindung das Recht zur Kündigung der Pacht nicht eingeräumt ist, weil nach tz. 4 Geldabfindungen
nur ausnahmsweise in geringem Maße gestattet sind.

»u 8 9. Durch die Verordnung vom 2. September cr. (Gesetz-Sammlung Seite 1463) ist
der auf Grund des tz. 29 der Verordnung vom 13. Mai cr. errichteten General-Commission in Cassel
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d Ausführung der Servitut-Ablösungen, Theilungen und Zusammenlegungen in dem Hinterlanotreise
!^.«?' « .^^ .'^" ^" "°" d"" übrigen Komplex des Regierungsbezirks Coblenz durch den Ne-
^""'^'^" Wiesbaden getrennte Kreis Wetzlar angrenzt, so erscheint es angemessen, für letzteren
«r >v die Ausführung sowohl der GemeinheitstheilungsHrdnung vom 19. Mai 1851, als dieses Er¬
den n?"^ ^"' ^"'"'übCommission in Cassel nach den für das Verfahren bei der letzteren gelten
1., ? '""""^n zu übertragen. Insoweit ist also der §. 25 der Gcmeinheitstheilungs-Ordnung uom
^>'- ^cm Ibol abzuändern.

ba,-«f,.s ^-^ ^' ^" "nzelnen Theilen des Bezirks des Iustizsenats zu Ehrenbrcitstcin gelten noch
Gcse! ? ? Aeschränknngen der Theilbarkeit des Gruudeiqeuthums. Sie sind in dem vorliegenden
bind", f "" "' "'" ^'"^' "UMhcben, da sie die zweckmäßigeGestaltung der Abfinduugspläne
Vn»^,.. "^"< '^runter gehören folgende Bestimmnngen. Nach §. 128 der Zavn - .wchenburg'schen
"" """'^rdnulig von ^ lSeotti IV. p... 1731) und nach §. 4 der Sayn-Altentirchen'schen Ver-

onung vom L. Februar 1743 (.diel. II. p.^, «84.) dürfen sogenannte nngelustige Güter, d. h. die^
^ins^^"'«,^/?"'^' ^"""' "'^ ^'lälle haften, gar nicht getheilt werden, ebenso die herrschaftlichen
Grm?^ ' Kölnischen Verordnung vom 13. Juli 178!' (idi.I. ^., ii(i7, 1168) dürfen
tbeilt ^' "°I>"^ ^^'^^" ^" ^""'ten ^s Fiskus lasten, ohne landesherrliche Erlaubniß nicht ge-
De, n 1"^. ' ^"' Sayn.Altenkirchcnschen Verordnungen vom 0. Februar 1743 §, 4, vom 27.
nnte im> ' ^^ "'^ """ ^ ^" ^^ ^'"Ü II. ,,^. 683, 847, 876) sollen Aecker nicht

^ivrgeu Wiecu uicht unter '/, Morgen, Gärten nicht unter V. Morgen getheilt werden,
sollen s IV ^' ^"'^"""'H^chenburg'schcn Kontractenordnung von 1808 (>dis!. IV. ^««. 1717)
nicht n?'!,^"^"^"'^"' "^ b" anderen Veräußerungen, Aecker nicht unter '/1 Morgeu, Wiesen
1777 >>^^^" ^'"'"" "^°"' ^"^ den Nassau-Weilburg'schcu Verordmmgeu vom 2«. Iuui
Amtsbo^^'/. !?^i^"^ ^^ "^ ^^'"' ^")' '""che indem zum Kreise Wetzlar gehörenden
Gärten nsl^ ^ "' '^" bei Veräußerungen und Theilungen Aecker nicht unter ^Morgen,
der Ka„, 3. "«"^' "' ^"^"'' ^'^"' "icht unter 4N Ruthen getheilt »verden. Endlich tonnen nach
683) 3 s "'"'^°" Verordnung uom 6. Februar 1743. §. §. 1. uud 2. (Scotti II. p^. «82.
werden ^' "«" ausnahmsweise mit Genehmigung der Regierung getheilt oder theilweise übertragen
dem fs.i,,». . ?^ des Kreisgerichts Neuwied, in dem größeren Theile des Kreises Wetzlar und in
dia r ?!" ^'^ ^ltenkirchen gelten solche Beschränkungen nicht. Es ist also um so nvthwen-
"ger, daß die noch bestehenden aufgehoben werden.

Gutwurf
eines

Flscherei-PolizeWselM für den Umfang der Rheinpruvin; mrd des Neg.-Bezüks Wiesbaden.

Pro,ii ^ Tv'! ^^bellm, von Gvttes Gnaden König vvn Preußen :c. verordnen nach Anhörung der Zu der Allerhöchsten
für d n . ^"' ^^'uprovinz und mit Zustimmnng beider Hänser des Landtags der Monarchie Pr°p°siti°n Nr. Z.

umfang der Rhemprovinz und des Regierungsbezirks Wiesbaden was folgt:'
wä'ss«-» , ^'^'° <"' ^"'^rlften dieses Gesetzes ist die Fischerei in den öffentlichen und Privatge- Fischerei-P°«zeig°setz

"»«««'Im, !!^,,'33^
Gewäss-r "uccr ^Mo,semn Gewässern sind diejenigen zu verstehen, welche von andern fischhaltlgcn

„ein oergestalt getrennt find, daß die Fische nicht aus dem einen in die anderen übertreten können.

und dcu Regierung«'
bezirl Wiesbaden
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tz. 2. Fischerei im Sinne dieses Gesetzes ist das Fangen der Fische und Krebse,
tz. 3. Durch Verordnungen der Bezirtsregierungcnsoll festgestellt werden:

1) zu welchen Tages» und Jahreszeiten die Fischerei in Betreff der verschiedenenFischgattungcnund
Gewässer verbotenist;

2) welche Arten der Fischerei-Netzeund Geräthe untersagt sind;
3) welche Fische nnd Krebse mit Rücksicht auf deren Maß, Gewicht und Gattung nicht gefangen werden

dürfen.
tz. 4. Behufs der künstlichenFischzucht ist der Fang von Samenfischen während der Schon¬

zeit unter ausdrücklicher Genehmigungdes Landraths und in dem von demselben festzusetzendenUm¬
fange gestattet.

tz. 5. Mit Geldbuße bis zu Dreißig Thalern oder Gefängniß bis zu vier Wochen werden
bestraft Fischcreibercchtigtc,welche

1) den Bestimmungenüber die Schon- und Fangzeit zuwiderhandelnoder die Fischerei in verbotener
Weise oder mit verbotenenGerathen betreiben,

2) Fische und Krebse, deren Fang untersagt ist, wenn sie dennoch gefangen sind, nicht sofort in's
Waffer zurückbringen.

h, 0. Mit Geldbuße bis zu Fünfzig Thalern oder Gefängnißbis zu fechs Wochen wird bestraft,
wer vorsätzlichKalt, Brechnüsse, Kockelstörner oder andere zur Betäubung oder Tödtung der Fische geeig¬
nete Substanzen ins Wasserwirft.

Wird die Uebcrtretungin der Schonzeitbegangen, so ist auf Geldbußenicht unter Zehn Thalern
oder Gefängniß nicht unter einer Woche zu erkennen.

tz. 7. Wer den in einem Gewässer liegendenFischlaich vorsätzlich wegnimmt, zerstört oder
beschädigt, wird mit Geldbuße bis zu Zwanzig Thalern oder Gefäuguißbis zu uierzchu Tagen bestraft.

§. 8, Die nämlicheStrafe (tz 7.) trifft denjenigen, welcher mit Fischen und Krebsen wahrend
der Schonzeit oder mit solchen, deren Fang verboten ist, handelt, ohne sich darüber genügendauszu¬
weisen, daß dieselben aus Behältern oder aus Gewässern, in denen der Fang gestattet war, herrühren.

tz. 9. In den Fällen der durch tz. !i. 5, 6 und 8 vorgesehenen Uebertretungcnerfolgt die
Konfiskation der uutersagten Fischercigcräthe so wie der gefangenen vder feilgehaltenen Fische und Krebse.

§. 10. Hinsichtlich des unberechtigten Fischens und Krebsens hat es bei der Bestimmungdes
§. 273 des Strafgesetzbuchs fein Bewenden,mit der Maßgabe, daß auf Strafe von mindestens Zehn Thlrn.
Geldbuße oder einer Woche Gefängniß zu erkennen ist, wenn das Vergehen mittelst der im ß. 6
erwähntenSubstanzen verübt ist.

tz. 1l. Das gegenwärtigeGesetz tritt mit dem
in Kraft.

Mit diesem Zeitpunktewerden alle Strafbestimmungen,welche Materien betreffen, auf welche
das gegenwärtige Gesetz sich bezieht, außer Wirksamkeit gesetzt.

Urkundlich uuter Unserer HuchsteigenhändigcnUnterschrift und beigedrucktein Königlichen Iusiegcl.
Gegeben den

Motive.

In älterer Zeit hatte fast jedes der kleinen Territorien der heutigenRhcinprovinz feine beson¬
dern Polizei-Gesetze zum Schutze der Fischerei. Die wichtigsten derselben sind:

die Kur-Kölnische Jagd-, Busch» und Fischerei-Ordnung vom 9. Juli 1759,
die Kur-Triersche Jagd- und Fischerei-Ordnungvom 3. Dezember1720,
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d« Mich-Bergische Polizei-Ordnung von 1554 (Tit^l: von der Verwüstunq der
Fischereien), ^

die revidirte Niers-Ordnung vom 6. März 1769.
Mch.n 3 ^^rheinischen Theile der Provinz besteht die alte Gesetzgebungnebst einem, das nächtliche
vom?N 3f. s ?3^ ^^ietenden Nescripte des Großherzoglich Bergischen Ministers des Innern
17 und i« > °"^/ . Ü^ ^ ^'^' I'" linksrheinischen Theile dagegen gelten die Art. 5-12, 14,
höchsten ^ ' "t.o1 der Ordonnanz Ludwig XI V. von 16«, mit der Abänderung,daß durch Aller-
Fiscka^,., "^ ^ ? ' ^'^ ^ diejenigen Gewässer, in welchen die Forelle die vorherrschende
Wichgattungist, eme andere Schonzeitvorgeschriebenist.
spreche w3'^?'^" ^^ ^''"^ ^" Verhältnissennicht mehr. Sie sind nicht erschöpfend,ent-
schaft nick^ ^ ^ '^ "" ' ^""" ^" ^" bandelt, dem gegeuwärtigcuStande der Natur.vissen-
grellem Widerspruch ??' ^'""^'^ ^^^^"' ^ '"" ^" gegenwärtigenPrincipien des Strafrechts in

funken un^?--?^ ^"""6 ^" bw Erträge der Fischerei überall in höchst bedrohlicher Weise ge-
werden n,, ''^' '^"" "" "^^^^ Nahrungsmittel, ein vormals einträglichesGewerbe erhalten
Schntz m ,'.'^"" '" bnng^nder geboten, die Mängel der Gesetzgebung zu beseitigen, den polizeilichen
werbl chm ^? "' ^.-^ "" """^" nicht unerwünschte täglich fortschreitende Vermehrungoer ge-

"ehr nl ^r winttI^" " ^'" "°" """' """"" ^"" ber die Erträgnisse der Fischerei

die Verbäl3ss^" neu erworbeneu, zum Regierungsbezirke Wiesbaden vereinigten «andestheilm liegen
und Fisch^^ ^ "'""'"' "'' "' vornehmlichsten der dort geltenden Gesetze: das Forst-, Jagd-

"°'V' ^"""' '^" ^'" ^'^' und das Fischereistrafgesetzvom >3. November
Auge m fass.^ ""che die Fischerei-Polizei in das
L°cal-VerM^s' ^"^ ^^ ^"'' "^ ^ ^" bei den der Nheinprovinzsonst gleichstehenden

-unhaltnysend:e Fychereierheblich und bedrohlich zurückgegangenist.
Der vorliegende Gesetzentwurf soll den Mängeln abhelfen,

gestalten ^'berührt absichtlich die in den verschiedenenTheilen seines Geltungsbereichsverschieden
, "lmen Rechte zur Fischerei nicht, da ein Bedürfniß dazu nicht vorliegt.

Der Ent,n,?^°"^.?"^"^ Unberechtigter sind dieselben durch tz. 27^ des Strafgesetzbuchs geschlitzt.
Dies voranl ll'? .'^ "'" '^' ^gabe. die Berechtigten selbst an angemesseneRegeln zu binden,

«orcmgeschutt,bleibt zu den einzelnen Paragraphen zu bemerken:

gerinaer«öü^' ^ ^" ^" ^ ^^ stehenden Landesthcilen sind die „geschlossenen" Gewässervon
ger ^,ß^ u,^ ^„^ Priuat^igellthum, im Besitze einzelneroder nur weniger Eigenthümer,

freien N.'.c- ,""'"" ^"^ ^^ ^^"l)r der Verletzung anderweiter berechtigterInteressen in der
Anfügung über ihre Fische nicht wohl beschränktwerden.

Schutzes. ^" ^' ^' ^"' ^bsfang ist ebenso zurückgegangenwie der Fischfang. Er bedarf desselben

Zu § 3. Was die Fischerei-Polizei vornehmlich in das Auge zu fassen hat, sind:
me Tages- und Jahreszeiten, in denen nicht gefangen werden darf;
d« Einrichtungder Netze und Geräthe und ihre Anwendung;
me Schonung der für den Handel und den Consum werthlosenjungen Brüt.

setzun^n i«" ^ ^"^ Dinge lassen sich für einen geographisch weiten Geltungsbereichgenerelle Fest¬
's "gen im Gesetzenicht treffen.

Hältnissen ?^ ^"chzeit, in der geschont werdenmuß, ist nach den Fischgattungen, den climatischen Ver¬
Werden d s ..^^lfenheit der Gewässer verschieden.Ob die Fischerei auch bei Nachtzeit ausgeübt
Gevrauck3> ^ allgemein weder bejahen noch verneinen. Gewisse Arten von Gerathen und des
während^ ? ^"gnet, '« manchenGewässern und für manche Fischgattungendie Fischzuchtzu stören,

n° ,,e für andere Gewässer und Fischarten nicht wohl zu entbehrensind; es läßt sich auch nicht
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schlechthinund ohne Berücksichtigung der localen Verhältnisse ein für allemal ein geringstes Größen
oder Gewichtsmaßder zu schonendenFischbrutfestsetzen.

In allen diesen Beziehungentonnen nur die Provinzial-Regierungcn:m Verordnungswege
zweckentsprechende und geeignete Regulative treffen, die obcncin je nach den sich im Ieitverlaufe ändernden
Bedürfnissen uud bereichertenErfahrungenohne große Weiterungen modificirt oder ergänzt werden tonnen.

Nach demselben Grundsatze verfahren die in den östlichenProvinzen für die Vinnmgewäfscr
bestehendenFischereigesetze,anch findet das französischeGesetz vom 15. April 182!) seine Ergänzung in
Erlassen der Staats-Negierung und der Präfetten.

Zu. 8 4. Die in der Gegenwartvielfach geübte, von Staatswegen auch mit Recht geforderte
künstliche Fischzucht fordert die Möglichkeit, Saamenfische und den Laich zu beschaffen.

Zn'tz- 5. Um den zu erlassenden Regierungs-Verordnungenden nöthigen Nachdruck zu geben,
ihnen die erforderliche Wirksamkeit zu sichern, ist es geboten, mit dem Strafmaße über die durch das
Gesetz wegen der Polizei^Verwaltungvom 11. März 1850 gezogeneMaximalgrenze, in einer dem
bestehendenStrafrcchte entsprechendenWeise hinauszugehen.

Zu t,. 6. Der Fischerei vorzugsweisenachtheilig ist die vielfach geübte Anwendungbetäubender
und giftiger Substanzen. Sie vernichtet' ganze Fischbeständr schon in der Brüt.

' Sie ist daher mit besonderer Strenge zu uerpöuen.
Zu ß. ?. Selbstverständlich erfordert auch der Fischlaich eine Fürsorge.
Zu §. 8. Es ist eine bekannte Erfahrung, daß Verboten, wie den hier in Rede stehenden,

nur dann erst eine rechte Wirkungfolgt, wenn, den Zuwiderhandelndendie Absatzwegeverschlossen werden,
es mußte also auch der Handel mit solchen Fischen und Krebsen, die eben nicht gefangenwerden sollen,
verboten und unter Strafe gestellt werden.

Zu §. ». Die Verhängungder Confiscation rechtfertigtfich von selbst.
Zu tz. IN. Wegen des unberechtigten Fischens bewendet es bei ß. 273. des Strafgesetzbuchs,

mit der nach §. L. nothwendigen Verschärfung im Falle des GebrauchsbetäubenderSubstanzen.
Zu'ß. 11. Der Zeitpunkt von dem ab das Gesetz Gesetzeskraft erhalten soll, ist im Gesetze

mit Rücksicht auf den Erlaß der Rcgierungs-Verordnnngenfestzusetzen.

Regelung der
politischen Ver¬

hältnisse des
vormals
Hessischen

Oberamtes
Mcisenheim.

Auf den Bericht vom 12. März d, I. genehmige Ich. daß die zurückfolgeudenEntwürfe:
1) einer Verordnung, betreffend die Regelung der Vcrwaltungs-Vcrhältnisse in dem Oberamte

Meisenheim,
2) einer Verordnung, betreffend die Ausdehnungdes Provinzial-Verbcmdesder Rheinprouinzauf das

genannte Oberamt,
3) einer Verordnung, betreffend die Ausführung der ständischen Gesetze in demselben Oberamte,

nebst Motiven dem nächstzusammentrctenden Rheinischen Provinzial-Landtagezur gutachtlichen
Aeußerungvorgelegtwerden.

Berlin, den 13. März 1868.

gez. Wilhelm.
qegengez. v. Bismarck. v d. Heydt. v. Itzcnplitz. v. Mühler. v. Selchow.

Graf Euleuburg Leonhardt.

An das Staats-Ministerium.
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Gntwurf einer Verordnung
betreffend

die Ausdehnungdes Provinzial-Verbcmdesder Rheinprovinzauf das vormals Hessen«
Homburg'sche Odermnt Meisenhmn.

Wn Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen :c, verordnen:c. was folgt: Ausdchnimg de« Pr°.
S.i^ i^. -..' . ^ "" ^ ^ ^^ GchtM vom 37. März 1824 (Gesetz-Sammlungpro 1824 «mzial.V»l>°ndeöder

setz vom 9^3^"?' provinzialständifcheVerband der Rheinprovinz wird auf den durch das Ge- d°?^ml7iH.
wrpi«.^/ <^^^'V ^ ^^ ^^b-Sammlung pro 1866 Seite 876) mit der PreußischenMonarchie H°mb»rg'sche Ob«,
vereinigten Bezirk des vormals Hessen-Homburg'schcn Oberamts Meisenheim ausgedehnt. "" ^"heim.
Verordnun ^" ^^"^ ^" erforderlichen Ausführnngs-Bestimmungen erfolgt durch besondere

Urkundlich:c.

Motive.
dauernd.«^ Obemmt Mersenheimmit 13,752 Einwohnerngehörte während der über 20 Jahre
wurdet zum Saar-Departement und zum ArrondissementVirkenfeld,
5 Avr's ^i?'! ^ ^ ^""" "^en Besitznahmedes Großherzogthnms Nieder-Rhein vom
Komb'.., V . ^" ^""^" " ^'litz genommen,aber schon am !,. Septeinber 1816 an Hessen-
Ueb^ra^. ^ . '^ '".?" ^^elbe bis zum Aussterben der Landgraflichen Linie und bis zum
abget«? "^^ ^n welchem es im vorigen Jahre an Preußen

berrs^^s. ^" dem Oberamtegilt die Französische Gesetzgebung,welche daselbst während der Fremd-
Pre2ck^^ ^^"'' "^ ^ bildet dieselbe eben fo, wie in den angrenzendenälteren
preußischen Gelnetstheilen die Basis des Rechtszustandes.
Neai?,....^^?^^ auch unbedenklich erschienen, sämmtlichein dem westrheinischen Theile des
ordnnn. « ^ °^"5 seit dem 5. April 1815 ergangenen Gesetze und landesherrlichen Ver¬
wes^,? '?°^" ,^^ ""'^ lchon durch andere Verordnungen geschehen war, mit einigen nicht

"^r nicht in Betracht kommendenAusnahmen durch die Verordnungvom 20.
September1867 auch in Meisenheim einzuführen.
bältrnss. ,^"" !3°" ^ Homogenität in der Gesetzgebung, sowie die Gleichartigkeit der Ver¬
eine?.. ^eramtsbezirke ""t denen in den benachbarten Distrikten der Nhe'inprovinzauf
Laae wn« ,""5 ??"^""'s '«it dieser Provinz hinweist, so läßt doch auch die geographische
dinat'a,^ ?s ^ Zulegungdes Oberamtes zu irgend einem anderenProvinzial-Verbandeunbe-
dan .« .13 r " " ^^ Einverleibung in die Nheinprovinz als so selbstverständlicherscheinen,
auf d.n « m"^«? Motiviruug der beabsichtigtenAusdehnungdes Verbandes dieser Provinz
"us oen m Rede stehenden neuen Landestheilweiter nicht bedürfen wird
Illnat f. ?^ ^"^/?"ls Ausführung einer solchen Maaßregel zu treffenden Anordnungen an¬
gelt?^ ^s/" ^ «^ ^ "' Folge der gedachten Verordnung die in der Rheinprovinz
G tz^^?,' wegen Anordnungder Provinzial - Stände u. s. w. in dem Oberamtebereits
Neckt.« ^!^V"^ ^°"' lich auf eine nähere Regelung des hiernachdemselbenzustehendenrechtes der Theilnahmean ^ ^^«^:„,^s «,„^„^ ..... c..^^ ., < ^ ^ ^
Reck^« >.»^ ^ . 7 ' ..... ' l'"/ aus eine nayere megcmngdes
achtes der Theilnahmean der Provinzial-Vertretungbeschränken.

45
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Bei einer solchenRegelung wird in Anbetracht der geringen Einwohnerzahl des Ober-
amtcs eine Aenderung des Stimmverhältnisscs auf dem Rheinischen Prouinzial Landtage nicht er¬
forderlich werden vielmehr wird es hierbei nur darauf ankommen, den bestehendenständischen
Wahlbezirken die entsprechenden Elementein dem Obcramtsbezirteanzuschließen.

L.

Entwurf einer Verordnung
betreffend

die Ausführung dcr stäudischmGesetze in dem vormals Hessen-Homuurg'schcnOveramtc Mcismheim.

Ausführungder sww
dischm Gesetze i« dein
vormalsHessen°Hom°
bulg'schenObcillMte

' Meisenheim.

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König uon Preußen :c. verordnen im Anschluß an die
Verordnung vom betreffend die Vereinigungdes vormals Hcsfcn-Homburg'schen Ober¬
amtes Meisenheimmit der Rhcinprovinz,was folgt:

§. 1. Da Güter, welche nach den für die Rheinprouinzallgemein festgestellten Grundsätzen
im Stande der Ritterschaftauf dem Provinzial-Landtagezu erscheinenberechtigen, in dem Bezirke des
Oberamtes Meisenheimnicht vorhandensind, so findet eine Vertretung des Bezirkes in diesem Stande
nicht statt.

Sofern Wir aber künftig einem der dortigen Güter die ritterschaftlicheQualität zu verleihen
Uns bewogen finden sollten, fo nimmt dessen Besitzer mit den anderen Rittergutsbesitzerndes Regierungs¬
bezirkes Eoblenzan den Wahlen des im Artikel VI l. der Verordnung vom 13. Juli 1827 bezeichneten
ersten ritterschaftlicheu Wahlbezirkes Theil.

H. 2. Die Stadt Meiseuheim wird auf dem Provinzial-Landtage im Stande der Städte
vertreten und mit dcu Städten Ereuznach, Kirn, Sobernheim, St. Goar, Boppard, Oberwescl,Bacha-
rach und Stromberg in Hinsicht der diesen zustehenden Eollectivstimmc im Stande der Städte vereinigt.

tz. 3. Die übrigen Gemeinden des Oberamts-Bezirkes erhalten ihre Vertretung auf dem
Provinzial-Landtage im Stande der Landgemeinden,und werden dem durch den Allerhöchsten Erlaß
vom 2. Januar 1865 gebildeten fünften Wahlbezirke des RegierungsbezirkesCoblenz (Ereuznach,
Simmern) zugeschlagen.

ß. 4. So lange in der Stadt Meisenheimdie Gemeinde-Ordnungfür die Rheinprovinz
vom 23. Juli 1845, oder die Rheinische Städte-Ordnung vom 15. Mai 185« noch nicht eingeführtist,
werden in der Stadt Meisenheim die Behufs der Abgeordneten-Wahl zum Provinzial-Landtage im
Stande der Städte zu wählendenBezirkswähler, sowie der Deputirte, welchen die Stadt als ihren
Vertreter zu dem Kreistage zu entsenden hat, von dem Gemeinde-Vorständeaus seiner Mitte gewählt.

8. 5. Die Wahl der Vezirtswähler zur Wahl des Abgeordnetenzum Provinzial-Landtage
im Stande der Landgemeinden,so wie die Wahl der Deputirten zur Vertretung der Landgemeinden
auf dem Kreistage erfolgt bis zur Einführung der Gemeinde-Ordnung für die Rhcinprovinzvom 23.
Juli 1845 von den zu einem Wahlkörperzu vereinigenden Gemeinde-Vorständender einzelnenGemein-
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a7di^^^7^'^"^"""""" "^ ^rer Mitte. In der BürgermeistereiMeisenheimdarf jedoch

nicht T^ Gemeinde-Vorstandder im Stande der Städte vertretenen Stadt Meisenheim

U t^ ^l?' ^^ ^"Mbmng dieser Verordnung wird Unser Minister des Innern beauftragt.

Motive.

auf das «X .^ Verordnung vom ist der provinzialständische Verband der Nheinprovinz
der ,ur Z^I '" ^"'!"^< H''M<Homburg'scheuOberamtes Meiseuheimausgedehnt und der Erlaß
halten wor?, "^ d«ses Gesetzes erforderlichen Bestimmungeneiner besonderen Verordnung vorbe-
"rdnuna nn«, ^> ^ ^'' """' l"lck'"l Verordnuug kaun, nachdem in Folge der AllerhöchstenVer-
gieruna!be i^" .'c?^"'^5 ^^' betreffenddie Einführung der im westrheinischenTheile des Re-
nunaen .3 /„ .s ."'" ^"""^" ^''"^ "' ^m Oberamte Meisenheinr, auch die Gesetze und Verord-
erhalten2 , ^""^nling der Provinzialständein der Nheinprovinzin Meisenheimbereits Geltung
an der V-m^/s'^ "''" ^'^"'' ^^ ^""ä) dem Oberamtsbezirke zusteheude Recht der Theiluahme
in: Gan^n , n " ?"1"^"'' '" """"' ^" ""'"« ^'bllfe erscheint bei dem geringenUmfangedes
nisses in ^ « ' Einwohnerzählenden neuen Landesthciles eine Aenderungdes Stimmcnvcrhält-
Mit B e^f.n" ^"""zlal Landtagenicht erforderlich, vielmehr kann es hierbei nur darauf ankommen,

gegenwärtigdie Wahl der Abgeordnetenzum Provinzial-Landtagezusteht, die
mMechmdcn Elemente^ Oberamtes zu vereinigen.

Oöeramt./?^? ^ 7?^ ""liegenden Entwürfe unter Berücksichtigungder geographischen Lage des
und den ^s. ""brschemlichen definitiven Einverleibungdesselben in den Negieruugsbezirk Cvblenz

om itrels Creuznach geschehen.

resp der s3"^^^' Einführung der GemeindeHrdnuug für die Nheinprovinz vom 23. Juli 1845
vergehe,, ,3> - '- ""^ ^ die Nheinprovinz vom 15. Mai 1856 voraussichtlich noch einige Zeit
und 5 d^ 5 , '"Md darüber, »vie es bis zu jenem Zeitpunktezu halten sein möchte, in den §. 4
Gemeinde^. /'.^ ,^^'tlmmungen aufgcuommen worden. Hierbei kam zunächst in Betracht, daß die
einen G>,n7i >, ?'^ " ^" Gemeindendes Oberamtes nach dem Gesetze vom 9. Dezember 1849 durch
sondern " ""^°^"''^ud gebildet wird, welcher nicht allein aus Gemeindc-Verordneten (Gemeinderäthen)
Stimme in V""i- Bürgermeisterund einem oder zwei Beigeordnetenbesteht, welche Alle Sitz und
alZ die d ? ^"''"Nlnluugcu des Gemeinde-Vorstandeshabeu. Der Gemeinde-Vorstandist daher
der Be-i^, ^^tverordneten analoge Versammlung als einstweiliger Wahlkörper bezüglich der Wahl
des s^i) . ^""O der Wahl des Abgeordneten im Stande der Städte und bezüglich der Wahl

stadtychen Krerstags-Abgeordnetenbezeichnetworden.

höchsten ss?"^ ^ Bczirks,oählerim Stande der Landgemeinden anlangt, deren Wahl nach der Aller-
'st, sv .. """"^^rdre vvm 2. Januar 1865 in die Hände der Bürgermcisterei^Bersanunlunggelegt
Vertretu ^ ?-'" ^^"'"'"^bezirke den Bürgermcistcrei-Versammluugendie vereinigtenVorstände oder
die in ^m saMMlichcrGemeindender betreffenden Bürgermeistereivorläufig substituirtworden, da
indem "d'" ^„^"'"^bezirke geltende Gemeinde-Verfassung den Begriff der Sammtgcmeindcnicht kennt,
Gemeint ^"^^"""sterei in Ansehung solcher Angelegenheiten,welche für alle zu ihr gehörenden
Meinde ?/^^"""^^^^ Interesse haben, einen Communal-Verbandmit dem Rechte einer Ge-
tretuna ^ .?" "'^ selbstverständlichdaher auch für einen derartigen Verband eine berechtigte Ver<
der «^ . ^'^° Uebergangsbestlmmungist auch auf die Wahlen der Kreistags-Dcputirtcn
°er Landgenieurdcn ausgedehntworden.
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Jene letzteren Wahlen wurden nach §. 15 der Kreis-Ordnung vom 13. Juli 1827 von den
Administrations-Behördenund Repräsentantender ländlichen Sammtgemeinde,welche, nne bemerkt, zur
Zeit in dem Oberamte nicht existiren, vollzogen.

c.

Gntwurf einer Verordnung
betreffend

die Regelung der Herwaltungs-VerlMmsse des vormals Hessen^Hombmg'schen
Oberamtcs Meisenheim.

heim.

. Wir Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preußen «., verordnen was folgt:

^"<??s"u°l2s° s- l- Der durch das Gesetz vom 24. Dezember 1866 (Gesetz-Sammlungpro 1866 Seite 8?6)
Hessen.b°mburg'schen ^ Unserer Monarchie vereinigteBezirk des vormals Hessen-Homburg'schenOberamtes MeisenheiM
Oberllmtes^Meisen-^,^ ^^ Verwaltungsbezirkeder Rhcinprovinzbeziehungsweisedem Regierungsbezirke Coblenz zugelegt

und mit dem Kreise Creuznach vereinigt.

ß. 2. Innerhalb dieses Kreises bleibt das Oberamt Mcisenheimvorläufig als engerer Ver¬
waltungsbezirkbestehen.Dem an die Spitze desselben gestellten Amtmann liegt insbesondere die Aufficht
über die Handhabungder Ortspolizei und über die Gemeindeverwaltung in seinem Bezirke ob. Außer'
dem fungirt er als Organ des Landrathes für alle dem letzteren übertragenenGcfchäftszweige.Auch
kann ihm die felbstständige Erledigungeinzelner Geschäftszweigeals ständigem Kommissar der Regierung
oder des Landraths übertragen werden.

Die Kompetenz und Geschäftsführung des Amtmannes wird durch eine besondere Instruktion
geregelt.

tz. 3. Der Erlaß der erforderlichenAusführungs-Instruttionen bleibt den betheiligten Reffort'
Ministern überlassen.

Urkundlich:c.

Motive.

Nachdem das vormals Hessen-Homburg'sche Oberamt Meisenheimmit der Preußischen M
narchie vereinigt worden, ist zunächst die Frage zu entscheiden, welchemVerwaltungsbezirkedasselbe zU"
zuschlagen sein und insbesondere, ob es sich empfehlen möchte, den Oberamtsbezirkals einen sclbststä^
digen Kreis, sei es mit, sei es ohne Vergrößerung des bisherigenBezirkes durch angrenzende VernM
tungsgebiete(Theile der Kreise St. Wendel oder Creuznach) zu konstituiren. Diese Frage dürfte jed^
zu verneinensein.

Daß aus dem jetzigen Amtsbezirkeallein ein besondererlebensfähigerKreis nicht gebM
werden kann, liegt auf der Hand, da dieser Kreis nur circa 13,500 Einwohner zählen würde.
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des ' <,^ 3"'° ^"^ ""^'^ ^^ ^"^ ^"^^ der Bildung eines Kreises Meisenheim die Vergrößerung
ueZ Migen Amtsbezirkes durch die von mehreren Seiten in Anregung gebrachte Ueberweisung der an¬
grenzenden BürgermeistereienGrumbachund Sien, Kreises St. Wendel empfehlen. Zwar würden die
Anwohner dieser Bürgermeistereiennach der Stadt Meisenheimeinen nähern Weg haben, als nach der
mferntern Stadt ^t. Weudel. Hierdurch würde jedoch die Einwohnerzahl des Bezirks Meisenheim

«ur um 10,N00 Seelen vermehrt, somit eine für einen landräthlichenVerwaltungsbezirkausreichende
Bevölkerung mcht gewonnen werden.

A>,^ ^ Auuererseitswürde aber auch die Einwohnerzahl des Kreises St. Wendel in Folge dieses
«usia)ewens auf die für den Vereich eines Lcmdrathsamtcsgeringe Zahl von 32,000 hcrabsinken.
Kreise l5 ^ensfähigkeit eines bcsouderen KreisesMeisenheim durch Zutheilung eines Theiles des
zufn!v "^"«ch' etwa der angrenzenden BürgerineistereienSoberuheim, Monzingen und Kirn herbei'
d.n X ^' v! ^'^ "^"' "" ^^eresse ^" Kreis-KorporationCrenznach, noch in dem der betreffen-
den Gemeinden selbst bisher ein Bedürfniß herausgestellt.
Swd, «n ?"? ""^° b" dieser eventuellen Kreisbildungnicht die am äußersten Ende desselbenbelcgene
baln,^ ?"'"'."' ^"^"' ^^ '" d"' Mitte belegene Soberuheim schon seiner Lage an einer Eisen-
ersckei«/n n '/ !"'^ ^^"" Kommnnikationsmittelwegen, znm Sitze des Landrathsamts geeignet
in wel^ „"'/"''" U'ustäudeuerscheintes nicht thnnlich, dem Wunscheder Stadt Meisenheim,
eine/?.^ ?/ '" " Landesverwaltnngkonzentrirte, dnrch Bildung eines nenen Kreises den Sitz
^n er^s? ?7""5'"' ^"wenden, Genügezn thun, abgesehen davon, daß die Rücksicht ans das lokale
habm an d ''?. /?" ^"" 5"""b""' zagenden Stadt -^ die anderen Ortschaften des Oberamtes
unteren. ^""'"'g des Kreissitzes in derselben wenn überhaupt, doch nur ein sehr uutergeordnetes
ckider. .,^ v ^c ."'" ^""^'«den Grund bieten kann, bestehende Organisations. Verhältnisse zu
Wunick' ^ « ^ 3"'^ ^"^"^ "'^ St- Wendel ohne dafür sprechende innere Gründe gegen den
nack die ?^> '^" ^ Erlegen, um einen kaum lebensfähigen neuen Kreis zu schaffen. Wenn dem-
Verarö e3.5 7'7^ °^ ^'"^ Meisenheim zu einem besondere« Kreise, weder mit, noch ohne
dürfte ^ v ?. "'grenzende Ver.valtungsgebiete,vom administrativenStandpunkte sich empfehlen
rede d 2 - Zulegung einzelner Theile desselben zu v erschi ebenen Verwaltungsgebietenselbst-
mit dem? "."uj5"'swerth erscheint,so kann es sich nur uoch um die Frage handeln/ ob der Bezirk
leaun« ,,. ? St-^Weudel oder mit dem Kreise Crenznachzu vereinige,: sein möchte. Für die Zu-
Ere„n^ c? ^' ^"^" ""^^ ""' ^"end zu machen sein, daß Letzterer dadurch eine dem Kreise
würd!? "'^5 " Weiche Seelenzahlerhalten würde. Dieses im Allgemeinen angemesseneVerhältniß
aroke i?.?' ^'? °" ^"^ verlieren, daß der Kreis St. Wendel, der gegenwärtigschon durch zu
würd. , ?^usdehnung ungüustiggestaltet ist, eine noch mehr gedehnte schwerfällige Form erhalten
förde ii^l ." Verbindung der einzelnen Kreistheile unter fich und mit der Kreisstadt keineswegs
euan^?/"lu "^ dagegen weist die Uebereinstimmung in Sitte und Gewohnheitder überwiegend
an Elchen Bevölkerung mit den ihr stammverwandten Pfälzern im Kreise Crenznach, auf den Anschluß
NevöM,. ^" ? unzweideutig hin. Die Wünsche,die sich in dieser Richtung bei der ländlichen
Grund. ^."wamts unverkennbargeltend machen,beruhen aber noch auf andern sachgemäßen
der n.?^' ^ ^ Bevölkerungfindet durch die geographischeLage ihres Bezirks und durch die Art
die m5 . . '^"'' welche hauptsächlichin Erzeugnissender Land- und Fvrstwirthschaftbestehen,
mü„? « <^" d" N")e u^ ^l der diesem Flusse sich entlang ziehendenEisenbahn. Dorthin
Städ^ / Hauptstraßen des KreisesCrenznach. Aller Handel und Verkehr geht nach oder über die
den m ^ "'^' K""' Sobernheim und Crenznach. Die Vichmärkte letzterer Orte werden von
5>äM ? '^" ^ Oberamts, deren Hauptreichthumdie Viehzucht ist, zahlreich besucht, und wohl die
vulsieder Ort,chaftcn kauft ihre täglichen Bedürfnisse in Kirn oder Sobernheim. Eine AnzahlKinder
Avoi? 'lttsoeMk haucht die höhern Schulen letzterer Städte, wie auch die dortigen Aerzte und
Medd K ^" Meisenheimschcn Eingesessenen benutzt werden. Zwischenden Orten Staudernheim,
;enk 3"c"' Klrschroth, Baerweiler, Lcmschied,Merxheimund Sobernheim resp, zwischen den angren-
H"wm ^telsenheim'schen Orten und Kirn besteht ein regelmäßiger Verkehr.
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' Hiernachdürfte nicht in Zweifel zu ziehen fein, daß die an oder in Nähe der Nahe belegenen
Orte von denen allein die 3 Gemeinden Staudernheim, Meddcrsheimund Merxheim die Bevölkerung
der Stadt Meisenhcimübertreffen und von denen jede einzelne Letzterer an Wohlhabenheitmindestens
gleichsteht, nähere und natürlichereBeziehungenzu Sobernheim und Kirn als zu ihrem seitherigen

eram >U ' ^ ^Mlung des Oberamts an den Kreis Creuznach wird zwar dessen Bevölkerung
auf circa 71 «NN Seelen erwachsen, eine Ueberbürdung der lcmdräthlichcnVerwaltungwird indeß hierdurch
nicht eintreten weil der also vergrößerteKreis gut arrondirt und nicht allein von der Eisenbahndurch¬
schnitten sondern auch überall mit guten Verbindungswegenversehen, überdies aber auch bei dem in
der RheinprovinzbestehendenBürgermeisterei-Instituteein Landrath sehr wohl im Stande ist, die Ver¬
waltung eines Kreisesvon 71,000 Einwohnernzu führen.

Schließlich dürfte auch noch des Umstandeszu erwähnenfein, daß das Oberamt durch die
Verordnung vom 13. Mai 186? dem Lcmdgcrichtsbezirkvon Eoblcnzzugewiesen worden ist, und daß
die Bewohner des Oberamtes die Stadt Coblenz, welche gleichzeitig Sitz der Vezirks-Ncgicrungist, ver¬
mittelst der Eisenbahn(Station Staudernheim) bedeutend schnellerals die Stadt Trier erreichen können.
Die Entfernung von Staudernheim via Saarbrücken nach Trier beträgt circa 26, jene nach Eoblcnz
dagegen nur 13 Meilen, Mit der Iuschlagungdes Oberamts zum Kreise Creuznacherledigt sich zu¬
gleich die Frage, welchem Regierungs-und Prouinzial-Bezirkedasselbe zuzulegen sein wird, von selbst.

Was endlich die Bestimmungim tz. 2 des Entwurfes anlangt, wonach das Oberamt Meifen-
heim vorläufig als engerer Verwaltungsbezirkinnerhalb des KreisesCreuznach bestehen bleiben soll, so
ist hierbei die Rücksicht leitend gewesen, dem gegenwärtigan der Spitze der Verwaltung des Oberamts¬
bezirks stehenden Geheimen Regierungs-Rath Reinhard eine möglichst selbstständige,seiner bisherigen
amtlichen Wirksamkeit entsprechendeStellung zu gewähren, um auf diese Weise den um das Oberamt
sehr verdientenBeamten dem Staatsdienste zu erhalten.

Bemerktwird hierbei noch, daß eine ähnliche Einrichtungauch bezüglichder Aemter des ehe¬
maligen HerzogthumsNassau und bezüglichdes Amts Homburg in dem Regierungsbezirke Wiesbaden
getroffen worden ist. (§. 9 der Verordnung vom 22. Februar 1867, Gesetz-SammlungSeite 273.)
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Erwiderungen
des

Herrn Landtags-Commissarsauf Antrüge dcs 17. und l8.Pwvinzlal-
Landtagcs.

Nro I
«. Düsseldorf, den 1 5. März 1808. Rheinischer Land.

"N ^kt'si i"' ^"chwohlgeborcnbeehre ick mich in Beziehung auf das sehr gefällige Schreibenvom wehrpferdegelder.
Allerbest ^^' ^' ^- ^'ro. 5^9, ganz ergebenst zu benachrichtigen, daß des Königs Majestät mittelst
Bestände ^i"s""^^^^ "^ ^' ^"^ ^ ^" bestimmen geruht haben, daß die sämmtlichen
Mapaib/^ ^^""ischen ^andwchrpferdegelderfonds den daran betheiligten Kreisen und Krcistheilennach
Beitriie ^"<~"? ^^"'" '^ '^bildung des Fonds in Folge der Deinobilmachnngoon 18^,9 geleisteten
bereit,'5.s^^ ?^'""""""^ "'^ der Bestimmung definitiv überwiesen werden, bei eintretender Äriegs-
vcrweudet,u we-d '""^""^ "'"' ^"«chterung der die Kreise resp, Gemeinden treffendentasten

das, „^ I"^"' ^ "ue beglaubigte Abschrift dieser Allerhöchste,, Ordre mit dem Bemerken hier beifüge,
^ " ', l'^'M derselbendie Ueberiueisnnades fraalichen^onds an d!,> b^v.sf»nd,',. (,'^il. „«^Krei.ts. s ' ^'^ ^'"^'" ^'' Ueberweisuugdes fraglichenFonds au die betreffende» Kreise und
Beschluß .""^"^ ""^'" ''^ "«nerke ich in Beziehung ans Nr. 2 der proviuzialstäudischen
^w»s,e vom 20. Ottober 18.^ noch Folgendes ganz erg^^^^
waltun i .,"k,^"uclnsum des Provinzial-Landtages, nach welchem bei den Beschlüssen über die Ver¬
halten s,^" ^""'?ch"> «andwehrpferdegelderfonds nur die Vertreter derjenigen Gemeinden mitzuwirken
Uebcrw s ''." 3'"^""^"^' ^"Ugt find, eignet sich nicht zur Berücksichtigung.Mt der
stände a" ^"?^ "" "' """"""' ""''' und Kreistheilegeht deren Verwaltung ans dieKreis-
munalsache "" ^" '""'^ ""^ ""'''^"l' "der, uud diese Venvaltuug>oird Kreis-Kom-

Krcistl,eis^"/^?'"""'"'"'"^"^"^"'b"^'n hat aber der ganze «reistag auch das Interesse einzelner
stehenden ^ 3 "' ^''^^"'dcn Bestimmungenwahrzunehmen. Die Verwaltungder hier in Rede
M einer .?«!'" ^Migen Kreise, in >velchen unr ein Theil der Gemeinden an denselben participirt,
Artikel i/7"^«""""^'^"^""^"bnt 'U ""chen uud unter Ausschlußder itteisvertretnng einer nach
(Gesel^mnn/ '°^ """ ^^ ^'" ^^'' ""«ffend die Gemeiude^ Verfassung der Nheiuprovinz
reichend?! ?^^' ^ ä" bildenden Gemeinde-Vertretungzn übertragen,dazn fehlt es an hin-
Kre staa.°d"'". ?'^'^< ^^'^" bleibt es den ^andräthen überlassen, vor der Beschlußfassnnq des

Images d,e betreffenden Gemeinde-Vertretuugeugutachtlich zu hören.
"der da. l?^°^" ^"" "°^' hinsichtlichder Verwaltung :c. der Fonds in einzelnen Kreisen ungeeignete
cs in de. <?"^""^ ^ ^ betreffendenKreistheiles beeinträchtigendeBeschlüssegefaßt werden/so'liegt

'alle K>e!s/ ?.?/ "'""Wichen Negierungen,welche nach ß. 23 der Kreisordnung vom 13. Juli 1827
"^iagsbcschlu,sevor ihrer Ausführung zu genehmigen haben, solche Beschlüssezu inhibiren.

dem c>n^s. ^ yochwohlgeborcnersuche ich ganz ergebenst, dem versammeltenProvinziabttandtagevon
qefälli^ m^./^ ^^'^'" ^" vom 8. August 1866 sowohl als auch von vorstehendem Schreiben
« !«u:g,t Mittheilung machen zu wollen.

Der Königliche Landtags-Eommissarius,
den Vr,-mi«'!.s c> >. ^" ^ Ober-Präsident der Nheinprovinz:von Pommcr-Esche.

^!. ^^ ?' ^'"^"^' Nw'^ll, Königlichen Kammerherrn :c.
Herrn Frnherrn v. Waldbott-Bassenheim-Bornherm

^ ^ ^^,^ ^ Hochwohlgeboren
' "' ^' Hierselbst.

5
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Auf den Bericht vom 21. Juni u. I. bestimme Ich hierdurch nach Anhörung der Provin-
zialständcder Rhcinprovinz,daß die sämmtlichen Bestände des Rheinischen Landwehrpfcrdegelder Fonds
den daran betheiligtenKreisenund Kreistheilennach Maßgabe der von ihnen zur Neubildungdes Fonds
in Folge der Demobilmachungvon 1859 geleisteten Beiträge zur Selbstverwaltung mit der Bestimmung
definitiv überwiesen werden, bei eintretenderKriegsbereitschaft oder Mobilmachungzur Erleichterungder
die Kreise resp. Gemeinden, treffenden tasten verwendet zu werden. Ich beauftrage die Verwaltung
des Staatsschatzesund Sie, den Minister des Innern, hiernach das Weitere zu veranlassenund dem
Ober Präsideuten in Coblenz znr Mittheilung au die RheinischenProuinzialstände im Sinne Ihres
Berichts die erforderlichen Eröffnungenzu machen.

Berlin, den 8. Angust 1866.

gez. Wilhelm

gegengez. von Bismarck. v. d. Heydt. Graf Eulenburg.

Düsfeldorf, den 15. März 1868.

^^ Ew. Hochwohlgeboren beehre ich mich mit Bezug auf das gefällige Schreibe» vom 1!'. Oct.
Wllsseckinmg :c. m i^<;4 «Mo. 8?) wonach Seitens des 17. Provinzial^andtages zur Errichtung einer Wasserleitung

d« Prou.'IriM' .^ ^Muduug mit neuen Abtrittsaulageu bei der ProviuziabIrremHeibAustalt zu Siegburg die
SKMrg.^ Summe vou 1600'' Thlrn. aus dem zur Disposition der Stände stcheudeu Antheile an dem Zinsge¬

winne der Pruvinzial Hülfskasseunter der Bedingung genehmigt worden ist, daß die Ausführung der
Anlagen mir bei zustimmender Beschlußfassung der zur Prüfung der Verhältnissein Siegburg gewählten
Kommission erfolgensolle, ganz ergebenst mitzutheilen, daß die nach dem Beschlusse dieser Kommission
vom 29. Mai 1865 für erforderlicherachtete,, Arbeiten, mit Ausnahme der Wafferleitnngnach der
Dircctor-Wohnung und der Einrichtung uou Water-Closets daselbst, nach dem nebst Beilagen 8, t', r.
beigefügten Berichteder Vcrwaltuugs-Kommissiouvom 1. October 186? in Ausführuug gebracht wor¬
den find, und daß hierdurch der beabsichtigte ^weck anscheinend vollständig erreicht ist. Die durch die
Arbeite,! erwachsenen Ko,ten belaufe« sich im Ganzen ans 15,004 Thlr. 34 Sgr. 1 Pfg. und es hat
mithin die zn deren Deckung von den Provinzial^Ständen bewilligteSumme ausgereicht, während
allerdings eine nicht unbeträchtliche Ucbei schreitung des bei jenem Beschlussenach dem Kosten-Ueberschlage
des Kreisbanmeisters Brandenburgfür die fragliche,, Arbeiten angenommenen Betrages von 12000 Thlr,
stattgefundenhat, hinsichtlich bereu Motivirung ich auf die Anlagen ganz ergebenst Vezng nehme.

Bei dieser Gelegenheit kann ich nicht unterlassen,auf das gefällige Schreibenvom 8. December
1865 (1^. 1VI. 25) zurückzukommen,worin Ew. Hochwohlgeborenmit dem Bemerken, daß das
fchon vor fechs Monaten völlig vorbereiteteProjcct noch immer nicht zur Ausführuug gelangt sei, viel"
mehr dem Vernehmennach die betreffenden Pläne :c. bis dahin (8. December 1865) bei dem Präsi'
dium der Königlichen Regierung zu Eöln lägen, mir mitgetheilt haben, der 18. Proviuzial Landtag habe
nickt umhin getonnt, sein Bedauern darüber auszusprcchen, daß eiue für die Gesundheit der Anstaust
wohner so wichtige und dringliche Sache nicht so rasch, als es seiner Meinung nach hätte geschehe»
können und müssen, gefördert worden fei. Sofern der hierin enthaltene 'Vorwurf gegcu den damalig^
Vorsitzendender Verwaltuugs Kommissiongerichtet ist — das Regierungs-Präsidium als solches wa<
mit der Sache gar nicht befaßt, — kann ich nicht unbemerkt lassen, daß ich nach Maaßgabe des Gesetzt
vom 27. März 1824 die Erhebung derartiger gegen einzelne Mitglieder der zur Verwaltung der P^'
vinzial-Institute eingesetztenKommissionen sich richtender Beschwerden dem Provinzial-Landtagenicht B'
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ständig erachten kann. Es entbehrt dieser Vorwurf aber auch der thatsächlicheilBegründung. Nachdem
lch den vorgedachten,am 31. Mai 186) mir zugegangenen Beschlußder ständischenKommission, der
^erwaltungs--Kommissiou,welche iuzwischeuhierüberzur Aeußerung aufgefordertworden war, am 6.
^um 1865 Behufs Ausführung der fraglichenAnlagen hatte zugehen' lassen, hatte letztere unter'm
"- desselben Monats den Dircctor der Anstalt beauftragt, die Pläne nnd Anschlägefür die mit der
^uinme von 12000 Thlrn. auszuführenden Anlagen aufstellen resp, umarbeitenzu lassen, wouächst der-
ewen mittelst Berichtesvom 23. August 1865 diese Arbeite» eiugescmdt wurden. Der mit der Prü¬

fung der letzteren beauftragte Ncgicrungs- und Bau-Rath bei der Königlichen Regierung zu Cöln fand
Wer eme neue Bearbeitung nöthig, zu deren Vorbereitung er mehrmals persönlich in SicMrg mit
cm Qncctor der Anstalt konferirte. Seine Arbeit legte er sodann am 15. November 1865 der Ver-

valtun^-Koinmission vor, welche dieselbe am 17. d. Mts. dem Anstalts-Director zur Ausführung
hermachte. Hieraus ergibt sich, daß die Verwaltungs-Konimissionnnd insbesonderederen Vorsitzenden
, ^nuurf, ^ Ausführung des Projects, nachdem dasselbe sechs Monate lang völlig vorbereitetge-
we,en ,ei, verzögert zu haben, in keiner Weise trifft.

, . Ew. Hochwohlgeborenbeehre ich mich ganz crgebenst zn ersuchen, hiervon dein versammelten
provmMl^andtagc gefälligst Mittheilung machen zn wollen.

Der Königliche ^andtagsKommissarius,
Ober.Präsident der Rheinprovinz,

von Pommcr-Eschc.
An

m Provinzial-^andtags-Marschall,Königlichen Schloßhanptmannnnd Kammerherrn,
Herrn Freiherrn von Waldbott-Bassenhei m-Bornheim

... Hochwohlgeboren
"iro. 8518. ^.

3tro t

Düsseldorf, den 24. März 1868.

d?s W>, ^ ^"^ Hochwohlgeborenbeehre ich mich hinsichtlich der nach der Bestimmungunter Nro. 1 l Reorganisation der
d3 i« ?^''^" ^ndtags-Abschicdes vom II. d. Mts. vorzunehmeuden Abänderungender Beschlüsse ^N'«?n?"
"es 18 Provinzial Landtages über die Erbauung und Einrichtung von fünf Irren-Heil^ und Pflege-
«nMlten und über die Verwaltung derselbe» Folgendes ganz ergebenst mitzutheilen:
den ß Zunächst erscheint es der Billigkeit nicht entsprechend, wenn nach der vierten Resolutionzu

n kosten der Erbauung und der ersten Einrichtung der neueu Anstalten die ganze Provinz gleichmäßig
ragen soll. Denn es werden diejenigen Regierungsbezirke, welche zum Theile mit nicht unerheblichen

"^opfern, bereits Pflege-Anstaltenerrichtethaben, die neuen Anstalten zur Unterbringung von Pfleg¬
ten m emem weit geringerenUmfange benutzen, als diejenigen Bezirke, welche sich im Besitzevon

^slcge^nstalten gar nicht oder nicht in einem ausreichenden Maße befinden, so daß also den neuen
Mlten m den ersteren Bezirken eine geringereAusdehnung zu geben sein wird. Zur Beseitigung

A?l. ^'^ ""^ ^ ^' empfehlen, daß die Kosten der Erbauung und Einrichtungder neuen
!>,f I /^"^ "^ ^ Unterhaltung von jedem Regierungsbezirkefür die betreffende Anstalt allein
usgebracht werden. Eine derartige Aufbringung ist unbeschadet des Charakters der neuen Anstalten

,/5 ^°"^"l-Anstalten ^"^ zulässig, als schon jetzt die Kosten der Unterhaltung mehrerer Provin-
i l-Anstalten,z. V. des ttandarmenhausesin Trier uud der Arbeits-Anstalt in Brauweiler nicht von

r ganzenProvinz, sondern nur von den Regierungsbezirken,bez. Vezirks-Theilengetragen werden,
sur welche die Anstalten bestimmt sind. In gleicher Weise werden auch die Mittel zur Unterhaltung
er Beznksstraßen,hinsichtlichderen Verwaltung den Provinzial-Ständen eine Mitwirkung zusteht, nicht
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auf die ganze Provinz, sondern auf die einzelnen Bezirke bez. Bezirks-Theileumgelegt. Auch werden,
wenn in der gedachten Weise die Kosten aufgebrachtwerden, selbige in den weniger leistungsfähigen
Regierungsbezirken Trier, Aachen und Eoblenzvoraussichtlich nicht unerheblich hinter den von dem Land¬
tage angenommenenSummen zurückbleiben,da in demselben bereits Irrenanstalten bestehen,resp, in
der Ausführung begriffen sind, für welche, um dem Bedürfnissezu genügen,wahrscheinlichnur eine Er¬
weiterung erforderlich sein wird.

Nach der sechsten Resolution sollen znr Bestreitung der BawEinrichtnngS- und Inventar-
Kosten der 5 Prouinzial-IrremAnslalten, so wie zur Anschaffungder erforderlichen Grundstückedurch
die Proviuzial-Hülfs-Kassebis zum Belaufe vou zwei Millionen Thalern mit 4'/, "/« zu verzinsende
und mit 1 V' °/° 3" amortisirende,auf den Inhaber lautende rheinische Prouinzial-Obligationen ausge-
gebeu uud die zur Verziusuuguud Amortisation erforderlichen Summen vou der Provinz jährlich nach
dem bisherigenRevartitiuus- uud Erhebungs-Modus aufgebracht werden.

Dieser Beschluß würde zunächst mit Rücksichtauf die obigen Ausführungenzn der 4. Resolu-
tion dahin zu mooifizirensein:

daß die znr Verzinsung und Amortisation erforderlichen Summen von der Provinz in der
Weise aufgebracht werden,daß jeder Regierungsbezirk nach dem Verhältnissebeizutragen hat,

in welchem ihm die emittirten Obligationen behufs Erbauung und Einrichtung der in dem¬
selben zu gründendenAnstalt nach Maßgabe des Bedürfnissesvon der ständischen Kommission
überwiesen worden sind.
Was sodann die Beibehaltung des bisher znr AnwendunggebrachtenVertheilungs>Maßstcibes

hinsichtlichder znr Unterhaltung der Irren-Heil-Anstalt zu Sicgburg erforderlichen Mittel, wonach ^,
nach der Gr uud st euer, uud >/,, nach der Seclenzahl umgelegtuud crhobeu worden sind, für die zur
Verzinsung uud 'Amortisation der Anleihe auszuschreibeudcu Beiträge aubetrifft, fo würde derselbe zu
einer unverhältnißmäßigenBelastung des Grundbesitzes führen. Von dem letzteren werden fchon gegen¬
wärtig an Provinzial^ nnd BeziitsHcischlägen,einschließlichdes vom 1. Januar d. I. ab zu erheben¬
den Beischlags zur Verstärkungdes Kataster Revisions-Fonos,im Ganzen t l!,82 Prozent oder rund 5
Sgr. auf den Thaler Staats-Grundstener erhoben. Nach dem vorerwähnten bisherigenVerthcilungs-
Maßstabe würden von der zur Verzinfuugund Amortisirungder Anleiheanfänglich benöthigten Iahres-
fumme vou 120,NN0 Thlrn. wiederum 80,N00Thlr. auf die Grundsteuerzu revartircn sein und da¬
durch die auf derselben jetzt schon lastenden Zuschläge nm weitere4,8 Prvcent anwachsen.

Das Bedenken gegen eine solche weitere Belastung des Grundbesitzes richtet sich jedoch nicht
sowohl gegen die Höhe der Zuschläge, als wesentlich gegen den Vcrtheiluugs-Modus selbst, welcher in¬
sofern nicht als richtig anerkannt werdenkann, als nicht abzusehen ist, weshalb die Gruudbesitzervor¬
zugsweise zu den Kosten der Irrenpflegc herangezogen werden sollen, da die letztere die Gesammtheit
der Bevölkerunggleichmäßig berührt, mithin auch eine ganz gleichmäßige Vertheilung der Steuer auf
alle Klassen der Bevölkerung bedingt. Der hergebrachte Vertheilungs-Maaßstab rührt aus einer Zeit
her, zu welcher es in der Nheinprovinzüblich war, den größeren Theil der Provinzial-, Kreis- und ört¬
lichen Kommunal-Lastcn, ohne Rücksichtauf die damit zu erreichenden Zwecke, dem Grundbesitzeaufzuer¬
legen. Es scheint jedoch an der Zeit, hierin eine Aenderung eintreten zu lassen und insbesondere in
Beziehung auf den vorliegenden Zweck in hohem Grade billig, den Grundbesitz von einer vorzugsweise!!
Belastung zu befreien, und die zur Irren-Heilung und Pflege aufzubringenden Kosten gleichmäßigauf
alle directe Staats-Steuern, mit Ausnahme der Hausir-Gewcrbestcuer,so wie auf die Mahl- und
Schlachtsteuer zu vertheilen.

Was endlich das Regulativ für die Verwaltung der neuen Anstalten anlangt, fo wird zu¬
nächst in Bezug auf die Feststellungder Etats von einer staatlichen Genehmigung sich nicht absehen
lassen, da den Provinzial-Ständen nicht ganz uneingeschränkt das Recht eingeräumt werden kann, die
Eingesessenen der Provinz mit Abgaben zu belasten.

Auch wird der §. 12 des Regulativs, welcher lautet:
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.in Osr" '^"' Du'ector der Anstalt wird auf den Vorschlagder Kommission uom Könige ernannt,"
"ner Abänderungund zwar dahin unterworfenwerden müssen:

daß die Ernennung des Directors der Anstalt durch Se. Majestät den König auf den Vor¬
schlag des Ministers der Medizinal-Angelegeuheitennach Anhörung der Verwaltungs-Kom-
nnssion erfolgt.

sam s^"'"' ^"'"^tungs-Kommission, welche in der durch das Regulativ projcctirten Weise zu-
! mmengesetzt:,t,fehlt es an der nöthigen Personal-Kenntniß, um ihr ein maßgebendes Urtheil über
^«"«e per,onlichkntenfür das wichtige und schwierigeAmt eines Directors einer Irren-Anstalt und
Maiest"?V'" 1"'"'^'' ^"''^lagsrecht einräumenzu können. Andrerseits hat es sein Mißliches,Sr.
cker^ s« " !""^ ^' Bestätigung einer uou der ständischenKommission getroffenen Wahl, von wel-
ritben" ?,""?>' ^"'"^ '^"U'tniß erhalten hat, über welche mit ihm verhandeltworden ist, zn wider-
Ebienb s"f, "'ck'^t auf die Staude und die Persönlichkeit des Gewählten, welcher vielleicht nicht an

und Kenntmsseu, wohl aber an der besonderen Befähigung zur Leitungeiner Irren-
lanaen "'"""' ""M'ht, wird iu diesen Mllen das sachliche Interesse nicht zum vvlleu Ausdruckege¬
nickt bewäl /' ^'^ ^""^ ^^'"' ^' Bestimmungen wie die im Regulative vorgeschlagene

vor ^s>< ^ a"a,«mi'">m Rücksicht auf die ständischeKommission wird durch die Zusicherung, daß sie
dan i^v ?c^. ^ ^bört werden soll, n,n so mehr genügt, als die Kommissionvertrauen darf,
werden hinsichtlichder auszuwählendenPerson nicht vhne triftige Gründe unbeachtetbleiben

^'"I- ^ ^ Regulatives iu gleicher Weise, wie solches iu dem tz. 1? des
den "i oi !^ ^ ?k" "" "''^"^ ^l^'beu ist, eiue Besti.nmnng dahin anfzunehnien sein, daß
die ^ Verwalt.lngs-KommissioniiberstinnuteuMitglieder» die Berufung auf

"ttichcidung des Ober Präsidiums vorbehalte»wird.

Der königliche Landtags-Kommissarius,
Ober-Präsident der Nheinproviuz,

von Poinmer-Csche.

"^3°"^"!^"'^^^^"''H^l, Königlichen Schloßhauptmannund Kammerherrn
yerrn Frecherm von Waldbott-Bassenheim-Vornheim,

I. (^. Nro 1.7 Hochwohlgeborm""- ^^, hier.
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Verzeichnis
der

Mm neunzehntenProuilyial-Oaudtag in Düsseldorfanwesend gewesenenAbgeordneten.

Lllndtags-Marschllll,

Herr Frhr. von Waldbott-Bassenhcim-
Bornheim, Königl. Kammerherr, Schloß,
hauptmann von Loblenz und Ritterhaupt-
mann.

l. Aus dem Fiirstcnstande.
Vacat.

II. Aus dem Stande der Ritterschaft.

Herr Graf Richard von Beissel-Gym-
nich, Königl. Kammerhcrr und Landrath
a. D. aus Schloß Frentz, Kreis Berghcun.

Herr Graf Heinrich von Boos-Waldeck
aus Burg Bornheiin, Kreis Bonn.

Herr Freiherr von Vourscheidt aus Haus
Rath bei Diireu.

Herr Freiherr von Dalwigk, Königl. Kam¬
merherr aus Boisdorf, Kreis Diireu.

Herr Freiherr Adolf von Eynatten, Kgl.
Kammcrjuuker und Rittineister a. D. aus
Düsseldorf.

Herr Freiherr von Eerde, Königl. Landrath
aus Geldern.

Herr Freiherr Raitz von Frentz- Garath,
Königl. Kammerhcrr und Lcmdrath a. D.
aus Haus Garath, Kreis Düsseldorf, Vice-
Landtags-Marschall.

Herr Graf Gisbert Egon von Fürsten¬
berg - Stamm he im aus Stammheim,
Kreis Mülheim.

Herr Freiherr Adolph von Fürstenberg,
Königl. Kammerhcrr aus Loersfeld, Kreis
Vergheim.

Herr Freiherr Joseph von Fürst enberg,
Königl. Kammerherr aus Mnffendorf, Kreis
Bonn.

Herr Freiherr vvn der Heyden-Rynsch,
Ehrenamtmann aus Haus Winkel bei Xanten.

Herr Graf Franz Egon Marquis von
und zu Hoensbroech, Erbmarschall des
Fürstenthums Gelderu uud Königl. Kammer-
Herr aus Haag, Kreis Geldern.

Herr Graf Alfred von Hompesch-Nurich,
Königl. Kammerherr aus Schloß Rurich,
Kreis Erkelenz.

Herr Freiherr Franz Werner von Leykam
aus Schloß Elsum, Kreis Heinsberg.

Herr Frhr. Rudolf Lasalle von Louisen-
thal aus Dagstuhl, Kreis Merzig.

Herr Freiherr Karl von Mylius aus Lin-
zenich, Kreis Iiilich.

Herr Graf Max von Nesselrode-Ehres-
hoven, OberhofmcistcrIhrer Majestät der
Königin aus Berlin.

Herr Freiherr Karl von Neukirchen gen.
Nyvenheim, Landger.-Rath in Düsseldorf.

Herr Graf Nudolph von Schaesberg aus
Krickenbeck, Kreis Geldern.

Herr Graf v. d. Schulcnburg auf Oefte,
Kreis Mettinann.

Herr Graf August von Spee, Königl. Kam¬
merherr und Schloßhauptmann von Brühl,
aus Schloß Heltorf, Kreis Düsseldorf.

Herr Frhr. Edmund von Spies-Bülles-
heim, Königl. Kammerherraus Haus Hall,
Kreis Heiusberg.

HerrGrafMar Felir von Wo lff Metten
nich aus Gvmnich, Kreis Euskirchen.
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III. Aus dem Stande der Städte.

Herr Al dringen, KöniglicherLaudrath aus
Wittlich.

Herr Baum, Handelsgerichts - Präsident und
Cvmmerzienrathaus Düsseldorf.

Herr Bachem, Oberbürgermeisteraus Cvln.
Herr Becker, Oberbürgermeisteraus Cuvcn.
Herr Nergcr, Bürgermeister aus Höhschcid,

Kreis Solingen.
Herr Böninger, Kaufmann ans Duisburg.
Herr Böcking, fcaufmann und Stadtverord¬

neter aus Trarbach.
Herr Bremig, Stadtuerordnctcrund Advokat-

Anwalt aus Cvblenz.
Herr Moritz vom Brück, Stadtuerordnctcr

aus Crcfeld.
Herr Contzen, RegierungS-Rath a. D. uud

Oberbürgermeisteraus Aachen.
Herrin. Engels, Arzt aus Mülhcim a.RH.
Herr von Eynern, Kaufmann aus Bannen.
Herr Graff, PostHalterund Stadtverordneter

aus Schleiden.
Herr Hardt, Conunerzieurathaus Lennep.
Herr HenrichS, Beigeordneter aus Dahlen,

Kreis Gladbach.
Herr Horst, Rentner und Stadtverordneter

aus Eöln.
Herr Kampf, Beigeordneteraus Hilden.
Herr Küchen, Handelsgerichts-Präsident aus

Trier.
Herr Lcxis, Oi-. moci. und Bürgermeisteraus

Eschweiler, Kreis Aachen.
Herr Münster, Hcmptmanna. D. aus Wesel.
Herr I>. sio egge rath, Königl. Bcrghanpt-

mann a. D. uud Professor aus Bonn.
Herr Nuß bäum, Kaufmann und Stadtver¬

ordneter aus Linz, Kreis Ncuwied.
Herr Ringel, Stadtverordneteraus Elberfeld.
Herr Wachter, Kaufmann aus Boppard.

IV. Aus dem Stande der Landgemeinden.

Herr Richard von Beulwitz, Gutsbesitzer
in Mariahüttc, Kreis Trier.

Herr Barrels, Gutsbesitzer und Deichgräf
aus Ginderich,Kreis Mors.

Herr Clemens, Gutsbesitzer aus Gürath,
Kreis Greveubroich.

Herr Crem er, Gutsbesitzer aus Oberlauch,
Kreis Priim.

Herr Dick, Gutsbesitzer aus Stoßdorf bei
Henuef, Siegkrcis.

Herr <N cbert, Gutsbesitzer aus Temmels, Kreis
Saarburg,

Herr Gemünd, Wutsbesitzeraus Niedcrbreisig,
Kreis Ahrweiler.

Herr Hirschbrunn, Gutsbesitzer in Ober-
mendig,Kreis Mayen.

Herr Ianscn, Gutsbesitzeraus Scherreshof,
Kreis Erkelenz.

Herr Michael Kretz, Ackercr und Müller
aus Mehlem, Kreis Bonu.

Herr Lauge, Kaufmann aus Souuboru, Kreis
Mcttmann.

Herr Freiherr Felix von Lvi;, Landrath
z. D. aus Hassum,Kreis Cleue.

Herr Arnold Maas, Gutsbesitzer aus
Schwelgern,Kreis Duisburg.

Herr Mund, Hanptmann a. D. und Guts¬
besitzer in Brücken, Kreis Mülheim.

Herr Johann Müller, Guts- undMühlen-
besitzcraus Guts, Kreis Coblenz.

Herr Johann Müller, Gutsbesitzer aus
Langenlonsheim,Kreis Creuzuach.

Herr Paulsscu, Bürgcriueister und Gutsbe-
besitzcr aus Laffeld, Kreis Heiusberg.

Herr Pilgram, Bürgermeisteraus Kelz, Kreis
Düren.

Herr Rcusch, Gutsbesitzer, Bürgermeister und
Posthaltcr aus Lebach, Kreis Saarlouis.

Herr Schult, Bürgermeister aus Glesscu,Kreis
Berghcim.

Herr Stumm, Hütten- und Gutsbesitzeraus
Niederneunkirchcn, Kreis Ottwciler.

Herr Schunck, Gutsbesitzer aus Gerconsweiler,
Kreis Iülich.

Herr Dr. Würz er, Bürgermeister aus Nieder¬
hammerstein,Kreis Neuwicd.

Herr Zores, Gutsbesitzerund Bürgermeister
aus Zand, Kreis Geldern.
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Adressen und Bitten,
welche an des Königs Majestät gerichtet worden sind.

ä. Adressen, die Allerhöchsten Propositionenbetreffend.
Nro. 1.

„,„ ^ Düsseldorf, den 28. März 18L8.
H erdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Hllergnädigster König und Herr!

versamm^'/""^' ^"^ haben huldreichst geruht, den zum 19. Rheinischen Provinzial-Landtage ^ Echöhmig der

°r3rw^ ^ren gehorsamste Stauden eiue Vorlage macheu zu lassen, nm ihr Gutachteuwegen der K°?c7«Um„g
des («r„„^ ^")ohung des Beitrages, welchen die Grundstcuerpflichtigen zu den Kosten der Erhaltung de« Gm,,^
°om?2 T .u^^?/ '> '^^""'" " ^'"^" bos s. 4 der Verordnung Ew. Kgl. Majestä? HVn'z lett.
diesem ^ c "'" "" ""b """" halben Prozent der Grundsteuer zu leisten haben, uon Zur All^h. P«p°.
halb s 3ro' 7^ "" """ "" lMos Prozent, wovon dem allgemeinen Katasterfonds wie bisher, ein ""« "' '-
würden uo!?'^^" ?'" 3'""^"" ^"^ fiir die Rheinprooinz oier Prozent zu überweisensein

"i, vor den Stufen des Thrones ehrfurchtsvollzu erstatten.
und waaen I treugehorsamstenStände haben die Borlage einer eingehenden Berathung unterworfen
vorzutragen: ' ^"^ ^' ^"^' Majestät die ehrfurchtsvollste Bitte allerunterthäuigst

Grundsteu^f??/ ^-Majestät gnädigst gefallen, den für die Erhaltung des Grundsteuer-Katastersvon den
jedoch m7Ü. A^" ^u leistendenBeitrag auf die Dauer von zehn Jahren auf vier und ein halbes Prozent,
tochnsche^7.r"^ ' ^ in Anbetrachtdes Umstandes,daß das zu den Neumessuugeu erforderliche
von 49 8V. ^ """^sichtlich nicht in der Zahl zn beschaffenseiu wird, um jährlich den Betrag
der Aus^« ?/- ^ ""'wenden, jährlichnur so viel umgelegt und erhoben werde, als zur Bestreitung
v°m ^ab?7««. ^ ^ ^'"^ °ber mehr als vier und ein halbes Prozent von der Grundsteuer,v^ayre i«65, ab zu erhöhen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben
Euer Majestät allerunterthänigst trengehorsamste

Der ^andtags-Marschall und die Stände der Nhcinprovinz.

Nro. 2
.... ^ ^, ^ Düsseldorf, den 3. April I8L8.
Hllerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

den n,i« ^^^"'" ^' ^"'uschen ProviuziabLandtagevcrsammelteu Staude haben in ihrer II. Sitzung Die wirlhschaftliche

'ammml^ ^?""'5 ^"'""' "^'""" """ "'Ws über die wirthschaftlicheZu'- ^^Nzirte
MUii . , ^"'no,tucke m dem Bezirke des Iustizsenates zu Ehrenbreitsteiu"nebst Motiveu Pflicht«des Iusüzsmatts zn
untrtbän^"^^"^ ^""" unterzogen,uud erlauben sich nur einzelne Abänderungenund Zusätze Z^AllF^rouo.'
3« lei^?' u: Vorschlag zu bringe», welche außer einer größern Gleichstellnng der von deu P^hteru ^ sttwNr,^"°
Stelle d! ü' " ^ bezucheudeuZinsen der Capitalabfinduugcn mit den Naturalfrüchten, an deren
'^usam,« r ^'^"' ""^ ^"^" ^^"^ sowohl mit größerer Sicherheit den allgemeinen Wunsch nach
Wabrm .^""^" "ustatircn, als auch den Betheiligten ein größeres Vertrauen zu der mit der
Gcseü /!!" I"^"'s"l betrautenCommission einzuflößen, und die endlich den Zweck haben, das ganze

! 5 mit dem eigenthümlichen Hypothetenwcsen des in Rede stehenden Bezirkes in Einklangzubringen.



Die treuaehorsamen Stande erlauben sich daher die ehrfurchtsvolle Bitte auszusprechen:
Ew. Majestät geruhen den in der Anlage beigelegten Entwurf huldreichst anzunehmen

und den übrigen Faktoren der Gesetzgebungvorzulegen.
Die treuaeborsamsten Stände glauben schließlich es nicht vcychwergen zu dürfen, daß

der in dem anliegenden, unter Berücksichtigungder besondern Agrar-Verhältnisse des beregten
Ne,icks nd der mehrfachen von dorther ohne bekannten Widerspruch verlauteten Wunsche
.raanaenen Gesetzentwürfeausgefprochene Grundfatz der Erzwingbarkeit des wirthschaftlichenZu-

der Gruudstückein. Prinzipe eine Anerkennung nicht gefunden hat, vielmebr dessen
Anwendbarkeit als eins der wichtigsten Neckte im hohen Grade gefährdend, fast em-

stimmig verneint worden ist.
In tiefster Ehrfurcht ersterben

Euer Majestät allerunterthänigst trcugeh orsamst c
Der Landtags-Marschall und die Stände der Rbeinprovinz.

Anlage
zu Vorstehendem. 2M^ Wilhelm, von Gottes Gnaden «, verordnen mit Zustimmung beider Häuser des

Landtages Unserer Monarchie für den Bezirk des Justiz-Senats zu Ehrenbrcilstein, was folgt:
§. 1. Die wirthschaftlicheZusammenlegung der Grundstückeganzer Gemarkungen oder

Gemarkungsllbtheiluugcu findet statt, wenn dieselbe von wenigstens "/, sämmtlicher Eigenthümer,
welche ebenfalls "/, des dem Umtausch unterliegenden Flächenraumes besitzen, und gleichzeitig ^
des Eatastral-Neinertrags desselben repräseutiren, beantragt wird.

Werden von solcher Zusammenlegung Gruudstückebetroffen, welche einer gemeinschaft¬
lichen Benutzung unterliegen, die nach der Gcmeinheitstheilungs - Ordnung vom 1!'. Mai 1851
(GesetzsammlungSeite 371) aufgehoben werden kann, so muß die Servitut-Ablösung oder Thei¬
lung gleichzeitig mit der Zusammenlegung bewirkt werden.

§. 2. Gebäude, Hofraithen, Hausgärten, Parkanlagen, und solche Anlagen, deren Haupt-'
bestimmung die Gewinnung von Obst, Hopfen, oder die Gartenkultur ist, Weinberge, forstmähigbe¬
wirthschafteteWaldgruudstücke,so wie solche Lehm-, Sand-, Kalk- und Mergelgruben, Kalt- uud andere
Steinbrüche, welche einer gemeinschaftlichen Benutzung nicht unterliegen, ferner sonstige, zur Ge¬
winnung von Fossilien oder zu gewerblichenAnlagen dienende Grundstücke,inglcichen Grundstücke,
auf welchen Mineralquellen sich befinden, tonnen nur mit Einwilligung aller Vethciligtm in die
Zusammenlegnng gezogen werden.

tz. 3. Bei der Zusammenlegung kommen die auf die Servitut-Ablösnng und die Th^
lung bezüglichenVorschriften der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 19. Mai 1851 mit nach'
stehendenergänzenden und abändernden Bestimmungen zur Anwendung.

H. 4. Jeder Theiluehmer muß für seiue zum Umtausch gelangenden Grundstückedum
Land von'gleichem Werthe abgefunden werden. Er muß jedoch für den Ausfall in der sM
einen Zusatz in der Fläche annehmen, auch eine Austauschung von Grundstückeilder einen gege»
Grundstückevon einer anderen Gattung sich gefallen lassen.

Zur Ergänzung der Landentschädigung muß ausnahmsweise, wo es erforderlich ""
Geld gegeben und angenommen werden.

Der neuesteDüügungszustcmd, d. h. derjenige Dünger, welcher die örtlich übliche
Saaten noch nicht getragen hat, ist gleich den übrigen, auf periodischeNutzungen schon vcrwe"'
detcn Bcstelluugskostm Gegenstand besonderer Abschätzung und muß dem Abtretenden von de'"
Empfänger in Geld besonders vergütet weiden.
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s^ ^' "' ^"^ Entschädigung, welche eine Veränderung der ganzen bisherigen Art des Wirth-
Mftsbetnebes des Hauptguts nöthig macht, kann keinem Thcilnehmer aufgedrungen werden.

Für solche Veränderungen sind zu achten:
N wenn eine bisherige Ackerwirthschaft in eine Vichzüchterci verwandelt werden müßte und um¬

gekehrt, oder wenn eine von beiden die Hauptsache war, solche aber künftig nur Nebensache
werden würde;

2» wenn ein Hauptzwcig der Wirthschaft, der im überwiegenden Verhältnisse zu den übrigen
ttand, ganz, oder größtenthcils aufgegeben werden müßte, oder doch nur durch Anlegung neuer
Fabrikatiousanstalten erhalten werden könnte;

3) wenn ein Gespann haltender Ackerwirth solches fernerhin nicht mehr halten tonnte und seine
«andereren mit der Hand bauen müßte, oder umgekehrt.

;,. n. ^ ^/" Veränderungen in der bisherigen Art des Wirthschaftsbetriebes kommen nur insofern
m betracht, als sie von gleicher und größerer Erheblichkeit sind.
nm.n . ^ ^' ^"'" ^ Landabsindung eine Entschädigung für mehrere, verschiedenenRechtsvcrhält-
abNnV ?^" Mundstücke oder Berechtigungen eines Theilnehmers bildet, so ist aus der Gesamt
ans,,.?s ^^ ^^ ^'" Gruudstücke, oder eiue jede dieser Berechtigungen ein besonderes Stück
;um?^ '" Auseinandersetzuugsbehörde bleibt es aber überlassen, eine solche Ausweisung bis
nu? di. 3 . ""5 ^ürfnisses oder bis znm Antrage eines Betheiligten auszusetzeu uud inzwischen
Grunds .'" ^ ^sa'nmtabfindung zu bestimmen, welche die Stelle der einzelnen zu ersetzenden
Grundstücke oder Berechtigungen vertreten. " > ^

vNi^i. -^ ^ ^^"^^ "" Austausch bisher grundsteuerfrcier Grundstücke gegen bisher grundsteuer-
v!"Mlge, ,o treten die letzteren dadurch in die Klasse der grundstcucrfreicn über,
kann „, ,^I", ^^l"ül;cn Gemartuugcu, iu welchen eine Zusammenlegung von Grundstücken stattfindet,
betri^ ^ "!5 ^"' Ausführung derselben unter Genehmigung der Äezirksregierung der Gesammt-
dabi .«^^'^" Grundsteuer, welcher von den der Zusammenlegung unterworfenen Grundstücken bis
anaew^ '^"" '" '^' ""l die Landabfindungspläne anderweitig nach den für die Anseinaudersetzunq
ungewandten Reinerträgen vertheilt werden.

8- 8. Rießbrauchcr müssen sich mit dem Genusse der Abfindung begnügen.
di i„>, ,?"chl" müssen sich mit der Nutzung der «andabfindung begnügen; 'ihnen fallen die Entschä-

w sofern sie sich mcht über die Pachtzcit erstrecken, auch
G. ^ü Verpächter die Aiilegung der erforderlichen Wege, Gräben, Tränken und Einfriedigungen der

r no,tucle bewirken, oder den Pächtern die dafür gemachten Auslagen erstatten. Eine Rcntc'entschä-
gung bezieht .vährend der Pachtzeit der Pächter und bei einer Kapitalentschädigung ist er berechtigt,

ter, 6"^"r"g, zu 4«/, von der jährlichen Pachtzahlnng nach Verhältniß der contrattlichen Iahlungs
^ ''^' ^ ^^^"' "" ^''"' Entschädigungen nicht begnügen, so steht ihm frei,

f' v """"'' nachdem ihm der Auseinandcrsetzungsplan bekannt gemacht worden ist, die Pacht
dem 5"^ ^" '^ ^" "lsdanninit dein Ende des laufenden Pachtjahres auf; wen» aber seit
w^.^ der Kündigung bis zu diesem Termin nicht mindestens drei Monate verstrichen sind, so
wahrt das Pachtverhältniß noch für das nächste Jahr fort.
aem^ . ^" Geldabfindungen hat der Nießdraucher desjenigen Grundstücks, welches die Abfindung
ein..?'. .", Abfindungsrente während der Dauer des Nießbrauchs zu entrichten und muß im Fall
.,,7/"'""mtschädigung dem Eigenthümer, welchem die Baarzahlung derselben obliegt, die Zinsen
"0 Kapitals zu 4«/„ gerechnet, vom Iahlungstage ab vergüten.
i« v 5 5^ """liche gUt von einem Pächter eines solchenGrundstückes und es steht demselben auch
" diesem Falle das Recht der Kündigung zu.
ni^ >, ^'^ ^" Pächter iu diesem tz. eingeräumte Recht der Kündigung findet nicht statt, wenn

cich oem Ermessen der Auseinandersetzungsbehörde durch die Zusammenlegung weder ein erheblicher Nach-
in sur dcu Pachter erwachst, noch eine erheblicheAenderung der Wirthschaftsverhältnisse des verpach¬

teten Gutes zu erwarten ist.
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Sind für den Fall einer Zusammenlegungzwischendem Pächter und dem VerPächter in dem
Pachtverträge andere Abreden über die Auseinandersetzung auf rechtsuerbiudliche Weise getroffen worden,
so behält es bei diesen sein Bewenden.

§. 9. Sobald entschiedenist, daß und in welcher Ausdehnungeine ZusammenlegungStatt
finden soll, wird von der leitenden Behörde eine Commission gebildet, welche besteht

». aus einem Commissarals Vorsitzender,
d. dem Bürgermeister der betreffenden Gemeinde,
o 3 Sachverständigen,welche in der Art zu ernennensind, daß der eine nebst dessen Stellvertreter

von dem meist begütertenDrittthcil der bethciligtcnGrundbesitzer,nach den Catasttal-Reinerträ-
gen, der zweite nebst Stellvertreter von dem zweiten Drittthcil,der dritte nebst Stellvertreter von
dem geringstbegütertenDritttheil gewählt wird.

Werden die Wahlen dieser Sachverständigennicht binnen der von der Behörde anbe¬
raumten Frist von 4 Wochen vorgenommen,so erfolgt die Ernennung derselben von Amts-
wegen,

cl. aus einem von den unter ll, d und u erwähnten Commissionsmitglicdernzu wählenden, von
der leitendenBehörde als qualifizirt crachteteu Geomcter.

Die Beschlüsse der Commission erfolgen nach Stimmenmehrheit;bei Stimmengleichheitent¬
scheidet die Stimme des Vorfitzenden.

tz. 10. Die in Folge Zusammenlegungvon den Besitzern erworbenenGrundstücke treten
an die Stelle der abgetretenen in Betreff der auf letzteren haftendenHypothekarschulden,wenn das
Schöffengericht dieselben für mindestens glcichwerthig mit letztern hält, entgegengesetztenFalls kann der
Hypothekargläubigcrnach 6 Monate vorher geschehener Aufkündigungdie Rückzahlungdes Capitals
verlangen. ^ ^ - -

H. II. Die Ausführung der Gcmcinheitstheilungsordnuugvom ü». Mm 1851 und die,es
Gesetzes wird für den Kreis Wetzlar der General Commission in Cassel übertragen und ist nach den für
das Verfahren bei der letzteren geltenden Vorschriften, soweit die vorstehenden Bestimmungennicht ent¬
gegenstehen, zu bewirken.

tz. 12. Alle im Bezirk des Iustizsenats zu Ehrenbreitensteinnoch bestehenden partüular-
rechtlichen Beschränkungen der Theilbarkeitdes Grnndeigenthumswerden aufgehoben.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschriftund beigcdrucktem König!. Insiegel.
Gegeben den

Nr 3

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigstcr König!
Allergnädigster König und Herr!

^ « «...wuri«im« Ew. Königl. Majestät treugehorsamstezum 19. Provinzial^andtage versammeltenStände
Zcherli Oe,ch°« M ^. Rheinprovinzhaben einen, die Ausübung der Fischerei für den Umfang der Rheinprovmzund des
die Mm>pl«vmzund ^ . ^ Wiesbaden gesetzlich regelnden Entwurf mit freudigem Danke begrüßt.
'"' 2m^^'°" " Dem vorhandenen und nachgewiesenen Bedürfnisse Ausdruck gebend, stellt derselbe solche
Zur Allerh Pr°p°- ^MN auf, bei deren Einhaltenes möglich sein wird, diejenigenältern gesetzlichen Bestimmungen,

sitwn Nr. 6. ^ ^^ ^nM sind, hinwegzuräumenund die gesunkenen Erträge der Fischerei zu heben.
<^m Einverständnissemit den wesentlichen Bestimmungen des Entwurfs ermangeln wtt

nicht, Ew. Majestät jene Abänderungenund Zusätze, dercu Berücksichtigung wir für wünschenswert!,
erachten, in Ehrfurcht vorzuschlagen.
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Hiernach würde:
1) Zu §. 3 aä 2 am Schlüsse der Zusatz erbeten „und ständige Vorrichtungen zum Fischfange"
") act h. 7 h^ter „vorsätzlich" einzuschiedensein „und widerrechtlich"
3) Zu demselben §. der Zusatz „Hierher ist jedoch nicht zu rechnen diejenige Zerstörung des Fisch-

lmchs, welche durch die im Landcsculturintercsseerforderliche und bereits gesetzlich vorgeschrie¬
bene oder noch vorzuschreibendeReinigung der Gewässer entsteht"und

4) m § !) die Vernichtungder confiszirtenuntersagtenGeräthe zusätzlich anzuordnensein.
^. .>. ^"' ^^st" treugehorsamste Stände erlauben sich noch das Folgendeuntertänigstvorzu-
iragen: Nach dem §. 3 des Entwurfes sollen die Bestimmungen:

) Zu welchen Tages- und Jahreszeitendie Fischerei in Betreff der verschiedenenFischgattungen
und Gewässer verboten ist;

2) Welche Arten der Fischereinetzeund Geräthe untersagt sind;
^) Welche Fische und Krebse mit Rücksicht auf deren Maaß, Gewichtuud Gattung nicht gefangen

werden dürfen; .>/.,,-,
von den einzelnen Bezirksregierungenerlassen werden. In gleicher Weise ist auch früher in dem benach-
da"? ""'"reich "erfahren und der Erlaß jener Bestimmungenden Präfekten überlassen worden. Durch
as sur den ganzen Umfang des Kaiserreichs unter dem 25. Januar d. I. erlassene Gesetz dürfte jedoch
er ^ewe:s geliefert sein, daß es möglich ist, den Gegenstand allgemein nnd auch für einen größeren
noerbeznkdurch eine gesetzliche Verordnung zu regeln, in welcher die klimatischen und örtlichen Ver-

yaltmsse gebührend berücksichtigtwerden können.
welü >. ^"' ^estät trcugehorsamste Stände bitten, jene in Frankreich gewonnenen Erfahrungen, auf

clche das angezogene Gesetz sich gründet, uns nutzbar werden zu lassen und die Regelung aller die
Mchern berührenden Anordnungen, mit Einbegriff jener Eingangs benannten,durch den Erlaß eines
Gesetzes allcrgnädigstherbeiführenlassen zu wollen,
. Schließlich erlauben wir uns Ew. Majestät noch allernnterthänigstvorzustellen, wie durch die
z"^ benachbartenKönigreiche der Niederlande auf dem Rheine betriebene Art und Weise der
«Ichsfischerei,der Strom vollständig abgesperrtund das Hinaufgehendes Lachses nur mehr ausnahms¬
weise und bei höchstemWasserstande ermöglicht ist.

Hierdurch aber werden die Interessen der Provinz wesentlich geschädigt und gestatten wir uns
"e untertänigsteBitte, es wolle Ew. Königl. Majestät gefallen, die zur Abstellung dieses Mißstandes
nutYWn Maaßnahmen allergnädigstanzuordnen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben
Euer Majestät allernnterthänigst treugehorsamste

Der Landtags-Marschall und die Stände der Rheinprovinz.

Nro H
Düsseldorf, den 23. März 1868.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster Königl
Allergnädigster König und Herr!

Ew. Majestät haben huldreichst zu genehmigen geruht, daß drei Entwürfe: Künftige Organisation
1) einer Verordnung, betreffend die Ausdehnungdes Provinzialucrbanoesder Rheinprovinzauf das bes Oberamtes

Oberamt Meisenheim; ' Me.senherm.
2) einer Verordnung, betreffend die Ausführung der ständischen Gesetze in dem genannteOberamte;
3) einer Verordnung, betreffend die Regelung der Verwaltungsverhältnissein demselben Obcrcimte;

nebst Motiven den gegenwärtig versammeltentreugchorsamstcn Rheinischen Provinzialständenzur gut¬
achtlichenAeußerung vorgelegtwerden.
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Die Stände haben diese Vorlasseneiner einssehendenPrüfunss unterzogen nnd auf Grund
des «om Msschnse «statteten Berichtes/ den sie dieser Adresseallernnterthänigst berzn,chlwßen stch

gestatten ^ Wnviegmder Majorität beschlossen. Ew. 'Majestät trengehvrsamst zu wten dcr ersten
nn zweit n^^ Nllerhöchstihre Sanktion zu ertheilen, dagegen Allerguäd:gstzu be eh eu, da^z

^Stl d rind«^ in Anssicht genommenenvorlänfigenAmtsverlasfungaus dem b:s
herwn Od^^^^ Mnsenheim ein eigener Kreis mit dem Kreisorte Meisenheun destnw.v gebüdet
werde. ^ ^

^n tiefster Ehrfurchtersterben
Euer Majestät allerunterthänissst trcugchorsamstc

Der Landtags. Marschall und die Stände der Rhcinprovinz.

Referat des zweiten Ausschusses
über

drei Verordnungen, die künftige Organisation des vormals Hessische Oberamtes
Meismhcim betreffend.

Referent: Abg. Stumm.

Dem Ausschussesind die Entwürfe dreier Verordnunssen nebft Motiven, welche sich auf die
^'l.ch°nb"n^' Verhältnissedes Oberamtes Meisenheimbeziehen und dem ProvinsiabLandtage durch den Herrn Land.

tags-Comnusfariuszur Begutachtungvorgelegt wurden, zur uähern Prüfung überwiesen worden.
Es sind dies:
^. Entwurf einer Verordnung, betreffenddie Ausdehnung des Provinzial. Verbandes der

Rhcinprovinzauf das vormals Hessen^HomburgischcOberamt Meisenheim.
U. Entwurf einer Verordnung, betreffend die Ausführung der ständischen Gesetzein dem

vormals Aessen.Homburgischeu Oberamle Meisenheim.
<^. Entwurf einer Verordnung, betreffenddie Regelung der Verwaltuugs> Verhältnissedes

vormals Hessen Homburgischen Oberamtes Meisenheim.
Hinsichtlich des ersten Entwurfes ,^.). welcher sich lediglich auf die Aufnahmedes Oberamtes

in die Rheinproviuzbezieht, erhob sich in dem Ausschüssekciu Bedeutenund derselbe schloß sich durchaus
den Motiven des RegierungSentwurfesan. Es wurde dabei als selbstredend angenommen,daß nachdem
durch die Königliche Verordnung vom 20. September 186? den Gemeindendes Oberamtes nicht nur
die Tilgung und Ämortisativn der durch AuSban der Bczirtsstraßcn entstandenenSchulden, sondern
auch die Unterhaltung der Bezirtsstraßenbis zu ihrer Uebernahme auf deu Bezirtsstraßcufondsals
specielle Last auferlegt worden war, nun auch das Oberamt Meisenheimbis zu diesem Zeitpunktevon
den Beiträgen zu dem allgemeinen Bezirtsstraßcnfondsbefreit bleiben muffe. Auch erscheint es billig,
daß Meiscnheimfortan an allen übrigen Vortheilen und Lasten der Rhcinprovinz, namentlichaber an
deren Provinzial Instituten Theil nehme, ohne zu besondern Entschädigungen und Nachzahlungen für d,c
bereits auf Kosten der Provinz errichteten Anstalten angehaltenzu werden.

Ebensoerklärte man sich allseitig mit der zweiten Verordnung ^L.) einverstanden,welche stch
auf die Vertretung des Oberamtes auf dem Provinziallcmdtagebezieht und auf der Zuthcilnng desselben
zu dem Regierungsbezirke Coblenz bafirt.
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Die Frage, ob es an und für sich angemessener wäre, das Oberamt dem Regierungsbezirke
Koblenz oder Trier zuzuschlagen, erscheint zwar nicht unzweifelhaft, da die Wünsche und Bedürfnisse der
Bevölkerung in dieser Hinsichtsehr ausciuandcrgehn und die letztere mindestens ebensoviel«Ver
«hrsbeziehungen nach der bayrischenPfalz, dem benachbarten Kreise St. Wendel und dem Saar-
brucker Kohlenbecken,als nach Creuznach und dein Nheine zu besitzt. Nachdem aber thatsächlich
bereits m Beziehung auf die Justiz das Oberamt dem LandgerichtsbezirkeCoblenz zugetheilt, nach¬
dem das Hypothekenamtin Meisenheim mit dem zu Simmern vereinigt worden ist und auch die
un RegierungsbezirkeCoblenz gültigen Verordnungen und Verfügungen in Meifcnheim eingeführt
'md, muß das Verbleiben resp, die definitive Einverleibung des Oberamtes Meisenheim in den
^egiernngsbezirk Coblenz als die richtigere Maßregel anerkannt werden. Hinsichtlichdes übrigen
Inhaltes des Entwurfes «. schließt sich der Ausschuß gleichfalls den Negierungs-Motiven an.
^ D^ ^"^ Entwurf (('.) und nicht minder dessen Motivirnng erregten dagegen im
^chooße des Ausschussesernste Bedenken. Es wird darin beabsichtigt, das Oberamt Meisenheim
^orlaufig in ein „Amt" nach Analogie der nassauischenAmtöverfassung umzuwandeln und als
wlches mit dem Kreise Creuznach zu verewigen; diese Absicht wird durch'die Rücksicht, welche man
oem Geh. Neg.-Nath Reinhardt, der, bisher an der Spitze der Verwaltung gestanden hat und ein
uni diesen Landestheil sehr verdienter Beamter sei, schuldig wäre, motivirt. Die Verordnung kann
nnnach nur in dem Sinne verstanden werden, daß dem Oberamte die Ämtsverfassungnur bei

^ebzeiten des Herrn Reinhardt verliehen bleiben, nach dessen Rücktritt aber der Landestheil mit
lemen 5 Bürgermeistereien einfach deni Kreise Creuznach annektirt werden solle. Der Ausschuh
war ohne Widerspruch der Meinung, daß, wenn es sich um die Verwaltungsorgauisatton eines

uoestheilcs handle, Rücksichten auf einen einzelnen noch so hochverdientenBeamten nicht wohl
naßgebcud sein können, daß sich vielmehr Raum genug im Rahmen des Preußischen Staates
nndcn dürfte, um Verdienste in anderer Weise zu belohnen, obwohl zugegeben werden kanu, daß
« Crhaltung des Geh.-Naths Reinhardt auf feinem bisherigen Posten zur Neberführung der
uen m die nmen Verhältnisse sehr ersprießlich sein und überhaupt sein Verbleiben im Amte
eftntlich im Staatsinteresse liegen würde. Die Verordnung würde aber in der That gerade

oa^ Gegentheil des beabsichtigtenZweckesherbeiführen, da es nicht denkbar erscheint, daß der als
Regierungschef des Oberamtcs ergraute Gch.-Nath Reinhardt sich unter den jungen Landrath von

reuznach würde stellen lassen. Die Degradation vom Oberamtmann mit weiter gehenden Vefug-
des ^ "^ ^'" Preußischen Laudrathe zustehen,zu einem nassauischeu Amtmann und Untergebenen
es Landrathes würde die wenigst milde Form seiner Verabschiedung sein und statt einer Aus¬

zeichnung würde ihm geradezu eine Kränkung bereitet. Für die Bevölkerung selbst müßte die
"fuhrung eines auf die Lebenszeit einer Person begründetenProvisorium s in der Verwaltung

emm unerträglichen Zustand der Unsicherheit und des Unbehagens, ja der Intrigue inauguriren,
"ahiend die definitive Begründung der nassauischeu Amts - Verfassung ebenfo erhebliche

achtheile herbeiführenwürde: sie stände nicht allein als uniumn in der Rheinprovinzda, in deren
reis- uud Gemeindeverfassungsie gar nicht paßt, sondern belästigte die Bewohner, welche eigent-

«-^'"^ ^ fünf Meilen auseinander wohnenden Landräthen zu thun haben würden, in ganz un¬
kluger Weise, erzeugte Conflicte zwischen den Behörden, und würde eher kostspieliger sein, als die

^"nstituiniug eines besonderen Landrathsamtes in Meisenheim. Im Ordinarium des Preußischen
^taatshaushciltsetats Pro 1868 ist das Oberamt Meifcnheim wenigstens fast ganz analog eine,«

""drathsamte aufgenommen und liegt es auf der Hand, daß zu dieseu Kosten noch erhebliche
ehr«Dienstaufwandsgclder des entfernt wohnenden CrcnznacherLandrathes kommen würden,

s slnc^'" W"lte: die Einführung der Amtsverfassung in Meifcnheim enthielte alle gegen eine
^Vstständige Krcisverfassung sprechendeBedenken, ohne deren Vortheile zu besitzen. Es erscheint
verständlich, wie man auf den Wunfch der Bevölkerung in Hannover die kostspielige und vielregie¬
rende Amtsverfassung hat bestehen lassen; sie einem Landcstheil octroyircn, der sie weder kennt
noch verlangt, vielmehr seine deu Preußischen Institutionen analoge Organisation zu bewahren
und dem PreußischenMuster noch enger anzupassen wünscht, erscheint dem Ausschussenicht wohlgethan.
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Ebensowenig konnte sich der Ausschuß mit der einfachen Vereinigung des Oberamtes mit einem
altpreußlschen Kreise — sei es St. Wendel oder Creuznach — befreunden,deren Kreisorte sich in viel
zu großer Entfernung von dem Oberamte befinden. Handelte es fich darum, auf der wdul», i^a das
positiv Beste zu schaffen, so tonnte sich am ehesten noch die Vereinigungdes dem Kreise St. Wendel
cmgehörigen Cantons Grumbach,dessen Ortschaftenbis zn 10 Stunden Entfernung zu ihrem jetzigen
Krcisortehaben mit Meiscnhcim als Kreisortempfehlen, wovon sie durchschnittlich nicht '/^ soweit abliegen.
Wirtlich sind auch Petitionen in diesem Sinne aus dem Eanton Grumbachsowohl,als dem Oberamts¬
bezirke zahlreich unterzeichnet worden. Da eine Theilung des Kreises St. Wendel aber mit großen
Weiterungen verbundenwäre, die ja auch in den Negierungsmotive«ausgeführt sind, ferner dem Land¬
tage zur ^eit ein solches Project zur Begutachtunggar nicht vorliegt, so würde die Lösung der Frage
eines Anschlusses des Cantons Grumbachan das Oberamt Meisenheim am besten einer späteren frei¬
willigen Vereinbarung zwischenden resp. Bürgermeistereienund Kreistagenzu überlassen sein.

Die ZusammenlegungMciscnhcimsmit dem Kreise St. Wendel haben die Negierungsmotive
selbst für unzulässig erklärt; fast ebensowenigstatthaft erschiendem Ausschüsse die Zuscunmenlegnng
mit Ercuznach. Es kann zugegebenwerden, daß ein großer Theil des Obcramts mit einzel¬
nen Ortschaften des Kreises Creuznach in lebhaften Verkehrs - Bezichuugcn steht, diese würden
indessen durch Constituirung eines Kreises Meisenheim in keiner Weise tangirt; mit dem Kr eis¬
orte Creuznach, worauf es hier allein ankommt, dagegen besteht aus dem Oberamtc fast gar kein
Verkehr. Die Creuznach zunächst gelegene Eisenbahnstation des Oberamts, Staudernhcim, liegt 3
Meilen und 3 (oder wenn man Bad Creuznachmitrechnet) 4 Stationen, die am weitesten gelegene
Station Fischbach aber 7 (event. 8) Stationen und 6 Meilen von Creuznach entfernt. Bedenkt
man daß der Eingesessene, um mit dem Landrathe zusprechen oder zur Aushebung zu gehen, durch¬
schnittlichl'/^—2 Stunden zur Eisenbahn und dann noch 3—L Meilen Eisenkahnfahrt nach Creuz¬
nach Hütte, daß ihm die Hinfahrt dritter Classe allein 8—18 Sgr. kostet, während sein Weg nach
Meiscnheim, wohin er ohnehin zum Notar und Friedensrichter muß, durchschnittlichkaum weiter,
als zur Eisenbahn selbst ist, so springt die colossale Belästigung, welche dem Landestheil im Ge¬
gensatz zu dem bisherigen Zustande durch die Vereinigung mit Creuznach erwachsenwürde, in die
Augen. Die behauptete enge Gemeinschaftin Sitten und Gebräuchen, Sprache und Sympathien
zwischen dem Oberamt und dem Kreise Creuznach muß sehr bestritten werden. Der letztere dehnt
sich auf dem Plateau des Soonwaldes aus, welcher von dem das Oberamt Meisenheim bildenden
Gebirgszug durch das Nahethal geschieden ist; viel näher stehen die Meisenheimer den Bewohnern
des benachbarten Eantons Grumbach und des pfälzischenGlangebietes, haben sich aber durch die
langjährige staatliche Abgeschlossenheit überhaupt ziemlich selbständig entwickelt, was nicht zu ihrem
Nachtheile ausgefallen ist, da die MeisenheimerBevölkerung sich vor allen Nachbarn durch Fleiß
und Nüchternheit vortheilhaft auszeichnet. Es mag auch dies Bewußtsein mit zu dem
dringenden Wunsche beigetragen haben, als selbstständiger Kreis für sich zu bleiben. Dieser
Wunsch giebt sich vor Allem kund in der mit überwiegender Majorität beschlossenenImme-
diateingabe des Vezirksrathes — der gesetzlicheil Vertretung der Bevölkerung — um Velassung
des Kreisverhältnisses (l3. April 18L7.)' Die Stadt Meiscnheim hat mehrfach dringende Imme-
diatvorstellungen in demselben Sinne gemacht, auch dem diesjährigen Provinziallandtage eine
Petition eingereicht,worin namentlichbetont wird, daß fast alle andern Gemeindenin diesem Wunsche
vollkommen übereinstimmten.Dieser Behauptung ist authentischvon keiner Seite widersprochen worden.
Zwar behaupten die Negierungsmotive, die Landbevölkerung zeige sich einem Anschlüsse an Creuznach
immer geneigter, es fehlt aber zu dieser Annahme an allen Belegen. Den zahlreichen Vorstellungen
und Petitionen um Erhaltung der Kreisselbstständigteitsteht bis jetzt keine einzige um Verschmel¬
zung mit Creuznach gegenüber. Es ist denkbar, aber nicht einmal erwiesen, daß einzelne Bewohner und
vielleicht auch Gemeinden,welche dicht an der Eisenbahnwohnen, gegen eine Verschmelzung mit Creuz¬
nach nichts zu erinnern haben; ein wirklich lebhafter Wunsch würde sich sicherlich iu Gegenvorstellungen
einer solchen Minorität längst dotumemirt haben. Es muß als erster Grundsatz jeder Selbstverwaltungange-
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2^^ «„stituirtcn Körperschaften auch als Vertreter der Bevölkerunganae°
n nn ^ ^' vereinzelte Stimmen, welche eine Negierungüberall ihren Wünschen ent^echld

Di e^" ,^ gemachtwerden gegenüberder ordentlichenVertretung.
auf fo^ . " 7' ?" ^webenden Verhandlungenin keiner Weise zur Begntachtnng

^"' '"^" "^^ "Endlich, anf welche Thatsachen die Negierungdie Vor-
° Am^^e /' ^"^" " ?7'""ung wesentlichgetheilt seien. Daß die S t a d t Meisenheim das
ohnehin I'r?tär??>7 ^ Verbleibe des Verwaltungssitzeshat. ist freilich einleuchteud. Sie hat
später an Ae/^L '.??"' "" ^"^"'" "' Hälfte ihres ehemalige,. Oberamtsbezirkesund kam
S n .3" 3^'"?' bl'ß "" dessen Landgrafen dnrch den Wiener Cvugreß 10.00U weitere
Ue u„?373 Vt"? ^""'^' ^"^"" lie A) wum von der Uugunst des Schicksals durch den
^ ^I^ie Nn ?"' Tugmden ihrer Einwohner wieder zu einiger Wohlhabenheiterhoben, verliert
Inst« ^ ^ "Ue ihre Behörden, das Eonsistorium. das Gericht in drei
Hy °^ '"" Nechtsanwälten.wofür ein Friedensrichtereingesetztwurde, das
^Ve a^ 3« 3,c" ? "^wundern, wenn die Stadt in der Erhaltung ihrer Eigenschaft
^ dürf^ ""ickt und daranf nmsomehr Ansprnch nmcheu

"' ^.tschädignug in Aussicht gestellte Schullehrersemiuarnuumehr
Arche di 21 ^.5 ^^ ^raunnger und stattlicheröffentlicherGebäude,eine herrliche gothische

" "stehen allein 2 Druckereien -nnter tützen auch
ll in sch d^'v '.^?' deshalb mcht wenigerWunsch des ganzen Oberamtes sind und für dieses

welche d "a^ "otivirt wären. Diese «erden durch den Van der Glanba n.
M Mcha^ der Nahebahn-StationStaudernheim über Meisenheimverbinde
V»n noch?t?n / T 5^?^ ""^ "'« Verbindung mit dem Oberamte gestaltet. Obwohl dieser

dem Handelsminister bereits Gesuche um Ge
Bahn int Mt ! I .2 ." ? ^"^ ^""""' '°^" "'l'"«^ "'« Zustandekommen der
und dem dlus riola den >^7" ^""" ^ Wegverlegungdes Verwaltnngssitzesvon Meiseuheimoarau^ erfolgenden Nnckgang die,cr Stadt sehr verlierenwürden.

"nq dringend ?^m?'^33 ^"' ""Meifelhaft. daß die überwiegende Mehrheit der Bevölte-
Mgun d b ,2 ' ?''^ ^^^' '" '""^ Meisenheimwünsche und es konnte bei der Ueber,
politische oder ^^ '"Wichst '" """"«" seien, sobald dem Staate nicht

'"" '"^' ^lich erscheinen, ob etwa letztere
durch Erfüllung der Wünsche des Oberamtcs hervortreten würden

^ ^'" " ' iellen Paktes ist schon angedeutet worden, daß die proponirte
vielleichtso "r ,'?'"' ^ "'" ""'"'"^' ^"'p'""ß gegen die selbstständige Kreisbilduugergeben,
wirklich e ,ia^ .? k""'" "7°"i würde. Sollten aber dnrch einfache Iulegung zn Ereuzuachauch
'n keinem Ve s^wm ""' ."?"' '" '""'"'" "'^" ""'^" ^'"nen. so steht ei.l solcher Betrag doch
sie nicht ^,,f ".'"U^zu ^er Zufriedeustelllmg eiuer tüchtigen und patriotischen Veoölterung.die. obwohl
unserem aroken 3^ "? """""" """'^" ''^' °"'"°^ '"" Vertrauen und uationaler Gesinnung
st°ßen ihrer Vit^.^^^'",'"' deren Sympathien wir uns aber für lange Zeit durch das Zurück-
Umfange ^. ?^'^-" """^"' ^" ^""^'^' ^^" besitzt bereits Kreise von ebenso kleinem
die Eigens /°«5s^'?^""^^"''""'^lt und Ziegeurück nicht bevölkerter. Macht man für ersteren
Meisenheim .. Gebirgskreis,für letzterendie als Enclave geltend, so ist daranf zn erwiedern,daß
«der an """"W. ^ stößt zwar an zwei benachbarte preußische Kreise, nicht
nach Ban.-. 3 ' ^"" entgegengesetzten Enden liegen, und hat eine langeGrenzenausdehnnng
Unter der ! 7" ."^7 "^ Oldenburg. Es ist niemals behauptetworden, daß die gute Verwaltnug
Aussch,,ss ' ^ '^""' und ZiegenrückerKreises gelitten habe und beseitigtenSachverständige im
Ums and. ^- ^"^"" ""' ^lche Befürchtung. Die beste Widerlegungderselben liegt eben in dem
8 ^ ^', s^, Mcqenheim seit über 50 Jahren mit seinen 5 Bürgermeistereien.14.0UU Seelen und
ständig«" ^ """.""" ^ Preußische» Negierung selbst anerkanntenmusterhaftenWeise als selbst-

^r Verwaltungsbezirk,ja selbstständigcrnoch als ein Kreis verwaltet worden ist. Sollte sich
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aber in der That durch die Praxis finden, daß der Kreis Meisenheimzu einer selbstständigen Verwal¬
tung sich nicht eignet, so steht ja später nichts im Wege, mit Zustimmung der resp. Kreisvertretungen
eine Fusion mit andern Kreisen vorzunehmen.

Wie jetzt die Verhältnisseliegen, nachdem alle anderen neucrworbenenLandestheilr mit zder
größten Schonung in politischer wie fincmcieller Hinsicht behandeltwerden, müßte es geradezu als un¬
billig erscheinen, den einzigen mit der Rheinprovinz vereinigten neuen Landcstheil, bloß weil er Nein
ist und wenig Geschrei verursacht hat, verhältnißmäßigschlechter zn stellen.

Nachdem man bei der Besitzergreifung die großen materiellenund politischenVortheile betont
hatte, welche aus der Vereinigungeines Kleinstaates mit dem mächtigen Preußcn^für den erster» ent
springen müßten, nachdem man 'mit vollem Rechte dem Landesthcilden größten Lcheil seiner Behörden
genommen hat, erscheintes um so dringender geboten, dem Wunscheder Bevölkerung um Belassung
des Landraths und Bildung einer eigenen Kreisvcrsammlunggerecht zu werden. Die dem Preußischen
Vaterlandc von vornhereinentgegengebrachtenSympathien werden sich immer mehr befestigen und in die
benachbarten nicht preußischen Landestheilcverbreiten,während die durch die Vereinigungmit Creuznach
entstehende Schädigung der socialen und materiellen Interessen nnd Wünsche tiefe Spuren der Mißstim-
mung hinterlassen müßte, die sich sehr bald anch in ihrem Einflüsse auf die Rhciupfalz bemerkbar
machen würden.

Der RheinischenProvinzialvertretung aber wird es zur Ehre und Genugthuung gereichen, den
annectirteu hessischen Brüdern die warme Brnderhand zn bieten und es sie uicht bereuen zn lassen, daß
Gottes Fügung sie mit der schönenRheinprooinz vereinigt hat.

Der Ausschuß beschloß daher mit überwiegender Mehrheit, zu beantragen:
Der Hohe Landtag wolle den Verordnungen.V. und U. seine Zustimmung ertheilen,dagegen

der Königlichen Staatsregierung dringeud empfehlen, die Verordnung <'. folgendermaßen zu amendiren'>
1. In F. 1 die Worte: „mit dem Kreise Creuznach vereinigt" zu streichen und statt der

selben zu setzeu: „und aus demselbenein selbstständigerKreis mit dem Kreisorte Meiscnheim ge
bildet."

2. Den tz. 2 wegzulassen und
3. den H. 3 als §. 2 zu bezeichnen.

Düsseldorf, den 2l. März 1868.

Der zweite Ausschuß:

v. Nyvenheim, Vorsitzender. Dr. Wurzer. Henrichs. Aldringen.
Graf von Fürstcnberg.Stammheim. Baron von Fürstenberg-Loersfeld.

M. Kretz. I. Müller. Dick. Nußbaum. Stumm, Referent.
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8. Adressen, die standischen Petitionen betreffend.

Nro 3

Düsseldorf, den 3. April 1868.
Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

na^n -^ ^'^ ^'"" ^'' Prouinzial-Landtage der Rheinprovinz versammeltenStände der Ritterschaft Ä»f»al,me mehrerer
niqste ^ ^'"^"" ^"" Königlichen Majestät, um an den Stufen des Thrones die alleruuterthä- 'Ah/mitttr«,?''
selbst t" 'uederzulcgen,die Aufnahmeder nachbenanntcn Güter, — die fowohl hinsichtlichder Güter Matrilei.
Art VI «^"" ^'^"'' "^"' Anforderungen der Allerhöchsten Verordnung vom 13. Juli 1827
wollen " entsprechen, - in die Ritterguts Matrikel der RheiuvroviuzAllcrgnädigst befehlen zu

Das dem KöniglichenLegationsrath Freiherrn von Steffens zugehörige im LandkreiseEöln
gelegene Gut: „Godorfer Burg";

)^as dem HeinrichBucrsgeus zu Guestcn zugehörige im Kreise Mich gelegene Gut: ..Guestener

4) d"3 ^"' ^^^" """ Affcrdeuzu Roermond zugehörige im Kreise Geldern gelegene Gut: „Gölten";
a^ der Wittwe Lorenz Breuer zu Sinstedeu zugehörige im Kreise Neuß gelegeue Gut: „Sinsteder

as dem Benjamin Lcuffeu zu Sinstedcn zugehörige im Kreise Grcvenbroichgelegene Gut:
»Otzenrath";

') das dem Grafen August von Spcc zu Heltorf zugehörigeim Kreise Rees gelegeue Gut: „Wol-

?) das dem Gustav von Franken-Wels zugehörige im Kreise Gcilcntirchengelegeue Gut: ..Loverich";
) °as dem Balthasar Herberz zu Undingen zugehörige im Kreise Greveubroich gelegene Gut:

,'vetovcr Hof"-

l») Das dem Ioh. Ant. Schmitz zu Haus Hübsch zugehörige im Kreise Rees gelegene Gut: „Hübsch".
In tiefster Ehrfurcht ersterben

Euer Königlichen Majestät Allerunterthänigst treugehorsamste
Der Landtags-Marschall und die Stände der Ritterschaft.

Nro «

Düsseldorf, den 4. April 1868.
Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

Majestät«m^ ^'" ^' ^""nM - Landtag versammeltenStände haben mit Dank und Freude Euer
Verwalt gnädigsten Bescheid über die zu gewährende SelbständiMt der Provinzialstände bei der
baß w! "ü^ c^ "^'"'^"nden Irren-Heil- und Pflege-Austaltenentgegen genommen,lind sind überzeugt,
übri'apn ^5 Sclbstständigteitauf einem Gebiete ihres Wirkens sich empfiehlt,sie in gleicher Weise den

ur" theilen desselben von Nutzen sein werde.
Nuthwe >v ^^" ""^ erwarten läßt, daß sie bei der bevorstehenden,auch von den Ständen als
sich dock "^"M" Reform der ständischen GesetzgebungBerücksichtigung erhalten werde, so wird es

") empfehlen, schon früher sie in's Leben treten zu sehen.

Begutachtung der zu
erwartenden stän¬

dischen Gesetzedurch
die Provinzialstände

n„d Zusicheruüg der
Selbstverwaltung der
Prouinzial Inslitnte.
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In dieser Ueberzeugung ist der unterthänigste Antrag angenommen worden, den wir in tiefster
Ehrfurcht mit der Bitte vorlegen,Euer Majestät wolle in Gnaden geruhen, sowohl die Mittheilung der
zu erwartenden ständischen Gesetze an die Provinzialstände als die sofortige Zusichcrungder Selbstver
waltung der provinzialständischen Institute anzuordnen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben
Euer Majestät allerunterthänigst trcugchorsamste

Der Landtags-Marschall und die Stände der Rheinprovinz.

Düsseldorf, den 4. April l8«8.
Allerduichlauchtigster, Großmächtigster König'.

DitNMwchtungd« Allergnädigster König nnd Herr!
«iuil Prozeßordnung. Euer Majestät Herr Vater, des Königs Friedrich Wilhelm III. Majestät that den Ausspruch,

daß das Gute erhalten werden solle, wo es sich finde. Diesem Ausspruch verdankt die Rhcinprouinz
die Fortdauer ihrer Rechts Institutionen. deren Grundzüge seitdem Vorbild bei gleichen Institutionen
des preußischen und manchen anderen Staates gewordensind.

Sie sollen auf dem Gebieteder Eivil Prozeßordnungeiner weiteren Fortbildung gegenwärtig
entgegen geführt werden und Euer Majestät Ministerium der Justiz hat hierzu eine Commission berufen.
Bei deren jetziger Zusammensetzung sind keine Kräfte aus dem Rheinischen Nechtsgebiete herangezogen.
Dies scheint aber den treu gehorsamste» Provinzialständennothwendig,um das Princip der diesseitigen
Prozeßordnung vollständigvertreten zu seheu. Deshalb gestattenwir uns die ehrfurchtsvoll unterthä^
nigste Bitte, Euer Majestät »volle geruhen,zu befehlen,

daß die mit dem Entwurf einer allgemeinen deutschen Prozeß - Ordnung betraute Eom
Mission durch wenigstenszwei mit dem linksrheinischenProzeßrechtvertraute Juristen
aus dem Rheinischen Richter und Advokaten-Standeverstärktwerde.

Znr möglichsteil Sicherung, daß die ueue Prozeßordnungerst dann zur Schlußfassunggelange,
nachdem die besten Kräfte der Wissenschaft und der Praxis fie zu prüfen Gelegenheit finden, schließen
wir die zweite unterthänigsteBitte an, Ener Majestät wolle Allergnädigstzu befehlen geruhen,

daß der aus der Berathung der CommissionhervorgehendeEntwurf zeitig vor dessen
Vorlegung an die Factoren der Gesetzgebung durch den Druck eben so sehr bekannt
gemacht werde, als die vom Rheinischen Appellationsgcnchtslwfüber die ihm zugegan¬
genen Entwürfe bereits gegebenen Gutachten.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.

Nro »
Düsseldorf, den 4. April 1868.

Allerdnrchlauchtigstcr, Großmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

Sosten der Grenz- Die an der Grenze des Königreichsder Niederlande liegenden Kreise nnd Gemeindendel
Sperre gegen die Rheinprovinz sind in den Jahren 18s,5 bis l»t>7 von der Rinderpestbedroht worden und dies machte

Rmoerpest. '^.^ O^iizsperre nothwendig,welche auch in nachhaltigerWeise durch Militär-Cordons ausgeführt wor¬
den ist. Hierdurchsind den Gemeindenbedeutende Kosten erwachsen, theils der Einquartierung, theils
der Dcsinfcction nnd anderer Einrichtungen. Sie haben sich wegen Ersatz dieser Kosten an Ener Maje¬
stät Ministerien des Innern und der Geistlichen-und Medizinal- Angelegenheiten gewendet,sind abel
mit dem Antrage auf Ersatz der Kosten abgewiesen worden.
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i-i^' ^ D,e unterthamgst treu gehorsamstenProvinzialstäude können diese Entscheidungnicht für
«Mg IMen. Denn jene Kosten sind im Interesse nicht blos der Gemeinden, der Kreise und der Pro
s..^' ^")^ 6""''" ^""^ ergangen, welchem durch die von ihm angeordneten Maßregeln eine
furchtbare Calanntät abgehalten wurde. Wie ihm hierdurch Vortheile erwuchsen, so wird er'auch die
«o>ten tragen müssen, welche zu deren Herbeiführungdienten.
<N,.^' > ^'5 ""'gehorsamsten Stände tonnten deshalb keine Verpflichtung anerkennen,die Kosten auf
provuizmlsondszu übernehmen, wie die betreffenden Gemeinden und Kreise verlangt haben. Aber in

Theil,,"?^ '^'"' '""' ^ ""ssprechen zu dürfen, daß denselben der berechtigteErsatz vom Staate zu

^u .,»« ^ ^"?'"" "'""' '""' ^'^"' untcrthänigst.Allerhöchstdieselbewolle Alletgnädigst Anordnung
erie,t !?'^"'^"'//^ /" Grenz-Gemeindender Reg.-BezirteDüsseldorfnnd Aachen diejenigenKosten

M werden,welche während der Grenzsperregegen die Rinderpest1«l>5 bis 1«l>7 ergangen'sind uud«eyong nachgewiesenwerden.
In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.

Nro. ».

Düsseldorf,deu !». Apnl 1863.
Allcrdurchlanchtigster, Großmächtigster König!
Allcrgnädigster König und Herr!

1. Sevtem^ ,!.^^^^^°"!!"^ ^"' ProviMal^-ener. Societät für die Rheinprovinz vo.n Abandon.»«des
,in«I r ^^ ^l'^zt d,e Vergütung emes Schadens aus, welcherdurch Explosion von Gas Schluwtze« de«

3n^den^7^d^7:^'^??^^ 7^' "^" '"'b. ^'3 w^',3 ^r^»°u'
sch..? / Benutzung des Gases zur Beleuchtung uud Heizung wird es für die Versicherten wün Sozietät f.ir die
,^n^verth. ihr Eigenthumgegeu einen Schaden durch Gas> nnd andern Exptosioneu we»,. li> <,„^ ^ihtinprov,..,«°n,

Wm Brand verursachthaben, versichert zn sehen nnd es wird dies nach dem Buchte dnSocietä^ ' "'"^" ""
Schad"'' "^5 nothwendiger, weil die Prlvatversichernngs - Gesellschaften die Vergütung eines solchen
Ladens mckt veanftanden. Es bedarf daher der 5 54 des Reglements, nach den Anträgen der
tl,än3" "' ^"""" ""b ^s Plenums des Provinzial-Vandtags,einer Erweiterung, welche die unter.
vor2s "'""'^"^"""' treugehorsamsten Stände durch folgende Fassung des Schlußsatzesde-vorzuschlagen sich erlauben 8. 54

Schad.»... "^^'""^ ""^" «ls Brandschädenbehandelt.Die nicht durch Feuer entstandenen
EttianM. ?"''.""^'' """ ^""""' Stnrm. Pulver und soustigeu Explosionen oder ähnliche,,Ratur^
Mächt, herrühren, stud vo» der Vergütung ausgeschlossen.Die Societät Direction ist jedoch er^
einb^., " ^ "^ "''" ^"""' ^gM Explosionsgefahrzu versichern, wenn ein besonderer durch Ver-

""nrung zu bemessender Beitrag dafür übernommenwird."
wem. . ^""' ,''^">^^ bitten wir unterthänigst,diese Fassung des Schlußsatzes des l;. 54 des Reale

'"-' der Proumzial Feuer-Societät Allergnädigst zu sanctwniren.
In tiefster Ehrfurcht ersterbe,,:c.
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Düsseldorf, den 1. April 1«63.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

^ie Rcmcmuil«tw'. Die zum 1«. Provinzilll- Landtage versammeltentrcugehorsamstcn Stände der Rheinprouinz
der Iricnpsiegem ^„ «H allcrunterthänigstEuer Königlichen Majestät, um an den Stufen des Thrones den tlef-
d.l Nhempiovinz, /, ^^,, ^ant dafür auszusvrechcn, daß Euer Majestät, in allergnädigster Anerkennung der Bemühungen

der treu gehorsamsten Stände für die Reorganisation der Irrcnhcilpflegc. den in dieser Hinsicht auf-
dem 1« Prouinzial-Landtage gefaßten Beschlüssen, im Allgemeinen die. AllerhöchsteGenehmigungertheilt
baben Nicht minder dankendie trcugehorsamstcnStände für den Beweis des AllerhöchstenKöniglichen
Vertrauens den Euer Majestät Allcrgnädigstden Ständen, durch Verleihungdes Rechts der Selbst¬
verwaltung der sämmtlichen Provinzial-Irren-Heil- und Pflege Anstalten gegeben haben, und werden
dieselben sich auch fernerhin bestreben, diesem Allerhöchsten Vertrauen sich würdig zu bezeigen.

Die in dem Landtags - Abschiedevom 11. März c. von Euer Majestät befohlenen Modifika¬
tionen der bezüglichen Beschlüsse hinsichtlichder Vcrthcilung der Kosten der Erbauung und Einrichtung
der neuen Anstalten auf die einzelnen Regierungsbezirke, fowic des Aufbringungŝ Modus für die zur
Nerzinfung und Tilgung der aufzunehmenden Anleiheerforderlichen Mittel, haben nunmehr in der an¬
befohlenen' Weise in 'den umgeänderten Beschlüssenund Regulativ ihre Anwendunggefunden; cbenfo find
die durch dcu Königlichen Landtags-Commissariusgemachten Mittheilungen über fernere vorzunehmende
Abänderungendes Regulativs, unbeschadet des Mergnädigst bewilligten Rechts der Selbstverwaltung,
vorgenommenworden.

Die trcugchorsamsten Stände bitten nun Euer Kömgliche Majestät alleruutcrthäuigst, den m
Abschrift gehorsamstbeigefügten Beschlüssen,und dem Regulativ, nunmehr die definitiveAllerhöchste
Genehmigungin Gnaden ertheilen und die zur Ausführung der Bauten gewählteStändischeCommis¬
sion, deren Mitglieder in der Allcrunterthänigst beigefügten Nachweise aufgeführt sind, Allcrgnädigst
bestätigenzu wollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterbe» :c.

Die acht Resolutionen
des

1l^. RheinischenProvinzial-Landtages, betreffendReorganisation des Irrenwesens in der Provinz.

Erste Resolution: In jedem der fünf Regierungsbezirke Düsseldorf, Cüln, Aachen,
^ ^'nNem ^"° Coblenzuud Trier foll eiuc gemischteHcil> und Pflege-Irrenanstalt für je 200 bis 300 Kranke nach

dem bewährtesten System erbaut resp, die in diesen Rcgicrungs-Bczirkenvorhandenen und zur Einrichtung
einer gemischten Heil- uud Pflegcaustalt als tauglich befundenenNczirksanstaltcn können zur Aufnahme dieser
»ahl von Krankenerweitert werden.

Zweite Resolution: Die zu erbauendenresp, zu erweiterndenund von der Provinz zu
übernehmenden Irrenanstalten erhalten den Charakterals Prouinzial-Anstaltund jede derselben wird von
einer gemischten Commissionauf Grund des neuen Regulativs verwaltet.
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den ^ nack, verschiedenenKlassen abzustufenden Verpflegungssätze in

vmn^ov^ '" betreffenden Commission für jeden Regiernngsbezirk

Einriß, ^""/^^olution: Die Kosten der Neu^ sowie Erweiterungsbauten nnd der ersten
Verw?/ . ^."? ' ^ "' ^ Inventars, ebenso die banlichen Unterhaltung, sowie die allgemeinen
auf di.?^", ^'^''^ welchefreistellen genießen (Normalkranke), werden mit Bezna

l o" b. Resolution von dem betreffenden Regierungsbezirk aufgebracht.

Dauer ^ fünfte Resolution: Freistellen werden nur auf bestimmte Zeit und zwar bis auf die
der ^.,.^^ ^ '^ ^^'"'' ^"^' 3'Nst kann ausnahmsweise auf Antrag des Directors durch Beschluß

^euvaltungs-Commissiou bis zu zwei Jahren erstreckt werden.

des St^^ < , , . ^ "..<.^"-> ^^ ^«/»,u/> ui,^ ^lai)l,icuer. welcye für mea)nuug
beizutra " ^ ?' " .'^ ^"' ^"' ^"'' "chnbriugen. daß jeder Negierungsbezirl nach dem Verhältnisse
der w3 .^ ' m ? '"" ^"«'ittirreu Obligatiouen Behufs Erbauung resp. Erweiterung nnd Einrichtung
sind Ä^"i"'??"" """' ''Maßgabe des Bedürfnisses von der ständischen Commission überwiesen worden
'rfollit uack, ^ -?"'".^ '""' '" ^" "^"""' Regierungsbezirken auf die Kreise nnd Gemeinden
dm r 3 «"'"'"' "" '"' «"'d indessen in der Gemeinde mit ans den Etat gebracht nnd gleich

»origen Gcmemdeabgaben mit erhoben.

schluß der Vro«^^^^^"""?'.^^''' ^' ^"^" ^ ^"^ ""^" geruht habe., den Ve-
Promn'WI^ ' 7.! ^ aonehungen nnd zu bestätige,,, wird eine aus fünfzehn Mitgliedern des
Vorsi"^^"? bestehende «ä !>c.« schon jetzt gewählte ..Finanz nnd Baucomn.ission" unter dem
Wall d.v.,s '^ ^'""''"'"^ ""' «"bereitenden Ausführuug desselbeu i„ Function treten. Die
Diese Eo,nn? ^' ''? '1 ^"' ^"''' ^^ ««f die fünf Regierungsbezirke je drei Mitglieder entfallen,
der Stä,,.. """ !'"ea"ftragt. für die Provinzial Obligationen ein Allerhöchstes Privilegium Namens
^°'.rswe /'" '!''? 7 ""d demnächst nach Maßgabe des Bedarfs deren Emission zum' bestmöglichen
5berv? / . "'' ^'""e '"'"" s°d""n unbedingte Vollmacht. ,,„ter Mit.virtuug des >errn

lpla,wenteu die geeiguetcu Baustellen zu ermitteln und zu erwerben.

^lweiterun^'oe^''"?'?" ^ "'"^""^ '^" ^'^'""""'' '"^'' ""' ^" bestehendenBezirtsanstalten zur

techniler .,.^?' ^'^""' Erwerbung der Baustellen wird die Gesammtcommission die nöthigen Bau^
fünf ^ ! ''/. " "" d«'s"ben unter Zuziehung von Aerzten die Pläne nnd Kostenanschlägeder
befnat s?'^ "^'^""' ""^ ^""lh die verschiedenenBauten zur Ausführung bringen. Sie ist
anae ,>^. s /^^"'"^^^"^""le in einzelne lVpecialcommissioueu von drei Mitgliedern für die Bau.

MUgenheiten des betreffenden Bezirks zu vertheilen.

dessen Sl l^ ^"""''l'"" "«" ^"' Mitgliedern ist beschlußfähig, wenn außer dem Vorsitzenden oder
sio» sei ' !"tt""' acht Mitglieder anwesend sind, sollte eines oder mehrere Mitglieder derCommis.
"nem a,^ ^ Todesfall oder Ausscheiden aus dem Prouinzial Landtage, ausfallen oder aus irgend
Nitali^ ü "^'' ^""""d verhindert sein, so ist die Commission befugt, sich durch Eooptation aus

Liedern des Landtags, doch mit Berücksichtigung der Regierungsbezirke.'zu ergänze,,,

"n unt! ^^^ Resolution: Da der Prouinzial-Landtag die vorstehenden sieben Resolutionen als
»isatio ^ ° "^ Ganzes brachtet, und andererseits für die gedeihliche Entwickelung der neuen Orga
unerläk, ^ I^"'"escns die Durchführung des in der zweiten Resolution erwähnten Regulativs 'für

M'ch erachtet: so verpflichtet er die nach der siebenten Resolution zu erwählende Commission, keine



56

Schritte zur Ausführung des Reorganisatiousplans zu thuu, bis die AllerhöchsteSanction, sowohl der
sämmtlichen,'iedeu Resolutionen,als auch des ueueu Regnlatws erfolgt ,,t.
' '^1 de «eiten Resolution bezeichnete neue Regulativ hat den Zweck, die Leitung und
Verwaltung der zu gründendenAnstalten in einer ihr Gedeihen fördernden Weise dadurch zu regeln.

Ständen eine wirksamere und lebendigere Theilnahme gesichert wnd.

Regulativ
über die

Leitung und Verwaltung der in jedem Regierungs.Bezirk zu erbauenden resp, zu erweiternden
gemischten Irren-Heil- und Pflege-Anstalten.

Die in jedem Regierungsbezirkder Rhcinprouinz zu erbauendenIrren ^ Heil ^ nnd Pflege
Anstalten sind Provinzial Anstalten, über welche das Ober-Präsidium der Provinz die Oberaufsicht
führt Pfleglinge werden mir, fo weit der Raum der Anstalt es gestattet, in jeder Anstalt behalten.

5- 2.
Die allgemeine Leitungeiner jeden dieser 5 Anstalten führt eine gemischte Commission, welche

a«5 5! von dem Landtagevon einer Diät zur andern neu zu ernennendenoder zu bestätigenden Abge¬
ordneten der Rheinischen Provinzial-Stände und aus zwei durch das Oberpräsidiumzu erneuneuden Staats¬
beamten, deren Einer Medizinal^Veamtersein muß. besteht.

tz. 3.

Dem Obcrprcisidentcn steht jede nöthig scheinendeAbänderung der Wahl dieser beiden Be¬
amten zu. ,

Derjenige Staatsbeamte, welcher vom Oberpräsidium dazu ernannt wird, bleibt beständiger
Vorstand der Commission. ^ ^

Der Direktor führt die Verwaltung der Anstalt in den Grenzender Positionen des Etats.

Die Gegenstände der Geschäftsthätigkeit der Commission sind:
») die obere' Leitungder ökonomischenVerwaltung in allen einzelnen Theilen,
d) die Aufficht auf die Verwaltung der Fonds, des Kassen- und Rechnungswesens.
«) die Oberaufsicht und Disciplin über das Offizianten-Perfonal.

Die bestehenden Reglementsund sonstigen Bestimmungendienen der Commissionhierbei zur
vorläufigenRichtschnur. Der' Commission wird jedoch zugleich die Befngniß ertheilt, so weit es ohne
Gefährdung des Zweckes geschehen kann, angemessene, im Geiste der Sparsamkeit vorzuschlagende Ab¬
änderungenund Zusätze zu veraulasseu.

§.7.

Alles, was auf die medizinische,psychische und diätetische Behandlung der Kranken Bezug hat,
gehört zum ausschließenden Geschäft des Dircctors der Anstalt, es darf jedoch ohne vorherige vorläufige
Genehmigung durch die Verwaltungs-Commissioneine Ueberschrcitungder etatmäßigeil Ausgaben durch Heil¬
versuche nicht veranlaßt werden, so wie denn überhaupt die Commission auf die Behandlung der Kranke«
im Allgemeinen ihr Augenmerk zu richten und ihre Bedenken dem Director mitzutheilen, oder vorkoM-
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^chn^ 5"' welches alsdann dem nächsten Landtage die Sache

8. 8.

Inventar s ^"^" ^^ ^"' "^' Erweiterungsbauten,und der ersten Einrichtungeinschließlichdes
VewNem.«..?? '^ ^"' Uxterhaltungs- so wie die allgemeinen Verwaltungskostennebst den

derjenigenKranken,welche Freistellen genießen (Normalkranke., werden von dem
auf und zwar mit der Maßgabe aufgebracht, daß diese Kosten zur Hälfte
Drittel d^A 5"^ '"^ b" "ndcre Hälfte auf die klassifizirtc Einkommensteuer, Klassensteuer und zwei
urtheilt werden ^ ""^ sachtste««-, welche für Rechnung des Staates erhoben wird.

Wiquna den^"""^'"" """^^ «""Diät zuDiätdcnVerwaltungs-Etat, welcher in dreifacher Aus-
Diejenige» <?! 7, "^"j'd'U'n einzureichen, und von diesem dem Landtagezur Bestätigung vorzulegen ist,
stmer von ms 7'^"' ^' """' ^"^'^t! 3" ^n directen Ttaats^Steuern iucl. Mahl- und Schlacht
nehmiauna?!> /'^' ^omgM' bedürfenaußer der Bestätigung des Landtags auch noch der Ge-
Oberpräsidi,^. "^ ? "'"^"' ^'" ^'"NPlar des festgesetzten Etats aller fünf Anstalten ist an das

!"u.m einzureichen, welches hierauf die Königlichen Negiernngenmit näherer Weisung versieht.

struttionen^s«!? ^"^ ^ die Führung des Kassen- und Rechnungswesens nach den ertheilten In-
wird aber d.^ . ^'^"" "°" Z"t zu Zeit außerordentliche Kassen-Nevisiouenan, jeden Monat
d"n Vorsit^?. . ?" ^ der Anstalt die Kasse regelmäßigrevidirt, ivelcher die RevisiousProtokolle
^nsammm' ?^ 7'^''^^""^"enden ""^ "'^ l°lchc der Commission bei ihrer nächsten
Revisor s"^??^ ?'° ?" ^ "^bendeii Unrichtigkeitenin der Kassenführnngist von dem

>"r Wgleich „ach Vorschrift der Gesetze zu verfahren.

Die
facher Au^s^ ' ^ ? "^ ^"' letzten März durch die Kassen-Verwaltungeiner jeden Anstalt in drei-
dw und d « ?'^ '"' ^ verflossene Jahr zu legende Rechnung wird vo» der Commissionvorrevi-
s«u dem n^ « ". Ober-Präsidimn eingereicht, welchessie mit den Bemerkungender Commis^
Eremvlar d?5"s .1. ^ ^'" schließlichenRevision und Dechargirungvorlegt. Der'Landtag hat ein

p"r der also festgestellten Rechnung dem Ober-Präsidium einzureichen.

ß. 12.

^uten stattlmb^?f" ^""^"gm ressortiren von der Commission, ohne deren Bewilligung keine
8. 13.

und Medi,^ «?"'?"' ^ ^"^"" "'^ ""f ben Vorschlag des Ministers der geistlichen, Unterrichts-
Weste ^f "! ^"egenhciten nach Anhörung der Vcrwaltungs-Commissionvom Könige ernannt, der
^»lMissi, ,^ "lochen, die Administratiubeamtenund das Oberwärter-Personal werden von der
^rs°na ü, '^ Anhörung des Directors ernannt; der ärztliche Assistent und alles sonstige Dienst-
^°Mmission " "°" ^'" Dircctor provisorisch,vorbehaltlichder Genehmigungder Verwaltungs-
^"lchmiciu ^'^t' Anstellungenauf Lebenszeit(,nit Alisnahme der Directorstellc) bedürfen der

s- 14.

Gesetzes Zs ^'^ ^^"^liu der angestellten Beamten finden die Bestimmungen des Disciplinar-
^'Massn» ^""2' ^" Mchtwidrigr'citen von Officiaiiten und anderen Angestellten erfolgt die
'Nlüa 1,./ "'^ ^"'"^ ^^ «bgeschlosseneiiVertrages durch dieselbe Behörde, von welcher die Crnen-

U ausgegangen ist.
8
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8- 15.
Die den Officianten zu bewilligenden Besoldungen und Gratificationen werden von der

Commissionbestimmt, jedoch innerhalb der hierzu bestimmtenEtatssummeu.
Eine Überschreitung der Etatssummen darf in keinem Falle stattfinden, außer auf den

Antrag der Commissionund mit Genehmigungdes Oberpräsidiums.
Pensionen werden nur vom Landtage bewilligt.

8- 16.
Die Erfordernisse zur Aufnahme werden durch das Reglementder Anstalt bestimmt.

8- 1?.
Freistellen sNormalstclleu) werden nur auf bestimmte Zeit und zwar bis auf die Dauer

eines Jahres gegeben; diese Frist kann ausnahmsweise auf Antrag des Dircctors durch Beschluß
der Berwaltungs-Connnission bis zu zwei Jahren erstreckt werden. Die Bestimmungüber die Auf¬
nahme zu Freistellen erfolgt durch die bezügliche Regierung; dagegen entscheidet die Nerwaltungs-
Commission. ausschließlich über die Aufnahme von Pcnsioimiren, doch wird es dem Dircctor frei
gelassen, in driugcudeu Fällen iu Gcmäßheit einer ihm durch die Commissionzu ertheilende!: In-
struction provisorischeAufnahmeder Pensiouairc zu verfügen.

Die nach verschiedenen blassen abzustufeudcuVerpflcguugs-Sätze für Peusiouairc iu dcu
einzelnenAnstalten werden auf den Vorschlag der betreffenden Vcrwaltungs-Commissionfür jeden
Regierungsbezirkvom Proviuzial-Lcmdtagefestgestellt.

tz, 18.

Die Commissionversammeltsich vierteljährlichin der Anstalt zu einer regelmäßigen Sitzung.
Außerordentliche Versammlungenkann der Vorsitzende, fo oft es nöthig, veranlassen,unter Mittheilung
der Tagesordnung; auch muß derselbeauf den Antrag zweier Mitglieder der Commissioneine außer¬
ordentliche Versammlung berufen, und ladet die Mitglieder hierzu mindestens 0 Tage vorher ein.
Das VorsitzendeMitglied bestimmt Tag und Stunde und macht dem Obcr^ Präsidium hiervon Anzeige.
Den Mitgliedern der Commission ist der Zutritt zu allen Räumen der Anstalt zu jeder Zeit gestattet.
Die Commissionuntersuchtdie Austalt uud ihre Verwaltung in allen ihren Theilen uud nimmt dar¬
über ein besonderesProtokoll auf. Sie rcvidirt die Kasse, sieht die seit der letzten Versammlungauf¬
genommenen Kassen-Reuisions.Protokollenach und zieht alle die Anstalt betreffenden Angelegenheiten in
Berathung, trifft die nöthigenAnordnungen und nimmt über die gefaßte,:Beschlüsseeiu Confcrenz^
Protokoll auf, welches dem Ober-Präsidium in Abschrift einzureichen ist und dessen Einsicht von: Pr»
uinzial-^anotagc verlangt werden kann.

Die Mitglieder der Verwaltnngs - Commission werden für die Reise- und VerzehrungskostcN
durch die Anstalt entschädigt.

Der Geschäftsgang ist collcgialisch.Die Commission ist beschlußfähig, wenn außer dem Vor¬
sitzenden drei Mitglieder anwesend sind. Die Beschlüssewerden durch Stimmenmehrheit gefaßt und bei
gleichen Stimmen ist die Meinung des Vorsitzenden entscheidend.

Die amtlichen Ausfertigungen werden in: Namen der Commissionerlassen und von den
anwesendenMitgliedern unterzeichnet,außerdem geuügt die Unterschriftdes Vorsitzenden. Die Com¬
mission bedient sich eines öffentlichen Siegels, welchesden Preußischen Adler iu: Wappenschilde mit
der Umschrift:

„Vcrwaltungs-Commissionder Irreu-Anstalt zu . . . ."

cuthält, genießt Portofreihrit iu deu allgemeinen Angelegeuheiteu der Austalt uud bei dcu CorrespoN-
denzcn mit dcn Behörden. ________^__^
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Verzeichnis
der Mitglieder der vom 19. RheinischenProvinzial-Lcmdtagegewählten„Finanz- und Bau-Commission"

für die in der Rheinprooinzneu zu errichtenden resp, zu erweiterndengemischten
Irren-Heil« und Pflege-Anstalten.

I. Für den RegierungsbezirkDüsseldorf:
». AbgeordneterFreiherr uon Frentz.
b. „ Moritz vom Brück,
o. „ Fonck.

II. Für den Regierungsbezirk Cöln:
a. AbgeordneterGraf Beißet,
d. „ Bachem.
o. „ Schult.

III. Für den Regierungsbezirk Aachen:
Ä. AbgeordneterFreiherr von Geyr.
d. „ Contzen.
o. „ Paulsscn.

IV. Für den Regierungsbezirk Coblcnz:
K. Abgeordneter Bremig.
d. „ Dr. Wurzer.
c-. „ Wachter.

V. Für den Regierungsbezirk Trier:
-l. AbgeordneterFreiherr von Louisenthal.
d. „ Ui-. Niegel.
«. „ Gebcrt.

3tro II

Düsseldorf, den 31. März 1868.
Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allcrgnädigster König und Herr!

"°n Neusta?^?^^?'"^^? ^" BürgermeistereiNeustadt hat die Fortführungder Wiedstraße Uebernahme der Ge-
von is.s.^ ^ Kretzenhaus, und deren chausseemäßigenAusbau, zu welchem ihr eine Staats-Prämie memde°Pranm..str«ßc
««f den BenV^s^ ^"^ bewilligt worden ist, beschlossen, wobei jedoch die Uebernahme derselben^n^.f<2n
Word?« .""""'lraßcnfond» nach uollendctcm Ausbaue der Bürgermeisterei in sichere Aussicht gestellt BezirMraßenfonds

"^" lst. ' ^ , / u, ^ Ncmcrniigsbezirks

es die M 3 ^""! ^^' ^beinischcu Provinziallandtage versammelten treugehorsamsten Stände wagen
^c alle^«?Ä- ?cs Straßenbauesfür jene Gegend der Provinz anerkennend,Ew. Königl. Majestät

«uerunterthamgsteBitte vorzulegen,
die Aufnahmeder Gemeinde Prämienstraße von Neustadt nach Kretzenhansin die Reihe der
<ieznksstraßcnallergnädigstbefehlen zu wolleu.
Iu tiefster Ehrfurcht ersterben :c.
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Nro 1>2
Düsseldorf, den 31. März 1868.

Allerdurchlauchtigster, Oroßmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

Desgl. d« Prämien- Auf Grund eines mit der vormaligen Nassauischen Regierung getroffenen UebereintommenS
stroßt o°u Ballende ,^, .^.s.„, z,:, GemeindeVallcndar im Jahre 1848 den Ausbau einer Chaussee durch das Fchrbachs

„ach Hühr. Miteins ^^ ^^,^,^,^ ^ Höhr, als Theil der Vallendar - Herschbacher Straße, welche im
^ssiiuiscken zu den vom Staate unterhaltenen Straßen gehört.

Bei Ausdehnungdes Bczirtsstraßen-Instituts auf die rechte Rheinseite,gemäß dem Allerhoch,t
^lw^enen Reaulatio vom 1?. September 1855, lehnte die GemeindeVallendar die Uebernahmeihrer
^i?,i.>Klick'de^' Pflasters bis zur Minden-EoblenzerStaatsstraße 1380 Ruthen langen Straßenstrecke
m d n B«irksstraßenfonds ab, indem dieselbe voraussetzte, daß der Ertrag der ihr Allerhöchst verliehenen

den Unterhaltungskostenwenigstens theilweise die Verzinsung des Vau<
Kavim! decken würde, welches, ansschließlichder gewährten Staats - Prämie von 3,00 Thlrn., etwa
W 000 Thlr. beträgt. Der Erfolg hat jedoch dieser Hoffnung nicht entsprochen,da die Variiere^
nähme während der letzten 10 Jahre gegen die verausgabten Kosten durchschnittlich um 238 Thlrn.

zurückgebliebenste^ ^^ ^^ ^^ Gemeinde Vallendar, die Straße auf den Bezirtsstraßenfonds

übernehmen^ wo^em ^^,^,.^^ ^^.^^^^udtage versammelten treugehorsamsten Stände wagen
es in Anerkennungder Wichtigkeit der Straßen-Verbindnng, deren gnten Zustandes und der Billigkeit^
gründe, welche für den Antrag der Gemeindesprechen, Euer Königl. Maiestat die allerunterthamgste

Bitte °°^ckgen^^^^ ^^ P^^Straße von Vallendar nach Höhr in die Reihe der Bezirksstraßen
Allcrgnädigstbefehlen zu wollen."

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.

Düsseldorf, den 31. März 1868.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allcrgnädigster König und Herr!

Das Daadenthal gehört, in Hinsichtauf seinen Bergbau uud Hüttenbetrieb,zu den gewerb-
2>^!^ Stmß° .... Distrikten des Westerwaldesresp, der Sieggegend. Bisher fehlte es demselben an einer ent<

°°« Z.7dU' > fp Ken Straßenverbindung mit der sogenanntenHellerstraße, von Betzdvrf nach Neukirchen ,owtt
mit der durch das Hellerthal führenden Deutz-Gießener Eisenbahn. Die Verwaltungsbehördenhaben es
^ckt an Bemühungenfehlen lassen, die Gemeindenzum Ausbau einer Prämienstraße von Alsdors übel
Gnaden und ^riedewald bis zur Nassauischen Grenze, in der Richtuug nach Nirberg, anfzumuuteru,
3." hatte den Erfolg, daß die GemeindenDaaden, Diersdorf, Niederdreisbach und Schutzdach m del
^^.vmeisterei Daaden, fowie die GemeindeAlsdorf in der Bürgermeisterei Kirchen, sich mit den bett.
7??n und Bergwerks Interessenten vereinigt haben, zunächstdie 2265" lange Strecke von del
?n Straße bei Alsdorf, bis in Daaden, welche bisher bei dem äußerst frequentenVerkehrekaum w
c < < '.>,„ Zustandeerhalten werden konnte und stellenweise sehr ungünstigeSteigungsverhältnissedal^
fahrbarem iU!^' ^.^^^ ^^ ^^. ^^^^ ^eite des Daadenbaches,gegen Gewährung en.el
3 t'vrämie von 8000 Thlrn. für die Meile, chansseemäßig auszubauen. Daß die gedachte StraM-
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strecke nach ihrer beendigten Herstellungauf den ostrheinischen Bezirksstraßenfondsübernommenwerden
würde, ist den bctheiligtenGemeindenvon der Regierung zu Coblenz versprochenworden, und hat sich
selbige für die demnächstige Uebernahme der Straße als Bezirksstraßeverwendet.

Die zum 19. Rheinischen Provinzial-LandtageversammeltenStände erkennen die Wichtigkeit
der in Rede stehenden Straßenverbindung an und wagen es, Ew. Königl. Majestät die allerunter-
thänigste Bitte vorzulegen,

die Aufnahme der Straße von Daaden nach Alsdorf in die Reihe der Bezirksstraßenall er¬
gnädigst befehlen zu wollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.

Nro 14
Düsseldorf, den 2. April 1868.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigstcr König und Herr!

Die Straße vonNeuwied nach Dierdorf ist im Jahre 1842 von einer Aktien-Gesellschaftunter Desgl. der Ncuwied.
Aufwendung einer Summe von 42,N00Thlrn. chaussecmäßighergestellt worden. D.erduife^Alt.e».

Der aufkommende Ertrag der Straße hat seither noch uie die Unterhaltungskostengedeckt und
sind letztere gegenwärtigso hoch gestiegen, daß die Actien-Gescllschciftsich außer Stande erklärt hat, die
Straße ferner zu unterhalten.

Da es jedoch im Interesse der Provinz liegt, eine eben so gut angelegteals für den Verkehr
nutzliche und nothwendige Straße zu erhalten, so wagen es die zum 19. RheinischenProvinzial-Landtage
versammelten treugehorsamstenStände, Euer Königl. Majestät die ehrfurchtvollste Bitte vorzulegen,
Allergnädigst befehlen zu wollen, daß die Neuwied-DierdorferAktienstraße, sobald deren gründliche Repa¬
ratur erfolgt und die Straße von den Aktionären den betreffenden Gemeindenkostenfrei übergeben ist,
auf den vstrheinischenVczirtsstraßenfondsdes Regierungs-BezirksCoblenz übernommenwerde.

In tiefster Ehrfurcht ersterbe» :c.

Nro 13
Düsseldorf, den 31. März 1868.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigstcr König und Herr!

Die trcugchorsamstcn Stände des 19. Provinzial-^andtagcshaben in ihrer heutigen Sitzung die Uebernahmevon
chnen durch den Herrn Landtags-Commissarüberwiesencn Anträge um Aufnahmevon Communalstraßen^A"Um BeM«.
auf die verschiedenenostrheinischen Bezirksstraßcnfondseiner sorgfältigen Prüfung unterworfen, näm- slraßenfonds der
"ch Über' Negierungs'Bezirte

Cöln und Düsseldorf.

^. im Regicrungs-Bezirk Cöln
1) die Homburg Broehlthalcr Straße, von F-clderhof an der BrochlthalcrBezirkssttaßcnach

^"kverg an der WichlmündenerBezirksstraße-,
2) die Wcrschbachthalstraße, welche die Homburg-Brochl-Straße bei Höffcrhoss mit der von

Sügburg nach Drabender-HöhelaufendenZcithstraßeverbindet;
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II. im Regierungs-Bezirte Düsseldorf.

3) die Straße von Varmcn über Lichtenplatz zum Anschluß an die Elberfelder - Ronsdorfer
Staats-Straße bei Herberts-Lichtenschcid, jedoch mit Ausschluß der Stocke im Gebiete der Stadt Barmen
auf dem rechten Wupper-Ufer, der Brücke über die Wupper selbst und der von der Eisenbahn gebauten
Brücke

Sämmtliche Straßen dienen als Verbindungen zwischen den andern Straßen des großen
Straßennetzes.

Die trcugehorsamstcnStände des 19. Provinzial - Landtages fühlen sich verpflichtet,Euer
Königlichen Majestät die alleruntcrthänigsteBitte vorzulegen:

die Aufnahmeder vorgenannten Straßen auf die betreffenden Bezirtsstraßenfondsaller-
gnädigst befehlen zu wollen."

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.

Nro 1«
Düsseldorfden 3. April 1866.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

Beschaff»"«der Geld- Den treugehorsamstcn Ständen des 19. Provinzial - Landtags ist durch den Herrn Landtags-
Mittel für den ostrhcm. Commissarein Bericht der Königl. Regierung zu Eöln über die Lage des ostrheinischenBezirksstraßen-
d^m1e«mg«N« fonds vorgelegt, um denselbenwegen Beschaffungder nöthigen Geldmittel zu prüfen und die ent-

^Mn. sprechendenBeschlüssezu fassen.
Aus dem Bericht sowohl, als auch anderen bei dem Provinzial - Landtag eingelaufenenPeti¬

tionen geht hervor, daß die ostrhcinischen Aezirtsstraßcn sich in einem mehr als desolatenZustande
befinden und eines gründlichen und umfassenden Umbaues bedürfen, indem jetzt schon seit längerer Zeit
es fast uumöglichist, auf diesen Straßen mit nur einigermaßenbcladenem, selbst kaum mit leerem
Fuhrwerk durchzukommen. .

Der Bezirtsstraßenfonds hat schon uitimo 18L? cm Defizit von 9N00 Thlrn.; die Ein¬
gesessenen zahlen seit 2 Jahren 10«/« Zuschlag zu den gesetzlich bestimmten Staatssteucrn. Nach dem
Bericht der Königl. Negierung wird das Defizit nltiiuu 1868 bis auf 44,000 Thlr. steigen und soll
1869 die Rechnung mit einem Defizit von 7500<' Thlrn. abschließen. Hierbei ist für ertraordinaire
Instandsetzungpro 1868 c. 14000 Thlr. und pro 1869 nur die Summe von 10000 Thlrn. angenommen,
die Annahme dieser Summen datirt aber von 186? und wird die gründliche Instandsetzung, nachdem
diese so lange hinausgeschoben ist, 10—15000 Thlr. mehr kosten, als damals veranschlagt.

Einen höheren Zuschlag als 10"/» von der dortigen Bevölkerungzu erheben, erscheint un¬
möglich. Nach der amtliche» Statistik werden auf den Straßen des ostrheinischenBezirks für 163 da¬
selbst gelegene Bergwerke uud Hütteu 2,802,434 Ecntncr Noh-Material im Werthe von 1,846,664
Thlrn bewegt; rechnet man dazu den Transport der Kohlen und fertigen Waaren, so ergibt sich,
wie unendlich viel diese Straßen, namentlichdie 3'/, Meilen lange Beul-Ovcrather und die 5 Meilen
lange Mülhcim-Wippcrfürther Bezirksstraße, besonderszwlschcnMülhcim und Gladbach,unter solchem
Transport leiden, wozu noch auf letzterer Straße hauptsächlich die Kohlenzufuhr für die Zinkhütten.
Der Kohlcnbedarf für 82 Dampfmaschinenvon zusammen 1533 Pferdekraft kommtauf deu verschie¬
denen Straßen noch hinzu. Die Steuerkraft in diesem ostrheunschen Theil ist verhältnißmäßig sehr
gering denn die Zuschläge vou 10"/° der gesetzlichen Staatssteuern betragen nnr 27,699 Thlr. 17 Sgr.
1 Pf und die ganze GewerbesteuerLt. ^. 1 beträgt in diesem Bezirk nur 1194 Thlr.; es kommen
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endlil r?" Et"bl>„cments,von welchen durch das für sie beschäftigte Fuhrwerk die Straßen so un-
bei 3 -",' ?, "" ^^ ^lr. ^ Sgr. dem Bezirksstraßenfondszu gut. Die Gemeindenhaben
oeba ? Anzahl «on 213,321, welche auf 36,83 ^ Meilen wohnen, 54,18 Meilen Bezirksstraßen
dein s ? r '°^"'' ^"^"^ ^ Schätze des Mineralreichs auszuschließenund Wohlstandzu beför-
Mi Ki "f/^bcn ihre Kräfte überspannt, und sind nun lahm gelegt und sollen jetzt auch noch die Mittel

°'e Unterhaltung aufbringe», die hier gerade so enorme Kosten verursacht.
M d,,- n?"" V"lWch.iigungund eingehender Prüfung aller dieser Verhältnisse konnte der Landtag
äewäb/ ^ .?W"ig nicht verschließen, daß die dem ostrhcinischcnBezirke unter allen Umständen zu
aus A 7/- , '"^ ""^ ^'""" ^" ^'°""'s' ^"' "'"s anderen Bezirksstraßeufonds,sondern nur
ostrb.'n3'""Ü! V" entnehmensei, und zwar wesentlich aus dem Grunde,weil die in dem gedachten
nur in " ,7^'ke " großer Blüthe stehende Industriezum weitaus größteu Theil dem Staate und
wohn „ ? ''" ^ ^'" ^^"^' ^" ^"^ k""""' da die Industrielleu meist uicht in demselben
dem N -"'! '""" "'"' ^"' Verdienst für die in den industriellenEtablissementsbeschäftigten Arbeiter
"em ^znke zum Vortheil gereicht.
Bezirk? ?"^/ ^ "^'^ ^" «erkennen, daß die Wiederherstellungder Straßen in dem mehrerwähnten
von e^?^5/"" Lebensfrage für den Fortbestand der Industrie und folgerichtig für die Existenz
Hülfe sein ,d"""'" ""^ """ ^^F''""cn und Kiuocru erscheint, weshalb schnelle Hülfe doppelte

Bitte „' ^" ^"^ Majestät Füßen legen deshalb die treugehorsamsten Stände die alleruntcrthäuigste
,nisck.m?"'/? !""^ ^' ^"ostät gefalle» „huldreichst und gnädigst zu befehlen, daß dem ostrhei-
'aus ^ ? ^ ^"'^"^ ^^ RegierungsbezirksKöln ein zinsfreies Darlehn bis zu 65.NUN Thlrn.

sofort n^"?« ^"""^" ""'^ ""d daß der Umbau und die Herstellungder bezüglichenStraßen
' u»o nut aller Macht in Angriff genommen und so schleunig als möglich beendigt werde"

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.

Nro. 1?

Düsseldorf, den 31. März 1868.
Allerdurchlauchtigster, Großmächtigstcr König!
Allergnädigstcr König und Herr!

sich d?ni <^" ^"'" ^''' Rheinischen Provinzial - Landtag versammeltentrcugchorsamsten Stände nahen Uebernahmevon
d"ß di" S "7'^" ^""° "" ^ nnterthäuigstenBitte, Ew. Majestät wolle allergnädigst befehlen, FHaßHonds

1 v«,79N c"<"^' des Regierungsbezirks
- ^"n ^urselcn über Haaren nach Stolbcrg und über Zweifall nach Jägerhaus mit der Zweig- ^"''

^ inaße von Stolbergzur Rheinischen Eisenbahn,
3 !"" Heinsberg nach Sittard,

von Baraque - Michel nach Amcl und
deZV"" ^^'"""^l »ach Sistig
vorsH^s«'""''^^'^"^ ^"^" "'^ ^""' '" ^'"'" ^'^'" Strecken sofort, bezüglich der aber noch nicht
folge m,''?'^ hergestellten Strecken, sobald dieses erfolgt, und zwar in der hier angegebenen Reihen-

unter die Bezirksstraßendes Ncgierungs-BczirksAachen aufgenommenwerden sollen,
stellen K H"'s'chllich der zncrst geuauuteu Straße erlaube» wir uns, Ew. Majestät unterthänigstvorzu-
Atsch ' ^ ^'" Bedcukcu, welche der Aufnahmeder hier cinbegriffenen Strecke von Würseleubis zur
Neai/" ^"'^""^"' nunmehr hinweggeräumtsein dürfte», nachdem es den Bemühungender Königl.
her'b/"^ ^" ^chen gelungen,Vereinbarungen zwischenden am Straßenbau betheiligtcu Gcmcindcu

»zufuhren, zu Folge deren, unter gleichmäßiger Verwendungeiner durch den Herrn Minister zu-
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gesagten Staatsprämie und einer heute von uns aus dem NezirksstraßenbaufondsbewilligtenBeihülfe,
der Ausbau des ganzenStraßcnzuges ermöglicht worden ist.

Die projektirte Straße verbindet gewerbreiche Orte der Provinz unter sich und erschließt in
ihrer weiteren Fortsetzung über Zweifall bis Jägerhaus, dem Verkehre eine bis dahin unwegsame
Gegend.

Die hiernach aä 2 — 4 genannten Straßen sind schon seit längeren Jahren unter Bei¬
hülfe entsprechender Staats - Prämien ausgebaut, ihre Bedeutung für die Entwickelung des Verkehrs
ist von den Behörden zur Zeit geprüft und gewürdigt worden. Sie sämmtlich find mit großen
pecuniärenOpfern der daran beteiligten Gemeinden gebaut und bis dahin unterhalten worden. Aber
die Mißernten der letzten Jahre lassen diese Verpflichtungzuin Unterhalte schwer lasten auf den meist
wenig wohlhabenden, theilweise fast mittellosenGemeinden,und so schien es uns Pflicht der Gerechtig¬
keit, daß der ganze Bezirk diese Last theile, und der gegenwärtigeZeitpunkt hierzu der geeignete, weil
der betreffende Bezirksfonddie zur Uebernahme der genannten Straßen nöthigen Mittel befitzt.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.

Nro. 18.
Düsseldorf, den 27. März 1868.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allcrgnädigster König und Herr!

Uebernahmeder Die zum 19. Rheinischen Prouinzial-Lcmdtageversammeltentreu gehorsamsten Stände haben
Eliahc von Waffen- in ihrer Diät vom 26. März c. beschlossen,die Straße von Wasscnberg nach Baal, welche die Gemein¬
de Ncziltssnllßeu- den Wassenberg, Orsbeck, Rathheim, Höckclhoven, Douern und Baal im Jahre 1854 mit großen Opfern

sonds des Regierung«-unter Benutzungeiner Staatsbauprämie von 5862Thlrn. ? Sgr. 6 Pf. ausgebaut haben, in die Reihe
bezirk« Aachen. ^ Bezirksstraßenaufzunehmen,weil der Bczirksstraßenfondsdes Regierungsbezirks Aachen augenblicklich

in der Lage ist, diesem Acte der Billigkeit zu genügen. Die treugchorsamstenStände wagen daher die
Bitte, Ew. Majestät wolle es gefallen, die Aufnahmeder Straße von Wafsenbergnach Baal in die
Reihe der Bezirksstraßendes RegierungsbezirksAachen Allergnädigstbefehlen zu wollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.

Ausnahme der Straße
von Geldern über
Walbeck»ach der
Niederländischen
Grenze unter die

westrhcinischenNe>
zirksstraßen des Re¬

gierungsbezirks
Düsseldorf.

Nro 1».
Düsseldorf, den 1. April 1868,

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allcrgnädigster König und Herr!

Ew. Königliche Majestät crlcmbteu sich die treu gehorsamstenStände auf dem 18. Provinzial-
Lcmdtage Allerunterthcinigst zn bitten, die Aufnahme der Straße von Geldern über Walbeck nach der
niederländischenGränze, sobald solche vorschriftsmäßigausgebautfei, unter die Vezirksstraßcnzu befehlen
geruhenzu wollen und gleichzeitig eine Staatsprämic von 5000 Thalern pro Meile Allergnädigstzu
gewähren.

Ew. Königliche Majestät haben jedoch durch Allerhöchsten Landtagsabschied dieses Allerunter-
thänigste Pctitum in Gnaden abgeschlagen,weil Ew. Königliche Majestät Bedenken trugen, diese vor¬
erwähnteStraße unter die Bczirksstraßenaufzunehmen, indem auf dieser Straße eine Zollabfertigungs¬
stelle errichtetwerden müßte, zu welcher ein Bedürfniß nicht vorhandensei.
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Die treu gehorsamstenStände erlauben sich nun das AlleruntcrthänigstePctitum neu zu
stellen, jedoch mit der Maßnahme, daß die Straße von Wcilbeck bis zur Niederländischen Gränze eine
andere und ganz neue Richtung erhält und zwar so, daß sie in der Bezirksstraße von Straelcn bis zur
Niederländischen Gränze iu der Richtung nach Ar?en, da, wo sich bereits auf preußischem Gebieteeine
Zollabfertigungsstelle,genannt Lingsfort, errichtet worden ist, mündet.

Da der Grund AllerhöchsterAblehnung, nämlichdie Errichtung einer neuen Zollabfertigungs¬
stelle in Walbcck hierdurch gehoben wird und die Straße von Walbcck nach der Nicdcrläudischm Gränze
eme ganz neue Richtung erhält, und ferner durch eine andere Richtung der Straße, sowie durch den
Wegfall der Errichtung eines neuen Zollamtes neue Gründe und neue Veranlassungeneingetreten sind,
w wagen es wiederholt die treu gehorsamsten Stände, bei nun veränderter Sachlage, auf Grund des
s- 50 des Gesetzes vom 27. März 1824 die AlleruntcrthänigsteBitte nm die Aufnahmeder Straße
von Geldern über Walbeck bis zur NiederläudischcuGrenze unter die Bezirksstraßendes Reg, Bez. Düs¬
seldorf sowie um eine Staatsprämie von 5000 Thalern pro Meile ehrfurchtsvollvorzutragen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.

3?ro. 20.
Düsseldorf, den 2. April 1868.

Allerdurchlauchtigstcr, Großmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

Die znm 19. Rheinischen Provinzial^audtagc versammeltentreu gehorsamsten Stände haben Vcwilligunn ein«
ln ihrer Diät vom 2. April 1868 die Uebernahmeder Straße von Camp über Nhcurdt nach Aldekcrk Nmbon-Prä'nue für
auf den Bezirksstraßeufondsdes RegierungsbezirksDüsseldorf, wcstrheinischer Seite, beschlossen und ^o? Camp m!« ^
wagen es jetzt, als Ergänzung zu diesem Beschlusse, Ew. Majestät Alleruutcrthänigst zu bitten, den NheuM nach Aldekrk.
Gemeinden Camp, Nhcurdt und Aldeterk zur Fertigstellung dieser Straßenstrcckceine Ncnbau-Prämie
von 3000 Thlrn. pro Meile Allergnädigstbewilligen zn wollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.

Nro 21
Düsseldorf, den 2. April 1868.

Allcrdurchlauchtigster, Gro ßmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

Der 17. Rheinische Provinzial-ttcmdtaghat im Jahre 1864 zu dem chausseemäßigenAusbaue Bewilliamigeine«
"«er neuen Straße auf dem rechten Ahrnfcr, beginnend an der Ahr-BezirtsstraßcunterhalbHeppingcn, I,oo'Thln" zu den
Vhcnd über Heimershcim, Bcuel (Neuencchr) und in Wadcnheim wieder in die Ahr-Bezirksstraßeein- Koste» des «»>,<>«
Mündend, dreitausendThaler und die demucichstige Unterhaltungs-Uebcruahmedieser neuen Straße sowie "^ ^"^ ^
er beiden Ahrdrückcn bei Hcimcrsheimuud bei Neucnahr auf den Bezirksstraßeufondsbewilligt. Die Bade Nenennhr.

Erbauung und Unterhaltung der letztgenanntenBrücke hatte die Acticn-Badc-Gcsellschaft Neucnahrim
^ahre 1857 vertraglich übernommen. Schou bei der vorerwähutcuGeldbewilligunghatte der hohe
^andtag wesentlich in Betracht gezogen, daß das Bad Neucnahr iu der Balneologie zu einer solchen
Würdigung gelaugt war, daß cs in vorthcilhaftestcr Weise auf die Hebung von Handel, Gewerbe und Lcmd-
U'N'thschciftim Kreise Ahrwciler und anstoßenden Gegenden influirt habe und noch fortwährend influiren werde
und daß somit eine möglichst gedeihlicheWcitcr-Entlvickeluugdes Bades Neuencchr in hohem Grade auch
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im Interesse der Provinz läge. Da die Gemünden Wadenheim und Heimersheim sich über diesen
projectirten Straßendan noch nicht verständigt haben, so ist derselbe anch noch nicht zur Ausführnng
actonunen Die Gemeinde Wadenheim hat indessen trotzdem von der durch Wadenheim führenden Be-
zirksstraße bis znr Ahrbriicke nnd von der Ahrbrücke ans der rechten Ahrseite bis zum «estlichen Ende
des Dorfes Bencl die Dorfstraßen schon bezirtsstraßenmäßig in einer Strecke von circa 264 Ruthen
ausgebaut Die ungewöhnlich hohen Fluthen oer Ahr in den Monaten Februar, März und April
I«tt7 haben an, ", und ltt. April desselben Jahres den Einsturz der obenerwähnten, von der Aktien-
Bade-Gesellschaft in den Jahren I«'>«si!, erbauten Ahrbriicke zur Folge gehabt. Die Gesellschaft hat
in Ausführung der durch den bereits erwähnten Vertrag vom Jahre 185,7 nnd zwar im 8, 9 übernom-
mein-nVerpflichtiing als Ersatz der eingestürzten Brücke alsbald eine am 5>. Mai v. I. dem Verkehr
überaebcnc neue Brücke hergestellt.

Es ist dies jedoch eine Holz Pfahljoch-Brücke, die, wenngleich den vertraglichen Verpflichtungen
entsprechend doch nach den Erfahrungen eines Jahrhunderts, bei den durch die OrtsEntwickelnngs
Verhältnisse vielfach stattgehabten Einengungen und unverhindcrbar noch weiteren Einschränlnngen des
alteu Innndations-Terrains, wohl kaum im Stande sein wird, der verheerenden Macht der Ahr Hoch^
fluthen, insbesondere wenn sie von Eisgängen begleitet sind, zu widerstehe», so daß vielleicht schon in
nächster Zeit wieder eine Störnng des Verkehrs eintreten kaun, welche nickt allein die Bewohner der
Gemeinde Wadenheim (Reuenahr), sondern auch der ganzen Umgegend auf das Empfindlichstebeeinträchtigen
würde. Diesen, Unheil kann nach Urtheil aller Sachverständigen mir dnrch Erbauung einer eisernen
Gitterbrücke vorgebeugt werden, welche den Fluß nicht dnrch coiistrnttionsnörhigc Mittelpfeiler beengt
und deren Unterbau vou Hochflnthen respective Eisgängen nicht zerstört werden kann.

Eine solche Brücke ist nach Ansicht competenter höherer Banbeamten nur für mindestens
<>0N0 Thlr. herznstellen.

Die Gemeinde Wadenheim hat sich bei solcher ^age der Sache an die Königliche Recnernng
mit dem Gesuche gewendet, bei deut RheinischemProuinzial Landtage dahin wirken zn wollen, daß die
obenerwähnten zu'dem rechtscitigen Ahrstraßcnban bereits bewilligten nnd noch disponiblen NU0U Thlr.
jetzt zn dem Bau der projectirten foliden eiferneu Gitterbrücke über die Ahr bei Bad Reuenahr übcr^
wiesen uud die vou der Gemeinde Wadenheim bereits ausgebaute,,, auf beiden llferfeitcu zur Ahrbrücke
führende» und zn jenem rechtsseitigen AhrstraßewProjette gehörigen Dorfstraßenstrecken nebst der neu
zu bauenden Ahrbrücke schon gleich auf den Bezirtsstraßciifond übernommen werden.

Der II'. Rheinische Provinzial Landtag hat nun dnrch Beschluß vom 2. April d. I. diesem
Antrage willfahrt.

Er ging hierbei offenbar von der Auschanuug aus, daß bc, der dermakgcn fuiauzlellcn wge
der Actien Bade-Gesellschaft Renenahr dieser zn der Erreichung des gedachten Zweckes besondere weitere
Opfer nicht zugemuthet werden könnten. Der von den Provinzialständen wie bemerkt bewilligte Zuschuß
wird aber allein nicht ausreichen, um das Brückeu^Project auszuführen nnd hat deßhalb der Prouiuzial-
Landtag auch die Frage seiner Prüfung unterworfen, auf welchem Wege die fehlendenMittel zu erzielen
seien. Die Gemeinde Wadenheim hat in dieser Beziehung bei der KöniglichenRegierung die Bitte gestellt,
von der hohen Königlichen Staatsregiernng eine entsprechende Stacits^Prämie für die neu zu erbauende
Brücke erwirken zu wolle».

hieran antnüpfeud hat der t!,. RheinischeProuiuzial Landtag weiter beschlossen,sich im Intere,^
der fraglichen Angelegenheit ehrfnrchts, und vertrauensvoll Euer Majestät zu uaheu, nn, an den Stuft»
des Thrones die allcrnnterthäuiqste Bitte auszusprechen^

Allcrguädigst zu'verordne,,, daß ans Staatsmitteln zn dein Baue der mehrerwähute»
Brücke ein Zuschuß von liNM) Thlrn. hergegeben werde.

Der Provinziell Laudtag geht bei diesem Beschlusse von der Ueberzeugung aus, daß es M
hier nicht blos um die Uuterstützung einer Privat-Aktien-Gesellschaft oder einer einzelnenGemeinde handle,
sondern daß die Unterstützung einem Werke zugetheilt werde, welches, iudem es deu Fortbestand und die
weitere Entwickelung des Bades Renenahr wescutlich fördert, nicht nur der ganzen Ahr^Gegend. sonder»
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uch einem großen Theile der leidenden Menschheit zu Gute kommt, und somit neben dem provinziellen
ucy ein staatliches Interesse an der bewährten Angelegenheit nicht bezweifelt werden könne. - Zur
cgumdiing dieser Anschauung sei es den trengehorsameu Ständen verstattet, einen kurzen Blick anf'die

1 gmsrc:chcn Folgen zu werfen, welche die Gründung und die Entwickelung des Bades Neuenahr auf
d'c Ahr-Gegend selbst gehabt haben, '

reckt ^ Actienbadegesellschaftselbst hat seit dem Jahre 1857 zur Gründung und späteren Ans-
°?lerhaltung des Badeortes bis setzt circa 4N0MN Thlr. für Bauten und dergleichen aufgewendet, ohne

de, /"bul den Actionaircn irgend welche Zinsen oder Dividenden zugeflossenwären. Es sind außer
m wahrend der genannten M iu den Orten Beuel (Neuenahr) nnd Wadenheini circa 4l)^50 größere

,^« c^ '<!'." ^'wuiw-Gebäiidcn ^^, aufgeführt und auch eiue Anzahl kleinererHäuser nebst Stailnngen
von «andienten gebaut worden. - > >

stattl^ ^'^ Gemeinde Wadenheim selbst hat meist aus von der Gesellschaft erhaltenen Geldern ein
! Uches Schlilhaus gebaut und haben die Bewohner der gedachten Ortschaften den Sand, fast alles

cmmatenal und einen großen Theil der Arbeitskräfte nnd Fuhren zu den geucmnteu Bauten geliefert.
uach,te Folge hiervon war, daß einmal die äußere Physioguomie der mchrgeuaunten Orte eine ganz

«e wurde, indem an Stelle elender verfallener Lehmhütten mit schlechtunterhaltenen Strohdächer»,
un", ??^ ^' Mehrzahl der Wohnstätten bildeten, jetzt stattliche neue Gebäulichteite« getreten sind,

auch die uoch steheudeu tleineu alten Wohnhäuser sich dermalen dnrch sorgfältige banliche Unter-
ner? ""^ ^''"^'"^" ^"st«ch uortheilhaft gegen früher auszeichnen und daß andererseits den Bewoh
Arbe't/s^""^" ^"^"'^ '^ ""^ "^^^'ige Erwerbsquelle eröffnete uud so der Vettel, der früher wegen
der .. s '!^" fast allgemein und eine Landplage der Umgegend war, fast gänzlich geschwundenund statt
^le's >^ ""Elende» Ber,oildcrung nnd Zügellosigteit eines großen Theils der Bewohner Gesittung
Act! ^"'"Nkeit und Wohlstand Eingang gefunden haben. Dazu kam, daß durch die Aulageu der
^nen-Hade-Gesellschaft das Ahrbett regulirt nnd früheres Kies- und Sumpf-Terrain vou circa I«!»

lorg^n urbar gemacht wurde nnd hierdurch der Hecrd des kalten Fiebers, welches früher iu Waden
m eingebürgert war, und mit ihm die Krankheit selbst fast gänzlich beseitigt ist.

qror c^ ^^ Eröffnung des Badebetrieds sind nun auch 'durch die das Bad besuchendenFremden
Ge,, ,""""" ^'" verausgabt worden, welche den Hotel- uud Hansbesitzern, sowie insbesondere den

»-werbe- nnd Vaudivirthschaft-Betreibendeu jeder Art zugeflossen sind,

die 51' ^c ^"mÄck) U'nrdcn bei dem größeren Zusammenflusse von Badegäste« in dem Maaße, wie sich
erzielt"? ^ "^ Produtten der Gewerbe und der ^„Wirthschaft mehrte, auch höhere Preise dafür
ohn^ ' ^^^' "^"" ^ Preissteigerung der laudwirthschaftlicheu Productc der Umgegend von Neuenahr
weis '^"^ '"^' Mehr-Ausgabe einen baaren Äiehrerlös über den eigentlichen Werth derselben von
^eu> ?^ ^"" ^^"'' '"^'^^ "^>'ch"fft hat, ein Vortheil, welcher nachhaltig bleiben wird, so lange
qeinn , «'^ '"""' '""^ letztjähngc Frequenz sinkt. Diese günstige Eiuwirkuug, iuelche ans den
weile,". .^"^"'''"° °^ Bades Neuenahr auf die voltsivirthschaftliche Entwickelung im Kreise Ahr-
Nade s",^""^' tritt aber ganz besonders auch in der Richtung hervor, daß, obgleich in den Gemeinden
sind i?'v ^"'^ "'^ H"'"ness"N die Grnndstenern seit 1850 nicht erhöht, sundern sogar vermindert
Mi cv's '^ Weinsteuer anfgehobeii ist, die Steuern im Jahre 1»<!6 um II>!2 Thlr. höher siud, als
Mm -^^' '"'^^ ^^'^'' ^^'^^' ^ ^^ Acticn-Bade-Gescllschaft uud ueu eingezogenen Eigen-
besta,^ ^'^' "^'" etablirtcn Gewerbe aufgebracht wird. Es ist souach nicht zu verkennen, daß der Fort-

' "° und die Hebuug des Bades Neuenahr eine Lebensfrage für seine Umgegend bilden.
Euer Majestät treugehorsame Stände der Nhciuprovinz gcbeu sich deshalb der Hoffnung hm,

daß durch Nllerguädigste Geivähruug der vorgetrageueu allcruuterthäuigsteu Bitte der
herrlichen Ahr Gegend, sowie den an deu Heilquelleu vou Neuenahr Hülfe und Genesung
suchendenKranken ein neuer Beweis Euer Majestät väterlicher Huld und Gnade ertheilt
werde.

Iu tiefster Ehrfurcht ersterben:c.
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Anträge und Anzeigen,
die an den Königlichen Landtags-Commissariusgerichtet worden sind^)

Abänderung der
geschlichen Vestim-
umngen bezüglich

der Ncstcucrnng der
Hunde.

?tro. 1.
Düsseldorf, den 2l>. März l«08.

E,u. Excellenz beehre ich mich auf die gefälligeZuschrift uom 15.d. M. Nr. l896*) ganz ergedenst
zu erwidern, daß der lü. Rheinische Provinzial^Landtag in seiner heutigenPlenarsitzung die Frage
wegen Abänderung der gesetzlichen Bestimmuugeubezüglich der Besteuerung der Hnnde berathen uud
hierbei anerkannt hat, wie es wünschenswerth erscheine,daß zur Verminderung der Zahl überflüssiger
Kunde uud damit auch der insbesondere aus der Tollwuth derselben entstehendenGefahren die gedachten
Bestimmnngenin der Weise erweitert würden, daß eine allgemeineund von der Zustimmungder Ge¬
meinde-Vertretungennicht mehr abhängigeEinführung der Hundesteuer ermöglicht werde. Es wurde

«) Folgt nachstehend.

Die Herren Minister der geistlichen, Unterricht«- und Medizinal-Angelegenheiteuund des Innern haben, nachdem
die Herren Oberpiäsidenteu der älteren Provinzen über eine Erweiterung der geschlichenBestimmungen wegen der Be¬
steuerung der Hunde zum Zweckeder Verminderung der Zahl der überflüssigenHunde uud damit der insbesondere aus
der Tullwnth derselbenentstehcndenGefahren mit ihren Gutachten gehört worden sind, es für Münfchcnsweilh erachtet,
auch den Provinzial-Landtagen Gelegenheit zu einer Berathung über die vorliegende in polizeilicherBeziehung wichtige
Frage zn geben.

Euer Hochwohlgeburcncrfncheich deshalb ganz ergebenst,den Gegenstand bei dem gegenwärtigen Proumzia><
Landtage gefälligst In Anregung zu bringen, indem ich für den Fall, daß derselbegeneigt sein sollte, sich mit Solchem
näher zn befassen, die in der Anlage enthaltenen Ornndzngc zur Erweiterung der gcfetzlichcn Bestimmnngen über die
Vestencrnng der Hunde als Anhalt für die Berathungen nud die sich etwa daran lunpfcuden Anträge ergeben« cmznschließe»

nnch beehre. ^, z^,^^ Landtags Kommisfarins,
Ober-Präsident der Nhein-Prouinz,

U«n Pommcr-Vsche.
An

den Prouiuzial.Landtags-Marschall, KöniglichenKammerherrn und Rittcr-Hanptmann :c.
Herrn Freiherrn von Waldbott-Basfenheim-Bornheim .

Hochwohlgcborcn
Nr. 1896. l''«'

Grundzüge
zur Erweiterung der gesetzlichen Bestimmungenüber die Besteuerungder Hunde.

1) Die Provinzial Landtage sind befugt, für den Bereich des prouinzialständischen Verbandes, beziehungM'^
für einzelne Theile desselbendie allgemeine Einführung einer Steuer auf da« Halten von Hunden zu beschließen.

2) Die Festsetzungder Höhe des Steuersätze« unterliegt für Städte, welche einen Kreis für sich bilden, °
«tlcklußnllhmc der Commnnalbchörden, für jeden lmidräthlichm Kreis aber der Veschlußnahme des betreffenden Kreistag '
Der Steuersatz ist für den ganzen Kreis gleichmäßig zu normirm und darf nicht unter V« »iid nicht über 3 T°, '
betragen,

1) Theilweifc im Auszüge.
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G^ ^''" '"""' '^^ ^ ^'^ ""' ^'"' ^'«llenz als Anlage zu dem bezeichneten Schreiben nur mitgetheilten
undzuge gemachten Vorschlage, wonach die Provinzial-Landtagc befugt sein sollen, die allgemeine Ein-

!)uing einer Steuer auf das Halten der Hunde zn beschließen,beigetretcn, mit der Modifikation jedoch,
nickt"" ^ Beschluß stets für den ganzen prouiuzialstäudischeu Verband maßgebend sein müsse und
"a!'/ ""^ "nzelne Theile dieses letzteren beschränkt werden tonne. Ebenso war der Provinzial-
^ otag^damit einverstanden, daß die Steuer nicht unter >/, und nicht über "> Thlr. betragen dürfe;
für^^^'^ ^ angemessen erachtet, daß innerhalb dieser Grenzen die Festsetzung des Steuersatzes
die ss ^ „"""""^ durch die Gemeinde-Vertretung zn erfolgen habe, sowie daß die Disposition über
,'ea>l ^" ^'""' ^^ Regelung der Erhebung dieser letzteren und die Bestimmung der Maaß-
wiird' '^ ^""role der Hnndchaltnng den Gemeinden gleichfalls zu überlassen sei. Für steuerpflichtig
oder - n "" "" ^^'"" "^^ '"^' '«'lgendc Hund erklärt und eine Befreiung der znr Bewachung
qeiw's"! ^^'""^ """' "»ltlicheu oder gewerblichen Thätigkeit unentbehrlichen Huude nicht als fach-

^.^,> ^ ^? ^'"^ ^"^ ^^ unterlassene Anmeldung eines steuerpflichtigen Bundes wurde der Ifache
"enag der Iahressteuer vorgeschlagen.

mr ss .^'^""""^ ^" ber Provinzial^andtag dahin Beschluß gefaßt, daß der Erlaß eiues Gesetzes
b,'si„. '^'""'"'^ ^" Bestinuniuigen über die Besteuernng der Hunde nach folgenden «Windzügen zu"surworteu >ei: , ,^ »

die alt ^ ^^' Prvvinziab^andtage sind befugt, für den Bereich des provinzialständischen Verbandes
allgemeine Einführung einer Steuer auf das Halten der Hunde zu beschließen,

der <5 ^ ^ 3'ostsetzungder Höhe des Steuersatzes unterliegt für jede Gemeinde der Vcschlußnahme
^ommunal-Vertretnng. Der Steuersatz darf jedoch nicht uutcr V, und uicht über ü Thr. betragen.

") Die Steuer ist zn entrichten für jeden nicht mehr an der Mutter saugcudeu Hund.
G?m ' ^ ^ ^^ Erträge der Steuer in den einzelnen Gemeinden unterliegen der Disposition jeder

rmcinde wie die anderen Eommnnal-Einnahmcn.
Bet^ ^'^ ^"' ^" Anmeldnng eines steuerpflichtigen Hundes unterläßt, wird mit dem Ifachen

"rage der hinterzogenen Steuer bestraft.

WO - «.'^ ^'^ ^"'" '^ '" entrichten für jeden nicht mehr an der Mutter saugenden Hund, der seinem Besitzer
',n,„ ','^, '^"^""Ü °dcr zur Ansübnug einer amtlichen oder gewerblichenThätigkeit unentbehrlich ist. Hunde, welche

Ä'ehcn gebraucht werden, unterliegen der Steuer nuter allen Umständen,

die n"s,,, ^ ^^" ^'^ Maßregeln zur Cmttrole der Huudchaltmig, über die Art der Erhebung der Steuer, sowie über
bilden'^".^^"'^.""^ ^" Zuzugestehende!,Steuerbefreiungen !>!r. 8lü>. Z) ist sür die Städte, welcheeinen Kreis sür sich
de^ lu't s"^^'° ^"'"munalbehörden, filr jeden Kreis aber nach Anhörung des Kreistags, unter thnnlichsterBerücksichtigung
zur P ^,"f ^"^"^"'N° "» der Genehmigung der Vczirksrcgieruug nulcrliegendes Regulativ aufzustellen und durch die
S,„ '""l>°>! polizeilicher Berorduuugcu beslimnitcu öffentlichen Blätter mindesten« 8 Wochen vor Einführung der
"'nier zu publiciren.

werde ' ^^^'"»zc» zwifcheu den Steuerpflichtigen und den betreffendenLommunalbchördcu über behauptete Befreiungen
de„, n' "< ^" ^lädtcn, luclchc einen Kreis für sich bilden, von der Negierung, iu allen andern Ortfchaftcu dagegen von
°«n Landrathe entfchieden.

«n>>» ^ ^ ^" Erträge der Steuer iu den einzelnen Stadtgcmeind.cn unterliegen der Disposition jeder Gemeinde, wie
"°erc Kämmerei-Einnahmen.

Kass ,.^'° ^^lräge der Steuer in dcn Landgemeinden und fclbstständigenGntsbezirtcn sind zur Kreis »Eommnnal'
^w cf" '^"" "'^ '""^" l^ei dcrfelben als ein besondererFonds verwaltet, über dessen Verwendung zu gemeinnützigen

ecieu der versammelte Kreistag mit Ausfchluß der städtifcheuVertreter beschließt,
bon ^ ^ ^ ^"' einzelnen Gemeinden ist es unbenommen, sofern der für den Kreis normirtc Stenerfatz den Betrag
s.ll»-^,, °^'" '"^ erreicht, bis zu diesem Betrage die Steuer für ihren Bezirk zu erhöhen und über diesen Ueberfchuß
'"»Itstandig z„ dispouireu.

(«kr n> ^^ ^" ^'^' ^"^ ^'ch^rfüllung der Borfchriftcil des für den betreffendenKicis zu erlassendenRegulativ«
' ^"' ^) beziehungsweisedurch unrichtige Angaben der Steuer ciilzicht, wird mit dem 3fachen Betrage der hinter»

aogtuen S^uer bestraft.
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^ndem ich mich beehre, Ew. Excellenz hiervon in Kenntnißzu setzen und zur näheren Motivirung
der Vorschläge des Provinzial Landtags auf den angeschlossenenAuszug aus dein Sitzungs Protokolle
vom heutigenTage zu verweisen mir erlaube, stelle ich die weitere gefällige Veraulassuuggauz ergebcnst

""h"'"' Der «andtags-Marschall:
Freiherr v. Waldbott-Bassenhcim-Bornheim.

An
den Königlichen Landtags^Eommissar,WirtlichenGcheimen^Rathund Owpräsidcnten

d^ Vieinvrovinz, .^crm von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,der Rhcinprovmz, .«,

1.. »1. Rro. 5l.
Excellenz

hier.

Auszug aus dein Protokolle der 5. Sitzung des 19. RheinischenprovinMIMnotags
vom 26. Miirz

Anlage zu Vor«
stthendenl.

Der Marschall eröffnet die Sitzuug um l l Uhr. :c.
Der Abg. Ald ringen trägt cm Referat des II. Ausfchusfes vor, betreffend die Erweiterung

der gesetzlichen Vestimmungenüber das Halten der Hunde.
Der Ausschußschlagtdem hohcu «andtage vor, den Erlaß eines Gesetzes zur Erweiterung

der Bestimmungenüber die Besteuerungder Hunde nach folgenden Grundzügcnzu beautrageu:
1) Die Provinzial Landtagefind befugt, für den Bereichdes provinzialstäudischeu Verbandes,

beziehungsweise für einzelne Theile desselben die allgemeineEinführung einer Steuer auf das Halten
der 5mndc zu beschließen.

2) Die Festsetzung der Höhe des Steuersatzes uuterliegt für jede Gemeinde der Beschluß
nähme der Eommunal-Vertretung. Der Steuersatz darf jedoch nicht unter ^ Thaler und nicht über
drei Thaler betragen.

3) Die Steuer ist zu entrichten für jeden nicht mehr an der Mnttcr saugenden Hund, der
seinem Besitzer nicht zur Bewachuugoder zur Ausübung eiuer gewerdlicheu Thätigkeit unentbehrlich ist.
blinde welche zum Ziehen gebrancht werden, unterliegen der Steuer unter allen Umständen.

4^ lieber die Maaßregeln zur Controlc der Huudehaltuug und über die Art der Erhebung
der Steuer, sowie über die nähere Vegräuzung der zuzugesteheudeuSteuerbefreiungenist für die Städte,
welche einen Kreis für sich bilden, durch die Eommunal.Behörde», für jeden Kreis aber nach Anhörung
des Kreistages unter thnnlichsterBerücksichtigung der lokalen Verhältnisseein der Genehmigungder Bc-
Ms-Regicruug unterliegendesRegulativ aufzustellen uud durch die zur Publication polizeilicher Verord¬
nungen 'bcstimmtcuöffentlichenBlätter mindestensacht Wochen vor Einführung der Steuer zu publicircn.

Differenzenzwischenden Steuerpflichtigenund deu betreffenden Eomuumal-Behördeuüber be¬
hauptete Befreiungen werden iu deu Städteu, welche einen >lreis für sich bilden, von der Regierung,
in ^m andern Ortschaftendagegen von dem Landrathe entschieden.

5) Die Erträge der Steuern iu deu einzelnen Gemeindenunterliegen der Disposition jeder
Gemeinde wie andere Eommimal^Einnahmen.

ü) Wer sich durch Nichterfüllungder Vorschriftendes für den betreffenden Kreis zu erla,'
s nden Regulativs oder durch unrichtige Angaben der Vtcucr entzieht,wird mit dein dreifache» Betrage
der hinterzogenenSteuer bestraft.

Der Marfchall eröffnet hierüber die DlScusswn.
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erla.'s,». <?^ ?. k'„ ?". '"" ^"" Nch nicht überzeugen, daß es zweckmäßigsei, ein solches Gesetz zu
ena,,ul Das Bedürfniß einer solchen Maaßregel werde am besten in jeder Gemeinde erkannt; daß
O^". " ^'° ^"6"^ l)^en solle, erscheine ihm als ein Eingriff in die Selbstständigkeit der
""""nden, uud nach seiner Ansicht ständen der Polizeigewalt hinreichend Mittel zu Gebote, derartige

u aom zu beseitigen. Er trage deshalb darauf an, daß es dem Landtage gefallen möge, den Antrag
" Wem Hauptpriucip abzulehnen. ^

stand' f-/^^' W'"'ä"' Er sei auch dafür, daß dcu Gemeinden die möglichste Selbst-
di. f??! 3 5' ""^' ^'"' "b" "cge ein sanitätspolizeilicher Grund vor, der darin zu suchen sei,
^m? ^ ^"^" der Wasserscheu sooiel als möglich zu beseitige». Iu seiuem Kreise sei die

und seit dieser Zeit habe sich die Anzahl der Hunde oermindert, besonders die
w^>. > "" ""° ^!'^cht iliuherlaufenden Hunde. Neu einzelnen Gemeinden dürfe nicht überlassen
"nvin, einzuführen, was ihueu nach dieser Richtung hin gut dünke,
sönli^ ^ ^./"^Frhr. von L oc'. führt ans, daß, das Gesetz ein zn weit gehendes sei nnd die per^

n cye ^ech„t beschränke.Er bez.veifle auch, daß wenn in einer Gemeinde uielleicht M oder 80 Hunde
ae...7? ^?^ " "'"""' ^^"^ die Hundswuth nicht mehr ausbrechen sollte. Er müsse sich daher
gegen das Gesetz aussprcchen.

Ma^ l^I ^ .^/"^"' ""ärt, daß in allen Gegenden, wo die Steuer eingeführt sei, diese
"kregel ,ich als nutzlich bewährt habe und deshalb sei er für Annahme des Gesetzes
den a.«?"'^ 5^ "' H"usbroech erklärt sich ebenfalls für die Annahme des Gesetzes. Nach

Beobachtungen scheine constatirt zn sein, daß in Folge der zu großen Anzahl der .wnde
d s kö 7^ '"""mn,habe. Das Gesetz wolle nur das Halten zn vieler Hunde verhindern' nnd
UM.. unmöglich als ein Euigris, m die persönliche Freiheit bezeichnetwerden. In dem Gesetz ver.
den ^ ?""'- ^ ^'"" "^ dw Nede sei von den zn einer gnoerblichen Thätigkeit verwendeten ^uw
'", oie der Htener nicht nnterliegen.

kommen we?d? ^"''^" ben.ertt, daß der letztere Pnnkt bei der Speeial-Disenssion zur Sprache

von i«x>^"' ^' ^""'" ^"^'^ ^' ^ Emanation eines solchen Gesetzes aus. Die Kabinetsordrc
Tlwis / "^"te deu Gemeiuden die Einführung derselben, die Gemeinden hätten aber zum großen
werd!» ?'"" ^^ranch davon gemacht, und wenn nnn die Gefahr der Hundswuth nicht verkannt
Man /^'"' '" '" ''^ 'weckmäßig, das Gesetz einzuführen. Die allgemeine Ordnung erfordere, daß
Ges,x. .? "«gemein Nützlichen wegen unterordne unter das Bequeme. Er werde daher für das"^tz stimmen.

dem <- .-^"' ^' ^"^ "' ""''' ""'^ ^"""^ bi", daß das Gesetz mehr den geringen Mann treffe,
sÄ'afs' ?"' ' ^" ^^'""' "" ""^"'' '"^ ^"' ^"^'"'^ ^'oU'nngen werden solle, die Hunde abzu.
Möa>'^ ^" durchaus nicht ungefährlicher, wenn ein reicher Mann 1», bis 15, Hunde halte, und'es

-^ doch den einzeluen Gemeinden überlassen bleiben, die entsprechenden Maaßregeln einznführen.
Hunde ?" ^" ^' ^ " ^ ^''""^' ^"'' ^" ^' '"^ "'" "'^' Einschränkung der ^ahl derjeuigeu

yaudle, die sehr schlecht gehalten würden, und dies komme bei dem armen Manne am häufigsten vor.
zahlt ^'^ ^"chter. Er könne sich nicht überzeugen, daß Hunde, für welche eine Steuer be°
Meu-d ? ^' Tollwuth uicht bekäme». Ueberall da, wo die Huude überhaud uähmen, habe die Ge-
auch ,^"''!"lru»g eine Steuer eingeführc zum Vortheil der Armenkasse. Warum solle der Arme nicht
we!i!>, """^""^ ^^" können, ohne Steuer zu bezahlen? Er glaube, daß man den Gemeinden die An-

'°uug der geeigneten Maaßregeln völlig überlassen könne,

die c> ^'^' Breinig. Er halte die Distinction, daß der Landtag das Recht haben solle, für
Kandi ^^"^ "^"' ^' "nzelne Theile derselben ein Gesetz zn erlasse,!, für gefährlich, denn der
Einf'^. " ^"ch "'" ^"^'ch ^"' abgeordneten des betreffendenBezirks erfahren, ob ein Vedürfniß für die
als >>'""- dieser Steuer vorhanden sei, uud mau könne doch nicht die einzelnen Stimmen höher stellen
heit ^ ^ Gcmeinde^Raths. Wenn ans Grund von thierärztlichen Gutachten gesagt werde, die iirand

drohe sich zu verbreiten, dann habe er nichts dagegen, ein Gesetz zur Einführung einer allgemeiueu
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Steuer zu erlassen aber anch wnn^^
w« könm IeN Ht^lw^n G Mt'znr Anwe^nng derjenigenMittel schreitenkommenwnne oer . , ^^ Gemeinde - Nathe müsse man so viel

Ke^«n^ ^anen.'nm zu misse, mann es Zeit sei, die Stener ew

^"^"' «., Oraf zn Hoensbroech. Die Erfahrung habe gelehrt, daß in Zeiten, wo die Toll-
wutb nnter dm Hunden allgemein gewesen,die Gemeinden sich große Vernachlässignngenhätten zu
SH lden lo« 'lnd deshalb könne man den einzelnen Gemeindennicht überlasen, dringe

,s,..„ n^, no nach dieser Richtung hin für gut befänden,
zu thun, was '^nach ou,^ ^^^ ^^^^ ^^ ^^^ ^^^ .^^^ ^.^ ^^^^^^^^„ ^.^ zu
vermindern' so glanbe er nicht, daß der Zweck dadurch erreicht werde, denn nicht die schlecht genährten

,^ ?. u,n,erlaufe,,deu Hunde feien der Tollwnth am «leisten ausgesetzt. Mdern die verzärtelten
welche die drei Thaler bezahlen können. Er trage darauf an, das Gefetz

abzulehnen.^ ^ ^^^^ widersprichtden Ausführuugen des l)r. Lexis. Nach feiner Er-
f.s^nna iei in den letzteren Jahren kein Schooßhündchcn trank geworden, dagegenaber eine Anzahl
der von armen Leuten gehaltenen Hunde, die nicht in der Lage feien, die nöthige Aufmechamlettauf

diefe Thieres nchwi^^ ^ ^ Ausführungendes 1>. Lexis bei, daß der Zweck des Gesetzes
nickt erreicht werde. Nach Buffou solle die Verbreituug der Tollwuth lediglich dem Maugel an Bc-
riediauna des Gefchlechtstriebes zuzufchreiben fein, nnd wenn Vnffon Recht habe, dann werde durch
die Einführung einer Steuer gerade auf die Verminderungder Hündinnen hingearbeitet,wodurch die
Tollwuth vergrößert werde. ., ^ .,

Er muffe sich prinzipiell gegen den Erlaß eines solchen Gesetzes aussprechen, well er den
^weck nicht erreicht sehe, den man dabei verfolge. . ^ i. - s<-

Der Abg. 1^. Engels bemerkt,daß. wenn durch das Gefetz eine Verminderungder Hunde erziel!
würde auch die Gefahr geringer werde, uud, wenn iu einem Jahre nur ein Hnnd weniger von der
Tollwuth befalle» werde, so wäre für ihn Grund genug vorhanden, für das Gefetz zn stimmen.

Der Abg. Frhr. u. Lo <; bittet um das Wort.
Der Marfchcill bemerkt, daß nach der Geschäfts - Ordnung keinem Mitgliede es gestatte!

sei mehr als dreimal über denselben Gegenstanddas Wort zu nehmen.
Abg. Frhr. v. Loü. Die Ansicht sei iu seiucm Kreise nicht hcrrscheud, daß die Bcrmmd<>

rnng der Hnndc durch die Steuer ein Mittel gegen die Tollwuth sei. Die armeu Leute müßten seM
wissen ob sie Luzmöhnnde hielten oder nicht.

Abg. Wachter. Wenn das Gesetz angenommenwerden sollte, so müsse er sich aus den von
sperrn Bremig angeführtenGründen dafür erklären,die Muttcrhunde unbcsteucrt zu laffen.
^ Der Marfchall erklärt die General - Discufsion für gefchlosfcn,und nachdem der RefereM
die Anträge des Ausfchuffes näher motivirt hat. wird vom Marschall die Frage gestellt: ob cm Hunde-
bcsteuerungs Gesetz für die Nheinprovinzvom Landtageeingeführt werden solle.

' Die Majorität der Nersammluugerklärt fich für Erlaß eines solchen Gesetzes. Hierauf wn
iu die SpceialHiscuffion über die einzelnen Paragraphen eingetreten.

Der ß. 1. wird dahin abgefaßt: die Provinzial > Landtagefind befugt, für dcu Bereich vc
provinzialständifchcn Verbandes die allgemeine Einführung einer Steuer auf das Halten der Huude z

beschließen.^ ^ ^ ^.^ ^^ ^ Berg er. daß statt 15 Sgr. als Minimnm 1 Thaler gezahlt

Der Abg. u. Eynern erklärt fich gegen diesen Vorschlag,denn da ein einzelnerMann n>"
15 Sgr. Klassensteuer zu bezahlen brauche, so würde es zu viel sein, wenn er mehr als 15 Sgr. Hm" "
stener bezahlen solle.
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Bei der Abstimmung wird der Antrag des Ausschusses angenommen,der dahin lautet: „die
Festsetzungder Höhe des Steuersatzesunterliegt für jede Gemeinde der Beschlnßnahme der Eommunal-
Vertretung, Der Steuersatz darf jedoch nicht unter ^ und nicht über 3 Thaler betragen."

Zu 8- ''!-, der die Steuerbefreiung der zur Ausübung einer gewerblichenThätigkeitverwen¬
deten Hunde betrifft, bemerkt der Abg. I),'. Leris, daß unter Hunden, die zu einem Gewerbe noth'
wendig seien, nur Hirtenhuude gemeintsein könnten, denn Metzgerhunde seien nach seiner Anficht zum
Gewerbe nicht nothwendig.

Der Abg. Vr einig schlägt vor, diesen allgemeinen Ausdruck„zur Ausübung einer gewerb¬
lichen Thätigkeit", ganz wegzulassen und speciell anzuführen, welche Arten von Hunden steuerfrei seinsollen.

Der Abg. Baum erklärt sich für die Besteuerungaller Hunde.
Der Abg. Frhr. v, Louiseuthal bemerkt, daß der Ausdruck „zur Ausübung einer gewcrb-

uchcn Thätigkeit,"nicht überflüssig sei, da ein Schäfer seine Schaafe ohne Hnnd nicht hüten könne; dies
gelte auch von den Schweinehirten.

Der Abg. Graf v, Schaesbcrg erklärt, daß, wenn eine Steuer eingeführtwerden solle, so
'"usfe s« alle Hunde treffeil.

Der Abg. Wachter stellt das Ameudement, die Mutterhunde unbesteuert zu lassen.
Das Ameudement wird bei der Abstimmungverworfenund 8- ^. dahin gefaßt: „die Steuer

'!' ^ entrichten für jeden nicht mehr an der Mutter saugenden Hnnd."
Der tz. 4. wird zur Discussiou gestellt uud nach Einbringung verschiedenerAmendements,

'e zum Theil wieder zurückgezogenwerocu, wird zur Abstimmung geschritten, und der Antrag des
3- Nremig, den 8- 4. gänzlich zu streiche», von der Majorität angenommen.

Der 8. 5, jetzt 8. 4: „Die Erträge der Steuer in den einzelnen Gemeinden unterliegender
^Positiv» jeder Gemeinde wie andere Communaleinnahmcn,"wird ohne Discnssion angenommen.

Der §. ,l, jetzt K. 5, betreffend die Strafe für unterlassene Anmeldungder Hunde, veranlaßt
'ne längte Discussiou iu Betreff der Anmeldefrist wie des Betrages der Strafe für unterlassene An¬meldung.

Der §. 5. wird in der Abstimmungin folgender Fassung angenommen: „Wer die Anmel-
"ng eines steuerpflichtigen Hundes unterläßt, wird mit dem zweifachen Netrage der hinterzogenenSteuer bestraft."

c^s .. Hierauf wird über den ganzenGesetzentwurf,nachdem derselbe vom Referentenin der be-
!H ostcnen Fassung nochmalsverlesen worden, abgestimmt und derselbe angenommen.:c.

?tro 2

Düsseldorf, den I. April 1866.

Anleitender
l) für ^ """2 °"' Angelegenheiten der Provinzial-Feuer-Socictät unter anderm beschlossen hat: P««wz'°l.ssmel.

m t Str?/'^ ?^'' l° "^ ^''")>nlich 'ur Unterstützuug dürftiger Besitzer von Ge bänden ^"'
ach ta?^7"/ ^'^ deren Umwandlung in feste Bedachungenn. s. w., eine Snmme von
der N . ^^' ^r Verwendungnach freiem Ermesseil der Direction, in den Etat

^rovmzml-Feuer-Societät aufzunehmen; und ebenso auch deu aus den Vorjahren noch dispo-
n ^onds aus den für Prämien uud Löschhülfe zu verausgabendenMitteln in gleicher Art

<m verwenden;
«l ständischen Verwaltuugsausschußmit der Vollmachtzu betrauen, hinsichtlich der nothwendig

u wordenenVermehrung der Räume für die Bureaux der Societät, Näheres zu ermitteln, rcspec«
10
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tive zu dem Ende denselben zu dem Ankaufe des Nachbarhausesoder zu einem Ausbau des vor¬
handenenzu erumchtigeil-,

3. auf das Eifrigste dahin zu wirken, daß dein ^nd Nr. 2 von dem Landtage im Jahre 1864
gestellten Antrage auf

„Aufhebungder Beschränkung in Benutzung uou Verwaltuugs- oder Gemcindebeamteu für
die Mitbesorgung der Mobilarversichernngsgeschäfte"

baldigst die bisher schmerzlichvermißte (Bewährung zn Theil werde.
Indem ich hinsichtlich dieser Beschlüsseauf deu Inhalt des abschriftlich beiliegenden Referats

des betreffenden Ausschusses Bezug zn nehmen mir erlaube, uud die Bitte darcm knüpfe, daß Ew.
Excellenz die Wünsche des Landtags hinsichtlichdes vorangeführtenBeschlusses »u!> Ni. 3 höheren Orts
anch weiterhin kräftigstunterstützen möchten, habe ich schließlich noch mitzutheilen, daß der Landtag die
Nachbenanutcnzn Mitgliedern resp. Stellvertretern des Verwaltimgsansschussehder Provinzial-Fcuer-
Societat erwählt hat; und zwar zu Mitgliedern..

die AbgeordnetenBachem, von Eynern, Frhr. v. Frentz, Reusch und Becker, und
zu Stellvertretern:

die Abgeordneten Berger, Pilgram, Graf Nesselrodc, Zores und vom Brück.
Der Landtags^Marschall

Frhr. von Waldbott-Bassenheim-Bornheim.

An
deu Königlichen Landtags-Eommissarius,Wirklichen Geheimen Rath und Oberpräsidentcn

der Rheinprovinz,Herrn von Po mmer-Esche,
Excellenz

I.. U. Nro. 36. hier.

Referat
über den

Verwaltungsbericht der Direktion der Prouiuzilll^Fcucr-Societät pro 1864/1866.

Referent: AbgeordneterW. von Eynern,

Anlaqc zu V°r< Der Landtags-Ausschußfür die Angelegenheiten der Provinzial-FeuerSocietät faßt in Fol°
stehendem. gcndem das Ergebniß derjenigenseiner Berathungen und Anträge zusammen,zu welchen der vom s>

September 1867 datirte Bericht des Herrn Directors der Societät Anlaß gegeben hat.
Dieser Bericht erstreckt sich auf die Verwaltung der Jahre 1864, 1865 und 1,^66 uud ist

demselben auch ein Abschluß der Nechnuug für deu Jahrgang 1867 und eine Zusammenstellungdel
Jahresbeiträge und der Brandentschädigungenpro 1«67 beigelegt.

Die aus diesen Vorlagen ersichtlicheZunahme der Societät ist eine so erfreuliche, daß Aus-
schuß es sich nicht versagen mag, dieselbe auch an dieser Stelle hervorzuheben und anzuführen,daß

I. das gefammte ImmobilarVersicherungs-Eapital

am 31. Dezember1863. 276,413,100 Thlr.
„ 1. .. 1866. 305,380,200 „

betrug, und im Laufe des Jahres 1867 um weitere 9 Millionen zugenommen hat; ferner daß
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II. die Gesammt-Einnahme an Prämien
im Jahre 1863 auf 453,965 Thlr. 21 Sgr.
« « 1866 .. ^88,625 „ 9 ^, 6 Pfg.

'«) vettes, und ml Jahre 1867 noch einen fernern Zuwachs uon circa 10,000 Thlrn. erhielt; ferner,
"ay auch

III. das Mobilar-Versicherungs-Capital, welches
Ende 1864. . . . 12,518,133 Thlr. betrug,

zu „ 1866 auf 28,921,017 ..
angewachsen war, und auch iu 1867 eine fernere Zunahme von circa 6 Millionen erhielt, daß

IV. die Gesammt-Einnahme an Prämien aus der Mobilar-Versicherunci.
welche

Ende 1864 nur 13,318 Thlr. 15 Sgr. 10 Pfg. betrug,
W „ 1866 auf 39,478 „ 22 „ 11 .. '

«Wegenist, und die aus der Mobilar-Vcrsicherungheruorgegangcncu Brand Entschädigungen des Jahres
^«66 um circa 3,400 Thlr. überschritten hat,

und endlich daß
V. der eiserne Bestand (Reservefonds), welcher

pro 1863. . . . 374,914 Thlr. 18 Sgr. betrug,
nach der Rechnung „ 1866 auf 561,520 „ 4 „ I I Pfg.

«gewachsen ist, und gemäß Abschluß derIahresrechnnngpro l867, einen weitern Zuwachs uon 124,584 Thlrn.
"' ^gr. 3 Pfg, ehalten hat.

Dieser Abschluß pro 1867 weiset auf als Gesammt-Einnahme an den «,„ 2« «
...................,5^9 ^ ^

als Gesammt-Einnahmean den Mobilar-Versichcrungen........ 50,546 13 11
Zusammen ...... 603,956 22 5"

Bet - ^" """ ""^ ^' ^ ^^ Reglementsder eiserne Bestand bis zur Höhe des anderthalbmaligen
wä/? ^" Iahres-Eiuuahmen, als Reservefondszur Deckungkünftiger Ausfälle, auwachscn soll,' so

e ^nde 1867 ein Bestandvon circa 900,000 Thlrn. erforderlichgewesen, um diese rcglemcntarische
und ^""6 "^ ä" sehen. Hoffen wir denn, daß diese mit dem Anwachs der Versicherungssumme
R ' "^ Iahres-Prämien ebenfalls fortschreitende Anforderung des Reglements durch fernere' günstige
um s ? ^ Vcrsicherungsgeschäfts in nicht zu großer Ferne erreicht, und dadurch dem Institute eine
« < ^e«re Grundlage und in um so größerem Maße auch das Vertrauen und die Betheiligungder

ewohner der Provinz erworbenwerde,
dem m ^" ^"^ ^" Anträge des vorletzten Provinzial-Landtages (11. Octobcr 1864) geht aus

" -oerwaltungs-Verichteder Dircction hervor, daß die Anträge
s . ^"^ 1 auf Erhebungder Mobilar-Bersicherungsbeiträgedurch die KöniglichenSteuer-Empfänger,

»uk 3 auf Abfindungder Portopflichtdurch ein zu bestimmendes Pauschquantum,und
, 8ud 4 auf Befreiung von der Gewerbesteuer
" wesentlichengewährt worden sind; daß jedoch der Antrag

H »ud 2 auf Aufhebung der Beschränkung in Benutzung von Vcrwaltungs- oder Gemeinde¬
amts für die Mitbcsorgungder Mobilarversichcrungs-Geschäfte,

^ bislang die erhoffte Bewilligung nicht gefunden hat, wie denn auch in dem Allerhöchsten Kand-
der?- ^ ^ ^' ^"^ ^66 lücksichtlichdieses Antrages die Entscheidung bis nach Beendigung

^erhall» anderweit eingeleiteten Erörterungen vorbehaltenworden ist.
^ Die überaus nachtheiligen und störenden Folgen dieser Beschränkung respcctive Versagungder

vntung jener Beamten für das Mobilar-Versichcrungswcscnhaben sich inzwischen in so hohem
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Maaße fühlbar gemacht, daß es als eiue uuabweislichc Pflicht erscheint, auch ferner auf das Eifrigste
dahin zu wirken, daß diesem Antrage baldigst die bisher schmerzlich uermißte Gewährung zu Theil
werde und auf's Neue hervorzuheben:

Wie die Mitwirkung der Beamten deshalb nöthig, ja unentbehrlich sei, damit in der Ver¬
waltung des gemeinnützigenProvinzial-Instituts die nothwendige Einheit erhalten werde,"

Wie die für den Fortbestand uud die weitere Entwickelung des Instituts sich als nothwendig
erwiesene uud bloß deshalb iu's Werk gerichtete Vereiuiguug der Mobilar-Versicherung mit demselben
dessen gemeinnützigen Charactcr nur erhöht habe, keineswegs aber den Gemeinde Beamten durch ihre
Mitwirkung für die Mobilar-Versicherung eine mit ihren sonstigen Bcruföoblicgenhcitcn nnvcreinbare
neue Inconvenienz auferlege; wie es vielmehr im Interesse der öffentlichen Ordnung und Sicherheit
liege, wenn auf diese Weise denselben die Eontrole und Aufficht auch über Mobilar , Versicherung
erleichtert und die überhaupt wüuschenswertheVersicherung des Mobilarvermögens der Staatsangehörigen,
zumal der auf dein ^ande wohnenden, dadurch fehr gefördert werde,"

Die i» dem Verwaltungsberichte gemachten Vorschläge hinsichtlich der Verwendung der zn
Prämien nnd «öschhülfe noch disponiblen UiM", Thaler zur Unterstützung Unbemittelter, Behufs Ver¬
wandlung der Strohdächer in feste Bedachungen, fanden im Ausfchuffe volle Würdigung uud demzufolge
eine gründliche Erörterung.

Es ist unverkennbar, daß die Strohbcdachuugcn eine gar große Feucrgefahrlichkeit für das
einzelne -Gebäude wie für ganze Ortschaften iu sich tragen, uud daß deren Beseitigung eine merkliche
Verminderung der Brandschäden nach Anzahl nnd Umfang zur Folge haben würde, daß es aber vielen
Besitzern der alfo bedachten Gebäude, wenn auch nicht an gutem Willen, doch an Mitteln gebricht, die
Dächer in feuerfeste umzuwandeln.

In Erwägung uun, daß die Versicherung der Gebäude mit Strohbcdachuug in unserer Provinz
fast ausschließlichunserer Societät obliegt, weil sie dieselben nicht ablehnen darf, die Privat-Gesellschaften
aber sich zumeist ihrer entziehen —, daß es sonnt im besonderen Interesse der Societät erscheint, auf
die Beseitigung solcher Bedachungen hin zu Wirten, und ferner in Erwägung, daß solches mittelst zins¬
freier Vorschüsse,mit oder ohne Verbürgnng Anderer, oder auch mittelst thcilwciser Uebernahme der
Kosten, je nach ^age der Umstände, ohne verhältnißmäßig übergroße Opfer, unter Mithülfe der Societät
in erfprieslicher Weise successivezu erreichen sein dürfte, hält Ausschuß dafür, daß es sich empfehle,
versuchsweise für diesen Zweck eine mäßige Summe der Direction zur Verfügung zu stelle»,

Ausschuß spricht dabei die Ansicht aus, daß deren Verwendung nicht nach Maßgabe der Ver>
sichcrungs-Beiträge der einzelnenRegierungsbezirke, Kreise oder Gemeinden zu geschehen habe, und zumal
nicht denjenigen dieser letztern vorzuenthalten seien, welche das Unglück gehabt, von Feuersbrünsten
heimgesucht worden zu sein, und dadurch mehr an Brand-Entschädigung bezogen, als sie an Prämie«
aufbrachten; sondern daß dabei nur der Maßstab der Dürftigkeit anzulegen, und die Zweckmäßigkeitder
Beihilfe in jedem concreten Falle im Auge zu halten fei. Die Beurtheilung über das Vorhandensein
aller solcher nothwendigen Vorbedingungen, und über das Maaß uud die Art der jedesmaligen Beihilfe
kann aber nur Sache der Direction fein, und ist deßhalb deren alleinigem und freiem Ermessen die
Verwendung der für diesen Zweck ihr in dem Etat bereit zu stellenden Mittel anheimzugeben.

Dem Gebaute» aber, diese Mittel den ferneren Iahresübcrscküsscn zn entnehmen, vel-
mochte Ausschuß nicht sich anzuschließeu, weil der tz. 35 des Reglements, resp, der Erlaß vom 28,
October 1861 — Gesetzsammlung r^x. 817 — dem entgegen stehe, uud die in demselben enthaltene
Verpflichtung, den eisernen Bestand auf Höhe des anderthalbmaligcn Betrages der Jahres Einnahme
an Beitragssätzen anwachsen zu lassen, als eine, im eigensten Interesse der Gesellschaftnothwendige und
deßhalb unantastbare Fundamentalbcstimmung angesehen werden muß.

In Anbetracht dieser Erwägungen stellt Ausschuß demnach den Antrag:
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Geb«,.i> ^ Prämien und Löschhülfe, sowie vornehmlich zur Unterstützung dürftiger Besitzer von
qefäbrl!^/? Strohdächern, Behufs deren Umwandlung in feste Bedachungen, oder Umänderung
Leitung 6eueruugs - Emrichtungeu, eventuell zur Anlegung von Brandweihcrn, Wasserbehältern.
Erm.?^'^" ^, ^"^ Vorschüsse oder dnrch Zuschüsse, und zwar zur Verwendung nach freiem
Feuer ^^ ""'"'' ^"' ^"'""" """ "^ ^"'^"^ ^^alern jährlich in den Etat der Provinzial-
Prämie. ""5^,""^""^"'"'' ^''"^ ""' ^" "«6 den Vorjahre» noch disponiblen Fond aus deu für
^ mieu und Lo,chl,ülfezu verausgabenden Mitteln, in gleicher Art zn verwenden,
Feuer N s?^' V">'""""lung fast sämmtlicher Directoreu öffentlicher, anf Wcchselseitigleit gegründeter
thun '„ ',"'"'""^A"Mtcn Dnitschlands, in Berlin, hat, wie die gepflogenen Verhandlungen es dar-
Kennw s' "?"" !" ""^^'" A'lstausch der Ansichtenuud Erfahrungen, und zn einer gegenseitig'belehrenden
luna de' ?'^' "^ bestehenden verschiedenartigen Einrichtungen, Zustände und Grundsätze in Behand¬
lung s^ """""s'cherungsweseus geführt, daß der Direction dafür Dank gebührt, an dieser Versamm-
AuM,,! """"^, und derselben auch den Schatz ihrer Äeuntnisse und Erfahrung«, zugeführt zn haben,
geringe, «,'?" ^ ^'"^"^ "^ selbstredend, daß die zur Vertretung der Societät hierauf verwendeten
Prouiu .?"-'" beantragter Weise und Höhe auf dm Etat zn übernehmen seien, uud daß die

"^ """ feruereu Versammlungen uud deren Maßnahmen zur Förderung der
^ "uui,amen Interessen sich nicht ausschließe.

^r Nä,n ^s'> ^""'^ ^" ^"^' ^'^' Vergrößerung des Geschäftes nothwendig gewordenen Vermehrung
der Vol /"' ^' ^"""'k ^llt die Direction den Antrag, den ständischen Verwaltuugs Ausschuß mit
Ankauf ^! ?)' "^'""' ^'Mittelung der angedeuteten Bedürfnisse, resp, mit der Ermächtigung zum

> "^ ^lachbarhauses oder zum Ausbau des vorhaudcncn zu betrauen.
Eoci^^ .^schütz glaubt diesen Antrag befürworten zu müssen, nm eventuell den Geschäften der

"" die benöthigte Räumlichkeit verschaffe»zu können,
nach ss'is H"'s'chllich der in dem Verwaltungsbcricht angeregten Verlegung des Sitzes der Directivn

"ln fand Ausschuß seinerseits keinen Anlaß zur Stellung ciucs bestimmten Antrages.
3« voll,' s^"" ^"""'zial Landtage liegt es ob, die Neuwahl des Verwaltungsansschnsses der Societät
diese M?r"' ""^" "^ ^ Mitglieder» uud 4 Stellvertretern zu bestehen hat und beantragt Ausschuß,

' -Wahl vornehmen zu wollen.

wiederum " ^'^) fühlt Ausschuß sich gedrungen, der Direction für die auch in den letzten Jahren
kenn,.,.. "" ^ gelegte Pflichttreue und Umsicht in der Leitung der Societät seine vollste Ancr»

""""3 ausznsprcchen.

Düsseldorf, den 24. März 1808.

Frbr. Naitz v. Frcntz, Vorsitzender, von Eyuern, Referent. Becker. Berger.
Gebert. Münster. Bachcm. Neusch.

?tro «

Düsseldorf, deu 28. März 1868.
Nry ., .^' ^'«llenz beehre ich mich in Erledigung des verehrlichen Schreibens vom 15. März c. Den Etat »ei Nhei-
dem >> den Etat der RheinischenProvinzial^Socictät pro ! 867—69 ganz erqebenstzurückzureichen,nach- nischen^Pwuiüzmi.
^stellt s ^' ^bei'üsche Landtag denselben iu seiner heutigen Pleuar - Sitzuug auf 280<;0 Thaler fest- i3«7-W "mefjend.
Aussck '^' ^^ bezüglichen Auszüge aus dem Protokolle der Plenar - Sitzung und die Referate des
dazu ? bezüglich des Etats resp, der einzelnen Positionen füge ich ganz ergebcnst bei und bemerke
den i °"! ,^'U"d der Anlagen zu diesem Ende, daß die Erhöhung der' Beamten - Gehälter sich nach
di- ^""gm Leistungen richtete und dabei Rücksichtgenommen wurde auf die Zeituerhältuisfe und auf
"" erhöhten Bedürfnisse.



78

Die «nb Tit VII P°«. 23 bisher angesetzten 5W Thlr. sind cins dem vorgesagtenGrunde
abgesetzt Für Prämien uud'Löschhülfe, sowie vornehmlichzur Unterstiitzung diKftiger Besitzer von
?«3 .den nllt Strohdächern behufs deren Umwandlungin feste Bedachungen oder Umänderunggefahr^
Me ^merm^ e entuell zur Anlegung von Braudweihern, Wasserbehältern.Leitungen«,
wm m "^ Nt V ,"' 22 statt der bisherigen 4000 Thlr, augesetzt 8000 Thlr. und deren Ver¬
wendung sowie die Verwendungder aus früheren Jahrgängen bei dieser Poswon dispombelnSnmmen
^«, fv»'l,'i, lsi-mesien der Direction überlassen.
dem sreleu^rmeMu ^^ ^^ ^ ,^ ^^ ^^ Bautechuiker Carl Striedde eine Unterstützung von 200
5blrn iährück beginnend vom I.April 186« für die Jahre 1868 und 1869 angesetzt, weil der Striedde
i« ^bre lana der Societät brav und fleißig gedient hat und jetzt im Dienste derart erkrankt ist, daß
derieweseine Entlassung hat nehmen müssen. Der Striedde hat allerdings keine Pensions- oder Unter¬
ste n^Anivrüche- die Billigkeithat indessen den Landtag bestimmt, diesen Mann während semer
KmnMit zn uuterstützen und dies bei jedesmaliger Feststellung dieses Postens im Etat besonders zu be^

schließen.^ G^lMigung seitens des Königl. Ministeriums wollen Ew. Excellenzhochgcneigtcst erwirken.
Der Landtags-Marschall. I. V.

Der Vicelandtags-MarschallFrhr. RaitzuonFrentz.

An
den Königlichen Landtags-Eommissar,Wirklichen Geheuneu-Nathund Obcrpräsidcnten

der Nheinprovinz,Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,
Excellenz

L. )I. Nro. 147. hler.

Düsseldorf, den I. April 1868.

Ew Excellenz beehre ich mich, in Erledigung der vcrchrlichcu Schreibenvom 15. v. Monats
3°«.ÄrbH.'Mst°U qanz ergebenst mitzutheilen,daß die Stände-Versammümgiu ihrer heutigenSitzung beschlossen hat

;u Vllluweiler pr° '' 1) dm Vcrwaltungs-Etat der Prouinzml-!.'lrbells-Unstaltzu Brauweüer pro 1868 und 186^
3'dHm^M zu genehmigen mit Ausnahmeder im Etat ^ Tit. I. au BesolduugeuNr. 4 vorgetragen Unter-
^ pr° 186^-66. ^^„. des evangelischen Geistlichen der Anstalt für Erziehungmner Klnder rm Netrage von ehelich

1W Thalern wozu die Bewilligungverweigertworden ist; uud der «nd Nr. 56 desselben Titels vorge¬
tragenen Gehalts-Erhöhung des I. Fuhrtnechts von 120 ans 180 Thaler, wofür die Erhöhung auf
15U Thaler bewilligtworden ist;

2) daß hinsichtlichder gelegten Rechnungen pro 1864, 1865 uud 1866 nichts zu erinnern sei',
3) daß gegenüber dem Verwaltuugs-Berichtfür dieselben Jahre keine Ausstellungenzu machen

seien und daß die Verwaltung der Anstalt als befriedigend anerkannt werde.
Die Anlagen der vcrehrlichen SchreibenNr. 30 uud 4s, folgen anbei zurück.

Der LaudtagsMarschall:
Frhr. vou Waldbott-Bassenheim Bornheim.

An

den Königlichen Landtags-Eommissar,Wirklichen Geheimen-Rathund Ober-Präsidenten
der Nheinprovinz,Herrn vonPommer-Esche, Ritter hoher Orden,

Excellenz
1.. HI. Nro. 29 und 45. hier.
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?tro 3.

Düsseldorf, den 28. März 18t>8.
wi„ K ^"' ^'"^'^ habe ich die Ehre ganz ergebcnst anzuzeigen, daß der Prooinzial-Laudtag in Uxtcrstützünq der

wer heutigen Sitzung beschlossenhat, daß der Wittwe des vormaligenPolizei.Insvectors Hoffmann ^'""° ^p V««
den?". "'" ^""^' Unterstützungvon monatlich fünf Thalern auf die Dauer von zwei Iahreu aus

n ^onds der Arbeits-Anstalt zu Vrauweiler geivährt werde. Der Antrag der Wittwe.^offmanu folgt
"»bei zurück. °

Der ^andtags^Marschall:
Frhr. vou Waldbott-B afscnheim-Boruhcim.

An

m Königlicheil«andtags-Commissar,Wirklichen Geheimen-Nathund Oberpräsideuteu
der Rhemproviuz,Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,

I. N. Nr « ^"""'^ hier.

3tro. <»

Düsseldorf, den 30. März I8U8.
be»,.^ > ^ ?^ Pfarrkirchezu Vrauweiler, welche auch für die dortige Provinzial^Anstaltgottesdieustlich ^t«ü 3« «m Hcr-

2.7^" '" d« Herstellungbegriffen;derenKosten,früher zu 15000Thalern, sind j!tzt zn 23000 P^iKIll'Um.
halt ^ '" ""' ^"' ^""'""'stand hat die Aussicht, dieselbe,: bis auf 2500 Thaler beschafftzu er- '««Kr.
vimiis^^'"' ^ die Beschaffung dieser letztern Summe in Verlegenheit,weshalb er die Hülfe des Pro-
Beni s ^ "' ^"^'"^ a"'"'"N"i und sie dahin vorgeschlagen hat, daß jährlich 15,0 Thaler zur
der ?? " ^""" "''g" 2500 Thaler überwiesen werdenmögen,nud zwar ans den Zinsen, welche
bei /"^'"^"o der Anstalt dadurch gewinnt, daß die Beiträge der Gemeindenvor der Verwendung

°er ProvlnzmlHülfskasse angelegtund von dieser verzinst werden,
sprocl, ^" Provinzial-ttaudtag hat durch Beschluß vou heutigemTag dem Antrag zum Theil ent-
wirtn s? "'"^' '"^ ^tiicksicht darauf, daß die Kosten der Herstellnng der Kirche während der Be-
Vum '^ ! !> "^ ^'^'" "^ '^ ^'^^^ angenommenworden, herausgestellt habe» und iu weiterer Erwä-
^ !!, daß der Peusionsfouddie 150 Thlr. wenigstens für die laufendeEtatspcriode entbehren kann,
vorsti >> ^"" ^"^'"'' "'!'uchc ich daher ganz ergebenst, die Summe von 150 Thlrn. an den Kirchen-
Wenn v ^ ^""'" ^^uweiler für die Jahre 18l!8 und 1869 für dcu Fall anweisen zu »vollen,

i ow verzinslich angelegtenBeiträge der Gemeinden für die Anstalt zn Brauwciler in jedem Jahre
Husen 150 Thaler aufgebracht haben werden.

Der Landtags^MarschaU:
Frhr. vou Waldb ott>Basscuheiu^Bornheim.

den <?- - ^"
«omglich,>„^andtags-Commissar,Wirklichen Geheimen-Rathuud Obcrpräsideuten

der Nhcinproviuz,Herr» vou Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,
Excellenz

^' U. Nr. 132 ^"'
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Nro. ?

Nechmmgeu der 1^. N. )iro. 46 und 26 ä. <i. den 23, und 2l!, März 1868.

AnstM?Löw pr° Benachrichtigung des Herrn Landtags-Marfchalls-«l Nrn. 4? und 27 I.. (^. vom 15. März
1864-66. Nllts- 1868, daß der Landtag
?°"i868-6U.°" 1) von den Rechnungender Prouinzial-Hcbammcn-Lehranstaltzu Eöln pro 1864-1866 und

2) von dem Entwürfe zu dem Etat derselben pro 1868—1869
Kenntniß genommen hat.

Nro 8.
Düsseldorf, den 30. März 1368.

Die Mchmmq«. des Ew. Excellenzbeehre ich mich auf das gefällige Schreiben vom 15. d. MI. 0. Nr. 18
^ndarme„h°u!es zu ^m ergcbcnft mitzutheilen, daß der 1l). Rheinische Provmzial-Landtagm seiner — sechsten ^ - Plenar-

i^ ^d ^«' Sitzung vom 28. März d. I. bei Durchsicht der Rechnungen des Landarmeuhauseszu Trier pro 1864,
Zum Schreibend», 1865 uud 1866 den Wunsch ausgesprochen hat, es möchten zur Iustifizirung der Rechnungen in Zukunft
^15. d. Mi. 0. ^^ -^ ^gebracht werden, aus welchen erhelle, daß diejenigen Verpflcgungs-:c. Gegenstände,welche die

Direktion des Landarmenhausesfreihändigbeschaffe, wirklich auf dem Markte von den Produzenten
getauft worden und der dafür bezahlte Preis der Marktpreis gewesen sei.

Die Anlagendes gefälligen Schreibens vom 15. d. M. füge ich ganz ergebcnst wieder bei.
Der LandtagsMarschall:

Frhr. von Waldbott-Bassenheim-Bornheim.
An

den Königlichen Landtags-Commisfarius,Wirklichen GeheimenRath und Oberprcisidcnten
der Rheinprovinz,Herrn von Po mm er- Esche, Rltter hoher Orden,

Excellenz
I.. N. Rr. 17. h'".

Nro !>.
I.. N. Nr. 13 ä. ä. den 30. März 1868.

Ewts.Entwurf des Benachrichtigung, daß der Landtag zu dem Etats«Entwurfc für die Verwaltung des Land-
^ndarmenhauie« zu Armenhauses zu Trier pro 1867- 1870 uichts zu erinnern gefunden.
Trier pro 1867—70,

Nro 1«
I.. N. Nr. 20 ä. cl. den 26. März 1868.

Rechmu ^, Benachrichtigung,daß der Landtag in feiner 5. Sitzuug beschlossen hat, bezüglich der Geld-
Pr««.°Irre»'Heil- ^nd NaturalicuNechmlUgender Provinzial-Irreuheil Austalt zu Siegburg pro 1864 -1866 dieDecharge

Anstalt zu Siegdurg ,.^s„!s„,
pro 1864- 66. zu ertheile».
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Nro. II
Düsseldorf, den 23. März 1868,,

;,. s, ^ .?"' ^«llenz beehre ich mich auf das hierneben bezeichnetegefällige Schreibenganz e ,«»^5.
Nw.« ??lW"' daß der 19. Rheinische Provinziallandtag in seiner heutigen - vierten -. Mena'
iMng beschlossen hat, die Verwaltungs- Commissionder Provinzial-Irrenheil-Anstalt zu ^ieabura ^u
er? -^ ""^" ^^ ^^" ""^ ^m Titel „Für unvorhergesehene Ausgaben", der um iny Thlr ,u
V.rs7",V "^ ^" ^blr. pro 1868 und 1869 als Gratifikationen unter das BW au- und Unte»
personalder Verwaltungs-Commissionder gedachten Anstalt zu vertheilen. '

Der Landtags-Marsch^

^ Frhr. von Waldbott-Vassen^eim-Bornheim.

°n Königlichen Landtags-Commissarius,Wirklichen Geheimen Rath und ^erpräsidenten
der Rheinprovinz,Herrn von Pommer-Esche, Ritter höh« Orden

"' ^ ^. 56. ^cellenz ^

Die Erhöhung der
Remuneilltionm für
das Bureau« und

Unter-Personal bei
Verwaltungs.Lllm-

mijsion derProoinzial»
Irren-Änstalt zu

Siegburg.
Zum Schreiben vom
15. d. M. Nr. 1840.

Nro. 12

Düsseldorf, den 30. März 1868.

Wcksendun^^5?"ö ^?7. ^ "^ auf das gefällige Schreibenvom 15. d. M. Nr. 8507 unter N" der Provinz
Land «« - ^ . ^"^"^" desselben ganz ergebenst zu benachrichtigen,daß der 19. Rheinische Movm«^ 3""'^?"'«
"t 3e ufs^ ^"n" Mnar-Sitznng vom 28. d. M. beschlossen hat, die Mmuu^ 3°VN«9,

der Baulichkeiten der Provinzial-Irrenheil-Anstalt zu Siegburg beauftragten
"Höhen d e ,'" ^'"? der Verwaltungs-Commission gemäß um 100 Thlr. mit de Maßgabe zu

yw, daß dann ,m Extraordinarium der Betrag von 100 Thlrn. abgesetztwerde.

^ ^ U. ?m iW'Tll"^' ^' ^^ ^' ^°^ ^ " Gemäßheitmeines Schreibens vom 23. d. Mts.Nr.

^wt pro Sür 9^?r^ ^«^"«^ ^" ^' "' ^ Annahme zu bemerken gefunden,daß in dent
^Mselben 7nM.II?'^ "°^ehm seien, während nach den Erläuterungen zu
Landtaa K^ ^"tüchkett m den letzten Jahren 242 Thlr. pro Kopf verausgabt worden sind. Der
Wunscha^""^ beschlossen, den gemachten Voranschlagbestehn zu lassen, gleichzeitig aber den
aufgestelltwerd" ^ "^° ^" ^""^ ""^"' ^°^ ^" Voranschlag der Wirtlichkeit entsprechend

^selben 3" ^^^" ^" ^r Landtag gegen den Etat keine Ausstellungenzu machen gefunden und
,«ucn >eme Sanktion ertheilt.

Der Landtags-Marschall

An
Frhr. von Waldbotl-Bassenheim-Bornheim.

Mglichen Landtags-Commissarius,Wirklichen Geheimen Rath und Oberpräsideyten
der Rheinprovinz,Herrn vonPommer-Esche, Ritter hoher Orden,

"- t»5. h;^

11
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Nro 13
Düsseldorf, den 1. April 1868.

Ew. Excellenz beehre ich mich unter Zurückgabeder Anlagen der geehrtenMittheilung vom
16 März c. I.. (). Nr. 77, die Verlegung der Düngergrube in der Provinzial-Irren-Heilanstalt zu
Siegburg und Veränderungdes Wasserabflusses daselbst betreffend, ganz ergebenst zu benachrichtigen,daß
der Landtag in seiner?. Plenarsitzungdas Bedürfniß anerkannt und die Ausführung der zu 675 Thlr.
, 205 Thlr. ^- 880 Thlr. veranschlagtenArbeitenund die Anweisungauf die disponibel«Mittel der

Provinzial-Hülfskassegenehmigthat.
Ew Excellenz stelle ich ergebenst anheim, hiernachdas Weitere geneigtcst veranlassen zu wollen.

Der Landtags-Marschall
Frhr. von Waldbott-Bassenheim-Bornheim.

An
den Königlichen Landtags-Commissarius,Wirklichen Geheimen Rath und Oberpräsidenten

der Rheinprovinz,Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,
Excellenz

I.. N. Nr. 86. hier.

Die Küche in der
Provmzilll°Irren>

Heil.Unstalt zu Sieg.
bürg.

Nro. 14.
Düsseldorf, den 1. April 1868.

Ew. Excellenz beehre ich mich unter Rückgabe der betreffenden Actenstücke und unter Bezug¬
nahme auf die hochverehrten Schreiben vom 15. März d. I. mitzutheilen, daß der 19. Rheinische
Provinzial-Landtagin seiner Plemr-Sitzung vom 1. April d. I. aus den in den abschriftlichbeigefügten
Ausschußberichtenentwickelten Gründen beschlossen hat, 1. daß dem Unterhaltungsfondder Irren-Anstalt zu
Siegburg ein Betrag von 529 Thlrn. 25 Sgr. 3 Pf. aus den Zins-Ueberschüssender Provinzial-Hülfs¬
kasse zur Deckung des gemachten Vorschussesbehufs Bestreitungder Kosten der Anlage einer neuen Küche
daselbst überwiesen werde; 2. daß dagegen dem Antrage der Verwaltungs-Commissionzu Siegburg, zur
Erbauung eines neuen Kesselhauses und zur Beschaffung von zwei neuen Dampfkesseln :c. nach dem vor¬
gelegten Kostenanschlage die nöthigenMittel zu bewillige,,, nicht beizutreten, der Commission vielmehr
nur die Mittel zur Beschaffung eines Reserve-Kessels nach Maßgabe des hiefür von dem Kreisbaumeister
Brandenburg ausgestellten Kosten-Anschlagszur Verfügungzu stellen seien.

Ew. Excellenz ersuche ich demgemäß ganz ergebenst, das Weitere geneigtest veranlassenzu wolle«.
Der Landtags-Marschall

Frhr. von Waldbott-Bassenheim-Bornheim.

An
den Königlichen Landtags-Commissarius,Wirklichen Geheimen Rath und Oberpräsidenten

der Nheinprovinz,Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,
Excellenz

I.. K. Nr. 140. hier.
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Bericht des tt. Ausschusses
über die

von der Verwllltungs-Commission der Provinzial-Irren-Anstalt zu Siegburg vorgelegte
Spezilll-Bllukosten-Rechnung bezüglichder Verlegung der Küche in gedachter Anstalt.

Referent: Abgeordneter Bremig.
Düsseldorf, den 21. März 1868.

Anlaae ' ^' ^""'sche Provinzial-Landtag hat in seiner Sitzung vom 19. Oktober 1864 zur Anlage zu 3K°. 14.
zur T>is!"?-"^" ^"^^ '" ^" Irrenheil-Anstalt zu Siegburg den Betrag von 4500Thlrn. aus dem

lsposMonder Stände stehenden Antheil an dem Zinsgewinneder Provinzial-HülfMssebewilligt,
legten R ^ Veiwaltungs-Commissiongedachter Anstalt hat bei Revision und Abnahme der abge-
handlun "^ "^" ^ ^°^" ^"'^ ^""^ °"^ den Rendanten Hinze durch protokollarischeVer-
betraaen "^ ^^' ^"^"^ ^^ constatirt, daß die Gesammt-Anlage-Kosten 5029 Thlr. 25 Sgr. 3 Pf.
3 Pf !?""?.somit den zu diesem Zwecke bewilligtenBetrag von 4500 Thlrn. um 529 Thlr. 25 Sgr.

""ersteigen, welche einstweilen aus dem Unterhaltungsfondder Anstalt vorgelegtwordensind.
'h"m B 3^ Vmvaltungs-Commissionhat diese Überschreitung des ursprünglichenVoranschlagsin
Nechnun ^ "" ^^ '^^^" Landtags-Commissariusvom 9. September 1867 unter Einsendungder
Arbeite/"«?! Beläge dadurch zu rechtfertige» gesucht, daß während der Ausführung der veranschlagten
Aufstellun ' "^ herausgestellthabe, daß zur vollständige»Inbetriebsetzung der neuen Küche die
kupfernen l""^ "emn Locomobil-Röhren-Kessels nebst Armatur nothwendig sei, weil der vorhandene alte
H bei /'"Fessel,, welchen man bei Anfertigungdes Kosten-Anschlags für genügend gehaltenhatte,
neuen y»-^ " Kochproben als unzureichend erwiesen habe, und 2. eine geeignete Ventilation in der

««He habe angeordnetwerdenmüssen.
suhrunae ' vorgelegtenAktenstücke, Rechnungenund Belege ergeben Nichts, was mit diesen Aus-

3 n m Widerspruch stände und glaubt der 6. Ausschuß der hohen Versammlung vorschlagenzu müssen,
«Dem Unterhaltungsfond der Irren-Anstalt zu Siegburg einen Betrag von 529 Thlrn.

25 Sgr. 3 Pf. aus den Zins - Ucberschüsscnder Provinzial-Hülfskassczur Deckung des
gemachten Vorschusses behufs Bestreitungder Kosten der Anlage einer neuen Küche daselbst

. zu überweisen."

'Ä ?"6' v. Spee, Vorsitzender. Dr. Wurzer. Frhr. Raitz v. Frentz. Münster,
^ras Hoensbroech. Contzen. I>. Engels. Bremig. Horst. Frhr. v. Loö,

Bericht
V l ns des

l ichusses XlX. Rheinischen Provinzial-Landtags, betreffend die Aufstellung neuer eiserner
lervckessel und Erbauung eines Dainpftesselhauses in der Dampfkochkücheder Irren-

Heilanstalt zu Sicgburg.

Referent: Abg. Bremig.

Düsseldorf, den 30. März 1668.

der V^l ^" aus dem Referate des VI. Ausschusses über die Spezial-Baukosten-Rechnungbezüglich Anlage ,u Nr. 14.
"°Nl XV?"^" ^'^^ ^" °^ ^ns"lt zu Siegburg ersichtlich, ist die zur Ausführungdieser Arbeiten

"- Rheinischen Provinzial-Landtagbewilligte Summe von 4500 Thlrn. um 529 Thlr. 15 Sgr.
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3 Pf gerade deshalb überschritten worden, weil nach dem Berichte der Verwaltungs-Commchwnwah¬
rend der ^ der «anschlagtenArbeiten es sich erst heransgestellthabe, daß zur vollsandlgen
^etckbsetzu^ Küche die Aufstellungeines nenen Locomobil-Röhrentesselsnebst Armanr
2we^ weil der vorhandenealte kupferne Reservekesselsich bei den ersten Kochproben

habe und weil eine geeignete Ventilation in der nenen Küche habe angeordnet
M lst Schreiben vom 2. Novemberv. I. an des Herrn Ober-Präsidenten Excellenz

t.llt nu7d Verwaltungs-Conunissionvon Siegburg vor, daß der vor kaum zwei Jahren belasste
«I,.. Nn.mn Mlrübrenkesselnicht so viel Dampf entwickele, um sämmtlicheApparate zum Kochen zu
b n^ genöWgt gewesen sei, den vorhandenenalten kupfernenReservekesselbei dem
Ko2e?Mfte Mt zn Hülfe zu ziehen; aber auch hierdurchfei der erwünschte Zweck nicht vollständig
erreck, worden indem dieser Kessel zu Nein und inzwischen auch so defect geworden sei, daß er ohne
Gefabr nicht mehr in Benutzunggezogen werden könne; die Verwaltung - Commissionhabe deshalb
beschlossen an dessen Stelle einen neuen Reservckessclaufstellen zu lassen; gegen die Ausführung des zu
di sem Behufe von dem damaligen KreisbaumeisterBrandenburg aufgestellten Kostenanschlages- der
übriaens jetzt gar nicht vorliegt - hätten sich jedoch so erhebliche Bedenken gefunden, daß von der Aus-
Wrmm desselben ganz habe abgesehen und der jetzige KreisbaumeisterEschweiler habe aufgefordertwer¬
den müssen anderweiteVorschläge zu machen. Nach diesen soll der alte defccte kupferne Kessel außer
Betrieb gesetzt und an Stelle des für das Bedürfniß als durchaus nicht ausreichendzu erachtenden
Locomobilröhrenkefsels für neue größereDampf-Entwickelung in der Art gesorgt werden, daß in der
Nähe der Kochküche ein eigenes Kessclgebäudezur Aufnahmevon zwei neuen gewöhnlichenWalzen-Kesfeln
mit geringer Dampfspannunggebaut und dadurchermöglicht werde, diese Kessel mit größerer Feuerfläche
aufzustellen und folgerichtig eine größere Dampfentwickelung zu erzielen, und alle Gefahr, welche die Auf¬
stellungvon Dampfentwickclern unter bewohntenRäumen insbesondere bei so mangelhafter Construction
der vorhandenenSchornsteinewie in der Siegburgcr Anstalt mit sich bringe, von dieser fern zu halten.
— Nach dem vorliegenden Kostenanschlägewürden der Bau des Kesselhauses und die dadurch nothwen¬
digen sonstigen baulichen Veränderungen einen Kostenaufwand von 1060 THIrn. erheischen,während zur
Anlieferungund Aufstellungvon zwei Dampfkesseln 1070 Thlr. aufzuwenden wären, abzüglich jedoch von
200 Thlr.' als muthmaßlicher Verkaufswerthdes Röhren- und des alten kupfernen Kessels. In deM
Erläuterungs-Bericht des gedachten Naubeamten zu dem Kostenanfchlage wird die Aufstellung von zwtt
Kesselnwelche auf 3 AtmosphärenUcbcrdruck concessionirt werden sollen und wovon jeder nach der an¬
genommenen Größe derselben genügende Dämpfe zur vollständigenBenutzungaller Kochapparate abgebe,
um deswillen vorgeschlagen, damit, wenn einer gereinigtwerden muß, der andere dessen Dienst aufnehmen
könne und somit die Dampfkochküchenie still zu stehen brauche. Der Herr Landtags-Commisfariushat
nun den Antrag der Verwaltungs- Commissionmit dem Kosten-Anschläge :c. dem hohen Landtagezur
Beschlußfassung über die Ausführung der projectirten Anlagen und die Bewilligungder dazu erforder¬
lichen Geldmittel unterbreitet. In dem Ausschüssegaben die anwesenden beiden ständischen Mitglieder dct
gedachten Verwaltungs-Commissionzunächst eine Erklärung dahin ab, daß die von dem Kreisbaumeister
Eschweiler aufgestellten vorerwähntenProjette nebst Kostenanschlagin der Verwaltungs-Commissionnicht
zur Berathung und Beschlußfassung gediehen seien, die gedachte Commission vielmehram 9. October v. I-
sich nur dahin ausgesprochen habe, daß an die Stelle des defecten kupfernen Kessels ein neuer Reserve-
Kessel zu beschaffenfei; daß zwar die projectirten Anlagen wünfchenswerth,aber zur Zeit nicht absolut
nothwendig seien, auch bis jetzt der alte Dampfapparat in voller Thätigkeitverblieben fei und ausge¬
reicht habe. Der Ausschuß war der Ansicht, aus den vorangeführten Gründen der ständischen Mitglieder
beim hohen Landtagezu beantragen: er wolle zu den projectirtenAnlagen seine Zustimmung versage«
und folgerichtig die dafür beanspruchten Gelder nicht bewilligen, dagegen der Verwaltungs-Commission
die Mittel zur Beschaffung eines Referve-Kessels zur Verfügung stellen.
A Graf v. Spee, Vorsitzender. Dr. Wurzer. Graf v. Hoensbroech. Münster. Frhr. v. Loö.

Contzen. Frhr. Raitz v. Frentz. Bremig. Dr. Engels.
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Nro. 13.
Düsseldorf, den 3. April 1868.Vw c? « 5l> ^u,,eloors, oen 3. April 1868.

«. Ausschusses' °uf das abschriftlichbeigefügte Referat des Du Sp«ia.«au-
gelegte Sv^s V.I! n «^ ^ " Verwaltungs-Commissionder Irrenheil-Anstalt zu Sieqburq vor- l°st°nr°ch»ung«b«

'AM^^n^^^ von WassetNes^^ w deichten ^ss?««.
Anträgendiefe/Refewts ge^^ ""^ '" ^ner Schnng vom 26. März d. I. den ^.U^

W^sserl^ der Anstalt Siegburg zur Deckung des von ihm zur Ausführung der > ^°""°'
XI?/? ? ^ "< '^ ^"""^^ Vorschusses von 3204 Thalern 24 Sgr 1 Pf. ein gleicher >
^7 NhewM,7 Z7?°??7 '" Provinzial-Hülfskasseund zwar aus 'dem R ste e om
überwies '" '"" wehrerwähnten Zwecke bewilligten 16,000 Thlr.

^Mawb7°3 ^??^.^'" "°" "' "' ^ ausgesprochene Ansicht, daß Sie nach
dVr P ^ 27. März 1824 die gegen einzelne Mitgliederder zur Verwaltung
L ndwe ^^^^ "?^?" Commissionensich richtenden Beschwerdendem Provinzial-
darw eine3rN^ ""ich Verwahrung einzulegen, weil der Lanwg
n.?. . Verkümmerungdes zedem Staatsbürger :c. durch Art. 32 der vreusiMen Verfassunas
von 3Ä"'" ^^^^ b« Petitionund des dem Landtage
^r l'?^^ gewährleistetenRechts, Bitten und Beschwerden, wenn s^ ans dem e2ln
^ctTzu'e^f^^ °" geeignetes «e lH^m

Zeigtest v^anl^z» wollm. '^ ^""^ """ Wiederbeifügungder betreffenden Acten das Weitere

Der Landtags-Marschall:
Freiherr v. Waldbott-Bassenheim-Bornheim.

°« Königlichen Landtags-Lommissar,Wirklichen Geheimen Rath und Obervrcisidenten
°er ^themprovinz, Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,

I. U. Nro. 57 ^cellenz
hier.

Referat des 6. Ausschusses
über die

' der Verwaltungs-Commissionvorgelegte Spezial-Baukosten-Rechnungder Aufstellung von
Wasserreservoirs an der Provinzial-Irrenheil-Anstaltzu Siegburg.

Referent: Abgeordneter Bremig.

beilMnsta/,?^ "" ^" ^^ die Dampf-Wasser-Förderungs-Anlage(Wasserhebemaschine) der Irren- Anlagt zu Nr. 15.
Nerwalwn^ ^"?"^ "°^"^" «"t, '»" ^^z 1864 in Betrieb gesetzt war, auch nach Ansicht der
lW liefert? "s°"""^" ^" ^"" Nasser in guter Qualität und hinreichender Quantitätin die An-
"'Her Pro»' "chte die genannte Commission dem im Jahre 1864 versammelt gewesenen 17. Rhei-

^ "vlnzml-Landtage ein Promemoria, in welchem sie die zur vortheilhaften Benutzung des Wassers
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uötlnae Ausstelluna von Reservoirs und Anlage einer Röhrenleitung zur Vertheilung des Wassers
i7de verM^ der Anstalt, sowie eine vollständige Neugestaltuugder Abtrittst nlageube-
q ündete ^^ «^"ter Einrichtungennnd die Bewilligung der dazu erforderlichen
Va5um« beantragte. Der 1?. Rheinische Provinzial-Laudtag bewllllgteam 19.
Awber 864 .u den erwähnten Zweckeneine Summe von 16000 Thalern, machte jedoch die Verwendung
derselben ^ der zufolge Beschlusses vom selben Tage gewähltenSpezial-Com-

vollständigenRestauration oder Verlegung der Irrenhell-Anstalt zu

Sregburg. - ^^^ Commissionzunächst am 14. Februar 1865 mit der ständigen Verwaltungs-
Connnisiionunter dem VorsitzeSr. Excellenz des Herrn Oberpräsidentenzu einer gemeinschaftlichenCon-
fer^inSieäbura und zur Besichtigung der Anstalt zusammengetreten war, beschloß dieselbe am 29. Mm
«s? in besonderer Confcrenz und unter Mitberücksichtigung der von Technikern eingeholten Gutachten,

^n'd.n bewilliaten 16000 Thalern der Vcrwaltungs-Commissiondie Summe von 12000 Thlrn. zur
Verfügung zu stellen uud zwar zur Ausführung der in dem deßfallsigen Berichte der gedachten Com¬
mission vom 30. October 1865 näher spezifizirten Arbeiten. ., m . ^

Die Commission ging hierbei von der Ueberzeugung aus, daß zu Slegburg die Provmzml-
^rrm Anstalt nicht verbleiben tonne und daß deßhalb auch nur so viel dort verwendet werden dürfe,
^unbedingt nöthig fei, um'die Gefahren zu befeitigen, von denen die Gesundheitder Anstaltsbewohner
durck die verderbliche Ausdünstungder Abtritte fortwährendbedroht sei und daß diese Anlagen dem Gc-
bände welche Bestimmung es auch erhalten möge, dock immer zu Gute kommen würden. Auch war
bei der Commission keiu Zweifeldarüber, daß sofort zur Ausführungder deßfallsigen Arbeiten geschritten
werden müsse, weil es jedenfallsnoch manches Jahr dauern würde, bis die anzustrebende Verlegung der
Irrenanstalt ausgeführt fei. — ^ ^ ^ «„ , <>^«

Aus einem Berichteder Verwaltungs-Commissionvom 1. October v. I. an den KomgUchen
Obervräsideuteuund der demselben beigefügten protocollarischen Verhandlung der Commission vom 16.
Sevtember 186V ergibt sich nun, daß die von der Speziell-Commission erforderlich erachteten Arbeiten
mit Ausnahme der Wasserleitungnach der Director-Wohnungund der Einrichtungvon Water>Closets
daselbst zweckentsprechendin Ausführung gebracht worden find und daß die dadurch erwachsenen Kosten
«ck. auf 15N04 Thlr. 24 Sgr. 1 Pfg. belaufenund sonach die von der Special-Commissionbewllllgte
Summe von 12000 Thlru. um den erheblichen Betrag von 3204 Thlrn. 24 Sgr. 1 Pfg. überschritten
und diese Mehrausgabc einstweilen aus dem Untcrhaltungsfondsder Anstalt bestrittenworden ist.

Die Verwaltungs-Commissionbeantragt nun, dem vorgcdachten Fond einen gleichen Betrag
aus dem Reste der nach dem Ober-Präsidial-Erlaß vom 26. November1864 von dem 17. Rheinischen
Provinzial-Lcmdtageaus den Ziusüberschüsscn der Provinzicll-Hülfskassezu dem gedachten Zwecke ur¬
sprünglich bewilligten16000 Thlr. zur Deckung des Vorschusses zu überweisen.

Der Bericht der Verwaltungs-Commissionsucht unter Hinweis auf die Erläuterungen zum
Nevisions-Nachwcis der Kosten für die Ausführung der Wasserleitungdes Nreisbaumeisters Brandenburg
vom 1« Juni 1866 die Uebcrschreitung des ursprünglichen Kosten-Anschlagesvon 12000 Thlrn. um d:e
erwähnte Summe dadurch zu begründen,daß weder der Techniker,der den Voranschlag gefertigt, noch
auch die Unternehmerder Arbeiten ähnliche Einrichtungenfrüher ausgeführt hätten, daß Abänderungen
des ursprünglichenProjcctes während der Ausführung nöthig geworden und daß einzelne Theile der
Arbeiten theils weil sie statt im Accord im Tagelohn ausgeführt wurden, theils weil ihnen eine größere
Ausdehnung gegeben werden mußte, einen größeren Kosten-Aufwand als veranschlagt verursachten.

Im Allgemeinendürften diefe Ausführungen als zutreffend erachtet werden, da sich aus den
raelegten ActenstückenNichts ergibt, was darauf schließen ließe, daß absichtlichdie Beschlüsseder Spe'

cial Commissionin dieser Angelegenheit ignorirt, oder ihnen sogar entgegengearbeitet worden wäre un
da erfahrungsgemäßbei fast allen größern Bauten, insbesondere aber wie untergebcnsan einem durchaus
alten Gebäude solche Überschreitungenvorkommen.

Demnachglaubt der Ausschuß beantragenzu sollen:
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schlicken d^ /1 n ^r l' ? ^ ^M"' dem Antrage der ständigen Commission gemäß zu be-
3 W^?. "" U"terhaltungsfondder Anstalt Siegburg zur Deckung des von ihm zur Ausführung
traa a5? "^^5^7 "' ^'«achten Vorschusses von 3204 Thlrn. 24 Sgr. 1 Pfg. eiu gleicher Be-
niscken n. ." I^"b°rschüssen der Provinzial-Hülfskasseund zwar aus dem Reste der oom 17. Rhei-

^ ^rovmzlal-Landtagezu dem mehrerwähntenZwecke bewilligten16000 Thlr. überwiesen werde.

Schreiben 5"'^^! '^ "^^ unerwähnt bleiben, daß der Herr Landtags-Commissariusin seinem
Landtag m,^<,' < '^ ^^' "°"'" " die Verhandlungenin vorgedachter Angelegenheit dem Herrn
und dur^?? überreicht, auch auf eine durch den 18, Rheinischen Prooinzial-Landtagbeschlossene
Missarws k^ ""« ^ Dozbr. 1865 an den Herrn Laudtags-Eom-
ProvinzwlLandw ersuck '^ erwiedert und um Mittheilung dieser Erwiederungan den versammelten

bm 18 V^n.^?!^'.!"^ ^ ausgeführt, die Spezial-Commissionin den Irrenhaus-Angelegenheiten
d« Wasse,?^ ./ 5.^°^^ """ l""' ^^ätigteit im Allgemeinen und insbesondereauch über
Mai 18 5 . 7 37?// «/^ 5? ^'"^" Mittel abstattetennd eonstatirte, daß bereits am 29.
^ge qewes.. s 5 Ü^ ^?"^ ^" ^"«"nission gefaßt wordeu und somit von da ab. Alles in der
^immm l'^ ^"l^u nehmen, wurden aus dem Schooße der Versammlung
bewohne so ^^?//^'^^"^ «ussprachen, daß in einer für die Gesundheit der Anstalts-
P"ject nock «3 m I< "'^ b""^'" Sache, das schon vor sechs Monaten völlig vorbereitete
^''den P?, !". .p Ausführung gekommen, ja noch nicht einmal damit begonnen sei und die betref-

Nane dem Vernehmennach bei dem Kgl. Regierungs-Präfidiumin Cöln lägen.

"suchte 'a^den^?"^^ ^" ^"^' ^^ ^ hohe Versammlungdeu Herru Landtags-Marschall
^ lassen „ w L""'. <!! "f """'^ eine von der Versammluuggeuehmigte Bittschrift ergehen
b" l-eten "nrde, die uuverzüglicheAusführuug

^«^ 183?? ^ «andtags-Commissariuserachtet nun zunächst nach Maßgabe des Gesetzes vom 27
lallte ein^/ ? ""^ b«""M gegen einzelne Mitglieder der zur Verwaltung der Provinzial-^n-
ben Vorwm ln^s"^^^^ ^'" P"'vinzial^andtage nicht zustäudig m.d
"" Spena / ^ thatsächlich für mcht begründet,weil der ihm am 31. Mai 1865 zugegangeneBeschluß
^l«gen7u^ ' '""7" °" '' Juni 1865 der Verwaltuugs^ommission zur Ausfiihnmg der fragNchen
"'d AnM^ ?^^" ^ ^° unterm 13. Juni den Direttor der Anstalt beauftragt'habe, die Pläne
d" deßf Hs?« A . ^"^"'^"""' von 12000 Thlrn. auszuführenden Anlagenumarbeitenzu lassen:

le,en der Verwaltungs-Eommissiousodann mit Bericht vom 23. August 1865
^egieruna„. ?. "? ^ ^"^ ^^ ^^"" beauftragteNegierungs- und Baurath bei der Königl
"als vers,'^ " , "^ "der eiue neue Bearbeitung nöthig erachtet,zu deren Vorbereitung er mehr-
^«5 der N " Swgburg mit dem Director der Anstalt conferirt und dann seine Arbeit an: 15 Nov
^tor .^^waltnngs-Commifsion vorgelegthabe, welche schon am 17. Nov. dieselbe dem Anstalts-Di-'

H"r Ausführung Übermacht habe.

^'verde vo^^ ^" Aufklärungen scheint es allerdings, daß der hohe Landtag bei der gedachtenBe-
"°M 27 m/, ^"'^" Mischen Unterstellungen ausgegangenist. Dagegen dürfte es sich aus dem Gesetze
atzende., ' ^ "'^^ rechtfertigen lassen, dem hohen Landtagedas Recht zur Beschwerde gegen den
^", abM^?"' 'l"udlschen Cominission, dem die Executive bezüglichder Beschlüssederselben allein zu-
^"gelcqcnk, / ' "'^ "'^ ^ ^" Erledigung dieser in sachlicher Beziehung gegenstandlus gewordenen
^"^lasstina ^ .genügen, wenn der hohe Landtag ausdrücklich Verwahrung einlegt, gegen eine in jener
^t. 32 K n '^^" Landtags-Commissariusliegende Verkümmerungder jedem Staatsbürger durch
^ qew!>" ^erfassungs-Urkundczustehenden Bcfugniß der Petition und des speziell dem hohen Land-

aoe durch den Art. 49 des Gesetzes vom 27. März 1824 gewährleisteten Rechts, Bitten und
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Beschwerden, wenn sie aus dem besondernInteresse der Provinz und ihrer einzelnenTheile hervorgehen,
an geeigneter Stelle auszusprcchen resp, zu erheben.

Düsseldorf, am 29. März 1868.
GrafAua v Spee, Vorsitzender. Graf Hoensbroech. Frhr. Raitz v. Frentz. Dr. Wurzer.

Contz7n Horst. Dr. Engels. Felix Frhr. v. Loe. Münster. Bremig.

Die im Bau begriffene
Irren-Anstalt zu

Düren,

Nro 1«.
Düsseldorf, den 1. April 1868.

Ew Excellenz beehre ich mich unter Zurückgabeder Anlagen der geehrtenMittheilung vom
15 März Nr 36 I.. «., die im Vau begriffene Irren-Anstalt zu Düren betreffend, ganz ergebenst zu
benackrichtiqmdaß der Landtag in feiner heutigen 9. Plenarsitzung beschlossen hat, der Kreisstandschaft
Düren zu überlassen, den von ihr gestellten Antrag auf Uebernahmeder in Rede stehenden Anstalt als
c>rreN'Anstaltfür den Regierungs-BezirkAachen, bei der heute gewählten Provinzial-Vaukommifsionvon
15 Mitgliedern zu erneuern, fobald die gefaßten 8 Nefolutionenund das Regulativ für die Irren-Anstalten
die Allerhöchste Genehmigungerhalten haben werden und diese Commission in Thätigkeit getreten ist, da
jene Commission die Vollmacht erhalten hat, diejenigen Anstaltenzu bestimmen, welche als Provinzial-
Anstalten entweder neu erbaut oder erweitert werden follen.

Ew. Excellenz stelle ich ergebenst anheim, hiernach die Königliche Regierung zu Aachen bezüg¬
lich die Kreisstandschaft des Kreises Düren bescheiden zu lassen.

Der Landtags-Marfchall
Frhr. von Waldbott-Baffenheim-Bornheim.

An
den Königlichen Landtags-Commissar,WirtlichenGeheimcn>Rath und Ober-Präfidenten

der Rheinprovinz,Herrn von Pommer-Efche, Ritter hoher Orden,
Excellenz

I.. K. Nro. 35. hier.

Die Einführung einer
neuen Instiultwn

behus« Erzielung eimr
wohlscilerenUnter»

Haltung der Bezirks-
stlllßen.

Hum Schreiben vom
lb. d. M. Nr. 22.

Nro. 1?.
Düfseldorf, den 23. März 1868.

Ew. Excellenz beehre ich mich auf das gefällige Schreibenvom 15. d. M, dessen Anlagen ich
ganz ergebenst wieder beifüge, ebenmäßig zu benachrichtigen,daß der 19. Rheinische Provinzial-Landtag
in seiner vierten Plenarsitzungden Wunsch ausgesprochen hat, daß Angesichtsder vorliegenden Berichte
der Königlichen Regierungen der Rheinprovinz über die Einführung einer neuen Instruktion Behufs
Erzielung einer wohlfeilem Unterhaltung der Bezirksstraßen von weitern Versuchender Einführung
derselben Abstand genommen und die Aufsichtsbezirke der Bezirksstraßenaufseherwie bisher nach de«
Lokalverhältniffenabgemessenwerden mögen.

Der Landtags-Marschall
Frhr. von Waldbott-Vassenheim-Bornheim.

An

den Königlichen Landtags-Commiffarius,WirtlichenGeheimenRath und Oberpräsidenten
der Rheinprovinz,Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,

Excellenz
I.. N. Nro. ^1. hier.
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Nro 18.
Düsseldorf, den 31. März 1868.

dai«« > ^"' ^'"""'z beehre ich mich auf das gefälligeSchreiben vom 15 d. M. Nro. 7378 ergebenst Die Verbesserung de«

WnaM^be3ln'b7 ^ß der 19. Rheiuische Provinzial^andtag in seiner hentigen^ achten - 2'^ Aufseher
N ^i« i« . << " ' ' Bezirksstraßen.
^ "e Besoldungender Aufseher und Wärter auf den Vezirksstraßcnvom 1. Januar 1868 nach den

sur dieselben Beamten auf den Staatsstraßen festgesetztenErhöhnngssätzen zu verbessern und
v^ Achehmc Zahlung der Beträge, welche jenen Beamten bei eingetretener Sold-Verbesserungfür
"e Monate April bis Dezember186? zugestandenhaben würden, als Remunerationen für die
iicdachteZeit zu genehmigen.

Der LandtagsMarschall.
Frhr. von Walbbott-Basscnhcim-Nornheim.

e« Königlichen Landtags Commissar,Wirklichen Geheimen Rath und Oberpräsidenten
der Rheinprovinz,Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,

I" N. Nr 47 ^"^
"' 47. ^^

Nro 1».
Düsseldorf, den 1. April 1868.

M uu^ ^"' ^"^"'^ ^chre ich mich unter Rückrcichung des gefälligen Nandschreibcns vom 29. v. Die Pensionirung
in ,>!,, !""" ^"^'" Anlagen ganz ergebenst mitzutheilen,daß der 19. Rheinische Provinzial^andtag d" Bezirksstraßen-
die P ^ ^"M" ^ Sitzung nach dem in Abschrift beiliegenden Referate des betreffenden Ausschusseŝ AH"^ M
aber b '^."""^ ^ dieustuufähigeu BezirtsstraßeuAufschersFuncke zu Rocsrath abgelehnt, dagegen a-' ^^ 0, Nr. lb8.
dem m^> » ^ ^ demselben eine einmalige Unterstützungim Betrage von Einhundert Thalern aus V

"ezirksstraßenfondszu bewilligen.
Der Landtags'Marschall:

Frhr. von Waldbott-Basscnheim-Bornheim.

den tz" ' > ^"
«"'«glichen^aiidtags-Lommissar,WirtlichenGeheimen Rath und Oberpräsidenten

der Rheinprovinz,Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,

^-N. Nr ,.' ^cellmz"' u>,. hier.

12
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Referat des 7. Ausschusses
über den

Pensimnnmgö-Antmg für den Vezirksstraßen-Auffeher Ludwig Funke zu Roesrath.

Referent: Abg. Dr. Wurzer.

«> i« Die Königliche Regierung beantragt unter den 27. März 1868 die Pcnsionirung des Funke,
Anlage z» Nr. 19. ^ diesen Antrag aufsein ärztliches Zeugniß, die Höhe desselben aber ans die Dienstzeit.

Das ärztliche Zeugniß begründetvollständig die Unfähigkeit des Funke zur fernern Dienstleistung,eben
so die Schilderungder pecuniärcnVerhältnisseder Familie. .

Nicht so der fernere Nachweis,aus selbigem ist vielmehrzu entnehmen, daß die Königtum
Regierung in ihrem Antrage von der Ansicht ausgeht, Funke habe l'.^ Dienstjahre; hiervon fallen aber
12', Jahre auf die Dienstzeit im stehenden Heere und nur 7 Jahre iu Dienste der Bezntsstraßen.

' ^ Im PcnsionsMeglemcntist aber ausdrücklich vorbehalten,die Wärter auf den BezirksstraM
nur nach dem Maßstabe zu Penstoniren, wie sich ihre Leistungen auf diesen Straßen stellen.

Der Funke hat den Bezirtsstraßcn nur ? Jahre gedient, seine Dienstzeltun stehenden Heer
zu berücksichtigenliegt nicht im Interesse des Bezirksstraßcnfonds,derselbe hat sich also keine PenstonS'
berechtiguug 'erdient'. Andererseits stehen die Mittel des rechtsseitigenBezirksstraßcnfondsso schleuß
daß selbiger nicht in der Lage, Geschenke zn bewilligen.

Der Antrag des Ausschusses geht demnach dahin:
Dem Funke eine Einmalige Unterstützung von 10N Thlrn. zu bewilligen.

Graf Beissel, Vorsitzender. Di. Würz er, Referent. Zores. Schult. Paulssen.
Gemüud. Münster. H. Graff. Nußbaum. Bremig, Frhr. v. «0«. I. Barrels.

Nro 2U.
Düsseldorf,den 3. April 1868.

936
m i,. w»» des Ew- Excellenz beehre ich mich uuter Wiedcranschluß der mir unterm 15. März c. «nk Nr. 1^
B°rrieregeldes. ^gesandten Denkschriftder Königlichen Negierung zu Düsseldorf mit ihren Anlagen wegen AufhebU"

der Barricregelder, ganz ergebenst mitzutheilen, daß dieselbe in der heutigen Sitzung dem Provinz"
Landtage vorgelegen und einer sehr eingehenden Prüfung und Discussion unterlegenhat.

Die Stände halte,, es nicht für geeignet, die Aufhebungder Barrieren in einem "uz"' .
Ncgierimgsbezirtezu befürworten,glauben aber mit fast au EinstimmigkeitgreuzcuderMajorität, °^
die Bezirksstraßenfondsin den übrigen Regierungsbezirkendas Barrieregcld nicht entbehrenkönnen,
!^„ f?in EriaK dafür zn Gebote steht. ,<^ihnen kein Ersatz dafür zn Gebote steht. ^

Sie halten auch iu moralischer Hinsichteine solche Maßregel nicht für geboten, da namcm
auch bei administrirteu Barrieren, womit keine Wirthshäuser verbunden,deren sich immer iu der ^'
und zwischen denselben etabliren, also der in den verschiedenenSchriftstückenangedeutete Zweck
nicht erreicht werden würde.
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Der Antrag des Referats, um gleichzeitige Aufhebungder Barrieren auf allen Straßen, so¬
wohl Staats- als Bezirksstraßenund Communalwegenzu bitten, sobald für das Barrieregeld ein Ersatz
gesunden sei, wurde deshalb durch Uebergangzur Tagesordnung abgelehnt.

Der Landtags-Marschall
Frhr. von Waldbott Bassenheim-Bornheim.

en Königlichen «andtags-Commissar,Wirtlichen Geheimen Rath und Ober-Präsidenten
der Rheinprovinz,Herrn u. Pommcr^ Esche, Ritter hoher Orden,

I. ^l „> Excellenz
^ ^ '"ro. 75. hier.

Nro. 21
Düsseldorf,den 31. März 1868.

d ^"^ Excellenz beehre ich mich auf die hierneben bezeichnetengefälligenSchreiben nnter Wie- ^rkFHmf^d«
anMuß der sämmtlichen Anlagen derselben ganz ergebenst zu benachrichtige», daß der 19. Rheinische im Mgier.mg«bezill

" ovmzmllcmdtag in seiner vierten Plenarsitzungden Beschluß gefaßt hat, ^im^b."!.
von n - ^ ^'" ^"U""°en der BürgermeistereiNeustadt zu den Kosten des Ausbaues der Straße v°'" 15. u
^ ^ieustadt nach ltretzenhaus den ursprünglichder Gemeinde ttohrscheidt, dann der Stadt Nnz be^ I' w u,

lgten Zuschuß von 4000 Thlrn. aus dem ostrheinischeuVezirksstraßeubaufondszu überwcis,

Zu den Schinbcn
und 19. d.

Nr. 3.
und 120.

en!

bere'ts - ^^ denselben Gemeinden zum eventuelleu Bau der Straße vou Neustadt nach Roßbach den
w,'is '"' """' Provinzial.^audtagegenehmigtenZuschuß von 800 Thlrn. aus dcmselbeu zu liber¬

alen resp, zu rescrviren uud

und K^r ^ ^ ^^ uorgeschlageneu Erhöhung des Zuschlages zu den direkten Steuern und der Mahl-
für . ^lWeuer auf 10«/,, für den ostrheinischenNezirksstraßeufoudsdes Regierungsbezirks Eoblenz

>e ^ahre 18l!« und 18U9 seine Znstimmuug zu ertheilen.
Der Landtags-Marschall

Frhr. von Waldbott-Basseuheim-Bornheim.

den ^"
tunlglichon ^andtags-Commissar,Wirklichen GeheimenRath und Ober-Präsidenten

der Nhcinproviuz,Herrn von Po mmer-Esche, Ritter hoher Orden,

"«- 120. hier.

Zsro. 22.
Düsseldorf, den 31. März 1868. T^Gewührung^mer

ostchcinischcn «ezirt«.
^ro ,,« Excellenz beehre ich mich unter Bezugnahmeauf das gefällige Schreibenvom 15. d. M. straßcul'auMd» zu
heutig "?^""'t davml iu Kenntniß zu setzeu/daß der I!,. Rheinische'Provinzial^ndtag in seiner ^^'^'^.^'

^- PleiiarSitzimg beschlossenhat, die zu dem nothweudigeu Umbau der Nemmcd-Dierdorscr Dindorfer-siroßc
bctr.



Aktienstraße noch fehlende Summe von 2370 Thlrn. auf den ostrhcinischen Bezirksstraßenfondsdes Regie-
rungs-BezirkesCoblenz zu übernehmen. ^ <> ^ «>. -^ «Der Landtags-Mar^chall:

Frhr. uon Waldbott-Bassenheim-Vornheim.
An

den Königlichen Landtags-Commissar,Wirklichen GeheimenRath und Oberpräsidcnten
der Nheinprouinz,Herrn von Pommcr Esche, Ritter hoher Orden,

Excellenz
I.. N. Nro. 52. ___________________ hier.

Nro. 23.
Düsseldorf, den 2. April 1868.

Lage des ostrheinüchm N,v. Excellenz beehre ich mich, deu mir unterm 15. März «nd Nr. 34 I.. <^. zugesandten Bericht
f°ndsd?N°q!mmqs'der Königlichen Regierung zn Cöln mit dessen Anlagen, betreffend den Zustand des ostrheinischenBezirks-

bezius C°ln. straßenfondsvon Eölu, in den Anlagen ganz crgebenst zn «mittlren, und zugleich die Anzeige zu ver¬
binden, daß dieser Bericht mit den über denselben Zweck lautenden fernerenPetitionen dem U>. Pro--
vinzial - Landtage in seiner heutigen Sitzung vorgelegen hat, um dieselben zu berathen und geeignete
Beschlüssezu fassen.

In einem umfassenden Referate waren die verschiedenenAnträge und Vorschläge mitgetheilt
und wurde in statistischeil Tabellen versucht, die Lage der verschiedenen Bezirksstraßcnfondsklar zu stellen,
namentlichaber die Ursache zu ergründen,wodurch der Fonds in diese Ealcnnität gekommen sei und die
Straßen dabei noch in so desolaten Zustande sich befänden. Nach sehr weitläufigen und umfassenden
Erörtcruugcn spracheu sich die Staude dahin aus:

Daß der Grund der enormenZerstörung dieser Straßen mir darin liegen könne, daß das
Fuhrwerk ciues Theils mit zu großen Lasten beladen, die der Felgenbrcitenicht entsprächen, daß also
die gesetzlichen Bestimmungenüber die Felgenbreite nicht strenge genug gehandhabt sein müßten, aber
hauptsächlich darin, daß die Straßen nicht rechtzeitigmit dem entsprechenden Dectnngs . Material ver¬
sehen worden seien.

Die Stände waren einstimmigder Ansicht, daß eine sofortige gründlicheInstandsetzung erfolgen
muß, wenn nicht uoch mehr Kapital verloren gehen soll, die Industrie auf längere Zeit stille gelegt, und
die durch dieselbe beschäftigte«85W Mäuuer, circa W0N Frauen und Kinder zum großen Theil ohne
Verdienst werde» sollten, und sprach sich das allgemeine Bedauern darüber aus, daß nicht früher schon
das Nöthige geschehen sei, um solchen Zustäudeu vorzubeugen.

WegenAufbringung der Mittel hat der Provinzial-Landtagbeschlossen,in einer Adresse Se.
Majestät alleruuterthäuigstzu ditten, Allerguädigst zu befehlen, daß dem ostrheinischen Bezirtsstraßenfonds
des RegierungsbezirksCöln aus Staatsmitteln ein zinsfreies Darlchn bis zu c>5NNU Thalern für die
fofortige gründliche Wiederherstellung der durchaus unbrauchbargewordenen Straßen gewährt werde. —

Ew. Excellenz aber zu bitten, die geeigneten Verfügungenzu erlassen, damit solche Zustände
nicht wieder eintreten können, und daß auf allen Straßen uud in allen Regierungsbezirke!:die
gesetzlichen Bestimmungenüber die Felgenbrcitestrenge gehandhabtwerden, und es Hochgeneigtest zu ver¬
anlassen,daß die Varrieregcld - Sätze bei Frachtfuhrwerknicht mehr nach der Bespannung, sondern nach
der geladenenLast erhoben werden.

Der Landtags-Marschall
Frhr. von Waldbott-Bassenheim-Vornheim,

An
den Königlichen Landtags-Commissarius,Wirklichen GeheimenRath uud Oberpräsideuten

der Rheinprovinz.Herrn uon Pomm er- Esche, Ritter hoher Orden,
Excellenz

I.. N. Nr. 1N7. hier
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3tro. 24.
Düsseldorf, den 2. April 1868.

Ew, Excellenz beehre ich mich in Vezuq ans die bierneben bezeichnetenve^brsick-n ^.

lugende Beschlusse gefaßt hat. ^ " zilk«stmßc»fmid«>>,
. _. „ den fllnf Ncgierunc,«-

^ Den 3leg»er«ngsbezirk Älachen betreffend ^. Bezirken.

de"r ^'^ände-Versammlung sich mit der Verwendungs-Nachweisungder früheren Jahre nnd mit ^^H?'^'^l.'
standm ^ '" "ntthnmßlichen Einnahmen und Ausgaben,rc> 1868 und 1869 einver- Ilnd^r^i«^^'

qeleaen. ^/"^'«I^ ^ siebenten Ausschusses,zufolge dessen die im RegierungsbezirkTrier
Gememde-Ehaussee von Hillesheim über Wiesbaum und Mirbach nach der

Trle ü 7/ '^' "". ^'/ "^e auf den Nezirksstraßeu-Vaufonds des Regierungsbezirks
sin ziell '7! "?"'H ^' c^' Stände-Versammlung, unter Berücksichtigungder günstigen
3 bi^7^ l Veznksstraßenfonds des Regierungsbezirks und dem so geringen Wohlstande
legend ^ ^'«eü'den die bezügliche, im Negieruugsbezirk Aacheu
fonds . ^ "bcnstrecke von Dollendorf bis an die Ahr-Bezirksstraße auf deu Vezi ksstraßen-Vau-
Wnds des Regierungsbezirks Aachen zu überuehmeu befchlossen.

L. Den Negiernngsbezirk Koblenz betreffend.

sammlung^chwssm ^ ^"' ^"'6l"M Regierung zu Coblenz entsprechend hat die Stäude-Ver-

Zuschlaa vö.^«^ ? ^" linksrheinischenVezirksstraßenfonds des Regierungsbezirks Coblenz ein

f°r!erh7ben werdet '" '" '" """'" ^"""" """ '" ^M- und Schlachtsteuer eiustweilen

aufgenonunen^werw^ ^ ^" ^'^"sstraßen nach vollständigem, vorschriftsmäßigem Ausbau

d' ^ Eocheni-KelbergerStraße mit einer Zweigstraße von Faid nach Driesch-
°- die Flaumbachstraße von Treis nach Castellaun; ' ,") >
«- die Straße von Brachtendorfs Mühle nach Gasscnhuf;
"- mc Straße von Kelberg nach Ahrdorf;
«- die Straße von Enkirch nach Irmenach.

")r die Sumn?e^',7^^"!^"'" ^'" ^"" """ ^ "b'r die Ahr bei dem Bade Neuen¬
den a b3 3..<t '^"^'alern aus den, Bezirksstwßenfonds zu bewilligen; die Brücke mit
Neih7der B ir^' ,' ^ ' gebauten Dorfstrahen in einer Länge von 264 Ruthen in die

^ oer ^ezirksstiaßcn nach vollständigem Ausbau aufzunehmen; und

terstiitzun/z'ü'eMtte^ ^"'^' """ ^' ^"''"" ^'" ^°'"^ ""'^ ""' "^"'^ «"e ftruere Un-

t'. Den Zlegierungsbezirk ^öln betreffend.

und besck'I^ ^'?"v "^^^""'"^^ b" die Stände-Versammlung die Zustimmuug ertheilt
'" die 3> ^ ^"!' ^' ^?e von Elsdorf nach Buir und jene von Zülpich nach Wollersheim
«usaeb.^ der Bezirtsstraßen aufgenonnncn werden unter der Bedingung, daß sie vollständig
gartm "^ ^' 3" Verbesserungender Cölu-Trierer Bezirksstraße znnschen Wein-
"^Un nnd Munsterelfel der Betrag von Ul,Nl» Thalern verwendet werde. ^ ' ^

3. Den 3le«,ierun,,sbezirk Diiffeldorf betreffend.

"klärt ?" Stände-Versainmlung hat sich mit den vorgelegten Rachweisungen einverstanden
nnd ,e>ner bejchlossen,daß der Communalwcg Von Kamp nach Aldekerk in den Verband
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der Vezirksstraßen aufgenommen werde, wenn derselbe in die vorgeschriebeneBreite gebracht die
Brücke in der Gemeinde Kamp erbreitcrt, überhaupt vollständig als Beznksstratzeausgebaut fern
wird, und für den Ausbau diefer Straße eine Staatsprämie von 3000 Thalern pro Mecke zu
erbitten. , . « ^ «. , « ^

N. Den Negierun,,sbez»rk Trier betreffend.

Die Stände-Versammlung hat beschlossen:
1. sich mit der vorgelegten Verwendungs-Nachweisungeinverstanden zu erklären;
2. in die Reihe der Vczirksstraßen aufzunehmen: ^ ^ ^ .

-l. die Gemeinde-Chausseevon Hillesheim über Wiesbaum und Mirbach uach der Dollendorfer

d. di/Gemeinde-Lhaussee von Bamnholder über Nuschberg nach der Haltestelle der NheinMahe-

c. d^c G^meind^Chausse^vönPrüm nach Dockweiler im Anschlußan die Stadtkyll-Bcrncasteler

ü. d^e^ Gemeinde-Chausseevon Traben an der Mosel über Crüw, Ninderbeuren und Hontheim
bi« nir Coblcnz-Tricrer Staatsstraße bei Strotzbüsch;

o die Gemeinde^Chansseevon der Grenze des Fürstenthnms Virkenfeld vor Nhauncn über
Nhaunen und Gösenrath und Laufersweiler, nachdem sie vollständig als Beznksstraßen aus¬
gebaut sein werden; ^, <,„

3. daß die Zuschläge zu den direkten Steuern und der Schlacht- und Mahlsteuer von:
^ahre 1868 ab auf den Satz von zehn Prozent einstweilen erhöht werden;

4 den Gemeinden Vengel und Olkenbach für Mehrausgaben beim Bau der Traben-
Strotzbüscher Straße eine Unterstützungvon 600 Thalern aus dem Bezirksstraßenfonds des Negre-
rnngsbczirks Trier zu bewilligen;

5. den Gemeinden Nindcrbenren, Vausendorf, Olkenbach,Hontheim, Vengel, Strotzbusch
und Heimbach als Neurag zu den bisherigen Unterhaltuugstosten der zu Aczirksstraßeu desigmrten
Straßen einen Betrag von 750 Thlrn. 22 Sgr. 6 Pf. zu 800 Tblr! pro Meile gerechnet,zu

'"«!. die Entscheidung über deu Antrag auf Verlegung der Cöln-Luxemburger Bezirks¬
straße, zwischenNiedcrprüm und Lünebach auszusetzen, bis das Bedürfniß der Verlegung der
Straße hinreichendnachgewiesensei.

' Schließlich hat die Stände-Versammluug beschlossen, Ew. Excellenzzu lütten, es zu ver¬
anlassen, daß allen Gemeinden protokollarischeröffnet werde, daß von jetzt ab keiner Gemeinde
durch deu Vau einer Straße, selbst wenn Prämien dazu bewilligt seien, dadurch em AnMuch auf
Aufnahme als Bezirksstraße erwachse. Als Motiv ist angegeben, „In jeder Satzung kommenAn¬
träge auf Aufnahme von Straßen auf deu Vezirksstraßenfonds vor, weck dre Gemeinden gebaut
habeu, uachdem ihnen, wie behauptet wird, Aussicht zur Aufnahme auf den Vezirksstraßenfonds

gemacht U'^"^^^ ^,^ ,^ ^^^^ ^ Geeignete hochgefälligstveranlassen zu wollen
Die erhaltenen Anlagen beehre ich mich ganz ergebenstzu renntttrcn.

Der Landtags-Marschall
?;-rhr, von Waldbott-Basseuheim-Bornheim.

Au
,dtac

der Nheinprovin

I.. Hl. Nr, 4-!.

den Königlichen Landtags-Commissar, Wirklichen Geheimen Nach und Oberprasiocaten
der Nheinprovinz, Herrn von Po mm er -Esche, Nitter hoher Orden,

Excellenz
hier.
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Nro 23
Düsseldorf,den 31. März 1868.

Nro i«.c. . 5^"i ^ ? "'^ ""ter Bezugnahme auf die gefälligen Schreibe« vom 15. d. M. Bezirtsstrchenb»«.
ni^' «,,".' ^ren AMgm nieder beiliegen, ganz ergeben,'! mitzutheilen, daß der 19. Rhei- f°"d« des Nehrung«.
m,che Provinzmllandtag in seiner heutigen Sitzung auf Grnnd des 8- 7 des Allerhöchst bestätigten ^'"° ^°"'
Regulativs vom 17. September 1855 zum Ausbau

1) der Straße uou Zweifall „ach Jägerhaus eine Beihülfe vvn 1802 Thlrn. und
2) der Straße von Gey nach der Langerwehe - Hürtgener Prämien - Straße eine solche von

4156 Thlrn.

aus den Beständen des Bezirtsstraßenbaufonds des Regierungsbezirks Aachen bewilligt hat
st^k s c ^ Provmzwl^Landtag hat aus den ihm vorgelegten Nachweisen ersehen', daß der Bezirks-
70^^" des R^ieruugs-Vezirks Aachen am Schlüsse des Jahres 1807 eine Höhe vou ^. p,
'" "0 Thlrn. erreicht hat, welche Ende 1866 bereits die Summe von 48663 Thlrn 20 Sgr 4 Pf
der ^ ' ^"' "^""nune liegt zins - uud uutzlos in der betreffenden Regiernngshanpttasfe / während
° ^/^".straßeubaufonds pro 1866 eine Banschuld vou 24980 Thlrn. mit 4°/„ zu verzinsen hatte

Iche durch die beabsichtigte Innehaltung des Tilgungsplanes erst am 1. Ianu 1^? e« -
gegebenen Betrag von 15010 Thlrn. herunter gehen wird.

Reckt „..^ ^!" ^ "'^ Regulativs vom 17. September 1855 steht den Bezirksregierungen das
2 ^ ,s ?, v7 "Übertretung der Vezirksstraßenbaufondö zu. Der Provinzial ^ Landtag ist
bar.n. ' . "" ^'?' ^" Verwaltung stehe in richtiger Folge gegenüber die Pflicht der nutz¬
eren Anlage vorhandener und zu den laufenden Bedürfnissen nicht bestimmter Bcmrfonds
aetil^ .l5"^ ^I„^ ""'Agenden Falle die Gelegenheit geboten, indem die vorhandenen Schulden
getilgt, resp iene Bestände m der ProviuziabHülfskasse zinsbar hätte,, angelegt ,verden können
die wi.> ^ "" ^^"^ ^.^ '" d« Verwendung jener 70000 Thlr. nicht iu Aussichtgenommen;
ic l^om vorgenannten Jahre weisen etatsmäßig einen disponiblen Bestand von je 871 1 resp 174>"

595«"'^'' ""W'd'^ur Ausführung der beantragten Wegebauten nur die einmalige Verwendung von
schaff? !> erforderlich 'st. Auch die Etatsjahre 1868, 6!. und 70 werde,, bei'fortgesetzter wirth-
m^'r 7""'. "'^ ^' ""uhandenen Uuterhaltsmittel einen lleberschnß gewähren und es wird hierzu

w^de^m^bediirfen """ " ^ ^ """" ^^rn, wie diese in der Verwendungsnachweise vorgesehen

das, s^'.^ ^'/" ^'""de," ersucht der Provinzial ^ Landtag Ew. Ereellenz ergebenst, in Erwägung,
M^7 / "" ^ '" "'^ "' 5°^ eines dahin gerichteten ständischen Antrages nach der geehrten
-"Utheiluug vom 18. August 1861 I. ('. Nro. 6. die Vezirksregieruugeu augewieseu worden sind da^
ve ,^?5' ^' ?^'"' ^ die Bestände des Fonds, soweit sie nicht zur Verweudung erforderlich'sind
"zmvilch angelegt werden, gestilligst dahin Verfügung treffen zu wollen, daß

1. die noch vorhandenen schulden sofort, resp, in soweit die beduugeueu Küudiqunqsfristen dieses
gestatten, aus dem Naarbcstande zurückgezahlt,

2- der weitere Barbestand in der rhein.' Provinzial Hülfstasse gegen 1jährige Küudigung zinsbar
^ angelegt uud daß iu gleicher Weise mit den jährlichen Ueberschüssenverfahren werde/daß dagegen
^. der von der Äomglicheu Regierung beabsichtigte Ankauf vou Staatspapiereu aus der Sache nahe¬

liegenden Gründen untersagt werde.

Der Landtags - Marschall
Frhr. von Waldbott-Bassenheim Vornheim.

An

e« Königliche,! Landtags-Eommissar, Wirklichen Geheimen Rath uud Ober-Präsidenten
der Rheinprovinz, Herrn von Pommer Esche, Ritter hoher Orden/

> ,. Ereellenz
^- '". Nro. 95. ,^er.
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Nro 2«.

Unterstützung der
Gemeinde Berlum

wegen der Kosten des
Ausbaue« der Essig-
Mehlemer Bezirks-

straße.

Düsseldorf,den 31. März 1868.

Ew Ercellenz beehre ich mich in Bezug auf Hochdero verehrliches Rescript vom 15. dieses
l l' ^ro ? aam craebenst anzuzeigen, daß die Stände-Versammlung in ihrer heutigen Schung be-

Wvsten h t der^Gm ^ ewe Unterstützuug aus dem linksrheinischen Bezirksstraßenfondsdes
Negie^ im Betrage «on 3000 Thlrn. zur Tilgung der Vehnfs Ausbaues der Efstg-
Mehlemer Nezirksstraßekontrahirten Schulden zu gewähren.

Die Anlagen des Antrages folgen anbei zurück.
Der Landtags-Marschall:

Frhr. uon Waldbott-Bassenheim-Bornheim.

An
d.n <lünialichcn Landtaqs^Commissar,WirtlichenOeheimcn-Rathund Oberpräsidenten

der Nheinprovinz,Herrn von Pommer - Esche, Ritter hoher Orden,
Excellenz

I.. N. Nro. ?. h«r.

Nro 27.
Düsseldorf, den 1. April 1868.

Ew Excellenz beehre ich mich hierdurch ganz ergebenst zu benachrichtigen, daß der Landtag in
......... ^, ., ^ c^ner heutigen U. Plenarsitzung beschlossenhat, der GemeindeLay im Kreise Coblenz aus den in den

?^^'/"^'urZ abschriftlich'beigebogencn Actenstücken (Petition und Referat) näher entwickelten Gründen die Summe,
den «°" d« M'e> abschnMch^ ^g^ ^^ ^^m^ dnrch den Ban der Moselstraßeentstandenen Schnld zu bewilligen.

Der Landtags-Marschall:
Frhr. v. Waldbott-Bassenheim-Bornheim.

Unterstützung der Ge
mcinde «ay znr

straße gemachten
Schuld von 3U72
Thalern aus dem

Bezirtsstlllßcn-Fond.

AN

den Königlichen Landtags-Commissar,Wirklichen Geheimen-Rathnnd Oberpräsidenten
der Rheinprovinz,Herrn uon Pommer-Esche, Ruter hoher Orden,

Excellenz

I.. N. Nr. 3. hier.

Anlage zn Nr.

Lay, Kreis Coblenz, den 9. März 1868.

Moselstraße berührt.
Unser kleiner und schmaler Gemcindcbezirk wird auf eine Länge von 026«/,, Ruthen von d"
e berührt. Der Bau dieser Straße war schon seit 40 Jahren als ein dringendesBedürfmv

des öffentlichen Verkehrs erkannt; die Höhe der Kosten aber und die Unzulänglichkeit der Kräfte einzelner
Gemeindenverzögertendie Ausführung bis in die neueste Zeit. Bor Allem stand fest, daß es uichr"
Gemeinde absolut unmöglichwar, mit Hülfe der Staatsprämie von 3707 Thlrn. die an 10,200 THN-
veranschlagteBausummc aufzubriugcn. In Anerkennungdessen wurde zunächst,in Folge des belg<^
füatcn Promcmoria, eine Kreis-Unterstützung von 1000 Thlrn.. sodann von dem 14. Provinzial-Landtage
eine Beihülfe vou 2000 Thlrn., und wiederum uou dem 16. Prouinzial-Laudtage eine solche von
2521 Thlrn. bewilligt. Mit diesen Mitteln und einem auf mehrere Jahre vertheilten Gemeindebettrag ^

"°" ...... zusammen . . . . 10MThälel.



97

Wen alle Verlegenheit beseitigt. Als jedoch der Verdingung näher getreten wurde, stellte sich
o«d heraus, daß die Sätze des Kosten-Anschlages durchgängig unausreichend waren. Die König-

°)e ^egrerung vermittelte daher einen ertraordinairen Staats-Zuschuß von 2500 Thalern; aber
un) dieser erwies sich als unzulänglich und so konnte sowohl die arme Gemeinde nicht anders den
cm m Angriff nehmen, als auch der Unternehmer nicht anders sich dazu verpflichten, als in dem festen

G n "^ « ^ ^ Fehlende in irgend einer Weise aus öffentlichen Fonds ohne weitere Belastung der
mmnde flüssig gemacht werde. Die Königliche Regierung hat darauf in ihrer Verfügung vom

V.^? ^ ^64, ^. III. und IV Nr. 2381 ausdrücklich zugesagt, ..daß bei eintretenden ungünstigen
fm!« ?<>" "". "5^" unerwarteten und nicht zu vermeidenden erheblichen Mehrkosten die ärmliche
l ""Welle Lage der Gemeinde werde berücksichtigtwerden." Wiederholt wurde diese Zusage bei einer
^«Veränderung m der Verfügung vom 19. Februar 1865, ^. III. und IV. Nr. 389 mit'den Worten
ä'ea?"'^^" ""' ""^ Beendigung des Baues und nach erfolgter Abnahme der Moselstraße, die
« ^oene Zusichcruug, auf die traurige finanzielle Lage der Gemeinde Lay alle nur mögliche Rücksicht
»« nehmen, nicht aus dem Auge verlieren."

Die Straße ist nun in den Jahren 1865 und 186« gebaut, am 6. Dezember 1866 der
^"^straßen -Verwaltung übergeben und darauf seit 15. Juli 1867 eine Ehaussecgeldhcbestelle
"'cytet, dle eme monatliche Netto Einnahme von 15 Thalern erträgt.

na<5 ^ .^ Voraussicht, daß der Bau erhebliche Mehrkosten erfordern werde, hat sich erfüllt, indem
.... 15928 Thlr. 1? Sgr. 3 Pf.

"e herbeigeschafftenMittel nur auf............12855 Thlr. 27 Sgr. 7 Pf.

.................^^hll 19 Sgr. 8 Pf.

ttwi? >, l'^ "^^"^ Unmöglichkeit, diese Schuld durch Gemeinde-Umlagen zu tilgen, ja auch nur
des^i?7 "^"bringen, ist durch die Verhandlungen festgestellt, welche den geneigten Bewilligungen

^v. und XVI. Prouinzial-Landtags vorhergegangen sind,

die N > ^'" ^^ ""^ ^ allgemeinen Umrissen zn keuuzeichncn, möge nur daran erinnert werden, daß
ha,,s - "'^ ^ ihre nächsten und wichtigsten Bedürfnisse keine Mittel hatte, daß der Bau des Schul-
zu m "^' ^'"'^ "" Allerhöchstes Gnadengeschenkvon 1000 Thalern, ein zinsfreies ^ noch thcilwcise
durch "? Darlehen von 500 Thalern und eine Collccte, ferner die Beschaffung einer Feuerspritze nur
der « "" ^"k der Provinzial-Feucr-Socictät möglich geworden war. Waren damals die Verhältnisse
Ein «r?I""^ "^ ^" Eimoohncr zum Erbarmen traurig, so sind sie es seither uoch mehr geworden.
Steuer- s/s" ^'" ^'^egenden Haushaltsetat ergibt, daß die ans 120"/, zum Erdrücken gesteigerten
Anw« s ^ ^" ^ ""^ äußerste eiugcschräntten Bedürfnisse nicht ausreichen, vielmehr bis auf die
M,lev?"" ^" Schulhausschuld oder irgeud cineu glücklichen Zufall noch ciu jährliches Deficit fort-

>vclch ä ^ ^itursache dieser Verschlimmerung ist der Ausfall der Grasnutzung von dem FlußVorlande,
schwu ", ^ ^ Weguahiue der Füllerde für dcu Leinpfads- und Straßen - Körper fast ganz ver-

°uf T ^^ '"^' ^^'" ^^ ^ Verhältnisse der Einwohner verschlimmert. Fast ohne Ausnahme
^cuits^^" '" Koblenz und Umgegend augeivicsen, trifft sie am empfindlichstenjede Stockung in der
>val,r ?^!^. ""^ "^ "ff"itlichen Verkehr. Das Unglück voll zu machen, wurden sie im Jahre 1866,
3ch,cl? '^ '^"' ^"'flMm Söhne und Familienväter vor dem Feinde standen, von der Cholera heim-
Tod ' ' ^° "' 5 Wochen 249 Personen aufs Krankenlager warf, die Gemeinde zu einer Stätte des
fal,i-.f''^''""^' 50 Opfer forderte, die Zahl der Armen vermehrte, uud dauernd die Ernährungs-

"gleit der Hinterbliebenen schwächte.

b«t s^ , Bitten im Kriege nnd bei den durch denselben veranlaßten Anforderungen an die Staatskasse,
Nch keine Aussicht dar, die für die Moseistraßc fehlende Summe aus Staatsmitteln zu erhalten.

13



98

Die Gemeinde wie der Unternehmerharrten daher mit Sehnsuchtauf die Zusammenberufungder hohen
Stände der Rhcinprovinz,um sich, wie sie hiermit sich erlauben, Ihnen mit der vertrauensvollenBltte

Die Summe von 3072 Thalern auf irgend einen zu Ihrer Disposition stehenden Pro-
uinzial'Fonds geneigtcst übernehmen zu wollen.

Der Gemeinderath.
Liedel, Bürgermeister. Karbach. Henrich. Bersch. Schmidt.

Thillmann. Schmahl.

Bericht des 7. Ausschusses,
betreffend

ein Gesuch der Gemeinde Lay um Gewährung einer Unterstützung von 3072 Thlru. aus dem
Bezirksstraßenfonds.

Referent: Abgeordneter Wachter.

Anlage zu Nr. 2?. Notgedrungen mußte die Gemeinde 8ay, um die längst als dringendes Bedürfniß gebotene
Moselocrbindungherzustellen, die Straßcnstrecteihrer Gemeinde in einer Länge von 926,8 Ruthen aus¬
bauen Die Gemeinde als solche und die Bewohner,sehr arm, waren nicht in der Lage, die ans 10200 Thlr.
veranschlagte Bausummezu beschaffenund petitionirte daher schon früher an eine hohe Provinzial'Ver-
tretung um Unterstützung, die ihr auch vom 14. Provinzial-Landtagemit 2000Thlrn. und vom 16. nnt
y^'l Thlrn. gewährt wurde.

Die Straßcnstrccke kostete indeß anstatt 10200-15928 Thlr. 17Sgr.3Pfg. und ist demnach
die Gemeinde gezwungen worden, sich jährlich eine Umlagevon 972 Thlrn. aufzuerlegen,was bei120°/o
Lvmmunalsteuerfür die durchweg arme Bevölkerungeine erdrückendeLast ist.

Die Verhältnisseder Gemeinde Lay sind der hohen Provinzial-Nertretungdurch die früheren
Verhandlungenhinreichendbekannt, fo daß nur hinzugefügt werden darf, daß im Jahre 1866-32 ihrer
kräftigstenSöhne und Familienväter im Kriege gefallen, ebenso in der Gemeinde etwa 50 Opfer der
Lbolera verfielen, die fürchterlich dort herrfchte. .

Folge davon war, daß die bereits große Zahl von Armen und Unterstützungsbedürftigen uM
ein Bedeutendes vermehrt wurde, was der Gemeinde jeden weiteren Beitrag zu der genanntenMo^l-
straße unmöglich macht, deren Anlage der Gemeinde noch außerdemeinen Ausfall durch die verschwundene
Grasnutzunq von dem Flußvorlandc,welches zum Straßeulorper genommen wurde, herbeiführte.

Die Königliche Negierung constatirt die traurige Lage der Gemeinde in jeder Hinsicht, »n
beantragt der ?. Ausschuß, , ^.

der hohe Landtag wolle der GemeindeLay eine Unterstützungvon 3072 Thalern aus dem
Bezirksstraßenfondsgeneigtest bewilligen.

Der? Ausschuß:

l^af Beissel Vorsitzender. Wachter, Referent. Bremig. Schult. Münster. Gemünd-
Baron v Rynsch. Freiherr v. Lo<> M. F. Graf Wolff-Metternich. I>. Wnrzel.

I. Barrels. Zores. H. Graff. Nußbaum. Frhr. v. Fürstenberg. Paulssen
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?tro. 28.
Düsseldorf, den 31. März 1808.

Ew. Excellenz beehre ich mich hierdurch ganz ergebenst zu benachrichtigen,daß der Landtag Untersuchung der
in seiner heutigen8. Plenarsitzungbeschlossen hat, 'den GemeindenAltcnahr und Creuzberg im Kreise ^"E«"zt,e?"znm
Ahrweileraus den in den abschriftlichbeigefügtenAktenstücken(Petition und Referat) näher entwickeltenB°u einer masswm
Gründen die Summe von 1000 Thlrn. zum Bau einer massiven Brücke über die Ahr zu bewilligen.

','!„
Der Landtags-Marschall

Frhr. von Waldbott-Vassenheim-Bornheim.

den Königlichen Landtags-Üommissarius,Wirklichen Geheimen Nath und Oberpräsidentcu
der Rheinprovinz,Herrn von Po mm er-Esche, Ritter hoher Orden,

Excellenz
^- 21. Nro. 39. hier.

Altenahr, den 11. September 1867.

Der Königlichen Regierung erlaube ich mir nachstehendesGesuch gehorsamst vorzutragen.
Die GemeindcuAltenahr und Creuzbergwaren genöthigt,im Jahre 1865 statt der baufällig

gewordenen Ahrbrücke bei Creuzbergeine neue massive Brücke zu bauen und haben hierzu den Betrag
von 2195 Thlrn. 28 Sgr. 8 Pf., wie die gehorsamst beigefügte Revisions^Nachweisnng darthnt, aufge¬
wendet. Beide Gemeindensind aber nicht in der Lage gewesen, diesen Betrag aus eigenen Mitteln zu
bcstrciten und mußten bei der Rheinischen Provinzial ^ Hülfskasseein Darlehu von 2000 Thlrn. auf-
nehmen.

Diese Schuld drückt die Gemeinden,welche meistensans armen Winzern besteht, schwer, iu-
°wl sie bei 200 Prozent Umlagen auf Grund- und Klassensteuer die laufenden Bedürfnissekaum zu
decken wisseu. Altenahr hat als GemeindeVermögenmir einige Morgen Wiesenund Weinberge,deren
"vften auch noch nicht gedeckt sind, uud einige Waldparzellen. Creuzberg hat kein Vermögen.

Die KöniglicheRegierung wolle hieraus Hochgeneigtest ersehen, daß die Deckung der au. Schuld
die Steucrkraft der Gemeindenstart gefährdetund erlaube ich mir deßhalb gauz gehorsamstzu bitten,
bei dem Rheinischen ProvinzialLandtagc Hochgeneigtest befürwortenzu wollen, daß den Gemeinden aus
dem Bezirtsstraßenfondseine Unterstützung resp. Zuschuß zu dem qu. Bau gewährt werde.

Meine Bitte gründet sich darauf, daß die Brücke früher von dem Staat gebaut, unterhalten
und später den Gemeinden übergeben winde.

Im Jahre 1811 stellte der Präfcct dem damaligen in Creuzberg wohueudeu Bürgermeister
"nc Geldsummezur Verfügung, um davon nach seiner Entschließungentweder bei Pützfeld oder bei
^reuzbergeine Fahrbrückc zu erbauen. Der Bürgermeisterentschloß sich für den Bau einer Brücke bei
^euzberg.

Die Erbauung dieser Brücke fällt zusammen mit dem Momente, daß der dortige Weg durch
'NPoleon zur Bezirtsstraße desiguirt ward. Die Erbauung der Fahrbrücke war kein Bedürfniß für
«as Dorf, weil die vorhandeneFußbrückeausreichte, sondernnur für die Bezirtsstraße und wirtlich
^"rd sie nur aus Staatsfonds erbaut und bis zum Jahre 1843 auch aus diesem Fonds uuterhalten.
. Als im Jahre 1843 die alte Straßeustreckc verlasseu wurde, wurde die Brücke den Gemein¬
en übergeben. Im Jahr 1850 bedürfte dieselbe einer durchgreifenden Reparatur uud wurde deßhalb

^ Antrag gestellt, diese ans Staatskosten bewirken zn lassen, welcher Antrag aber abgelehnt wurde.-Di'
Iah

esc Neparaturtosten sowie die Unterhaltungskostenhaben außer den erheblichenFrohuden bis zum

Anlage zn Nr. 28.

re 1805 den bedeutenden Betrag vvn 900 Thlrn. erreicht.
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Königliche Regierung wolle hieraus entnehmen, daß die Gemeinden gewiß viel für die Brücke
gethan haben und einer Unterstützung würdig sind.

Der Bürgermeister: Sattler.

Anlage zu Nr. 28.

Bericht des 7. Ausschusses,
betreffend

eine Petition der Gemeinden Altenahr und Creuzberg um eine Unterstützung von
2000 Thlrn. aus dem Bezirksstraßenfonds.

Referent: Abgeordneter Wachter.

Düsseldorf, den 31. März 1868.

Die Gemeinden Altenahr und Creuzbergwaren genöthigt, im Jahre 1865 eine baufällig
gewordene Brücke über die Ahr durch eine neue massive Brücke zu ergänzen,welche laut Nachwnsungen
2195 Thlr. 28 Sgr. 8 Pf. gekostet hat, von welcher Summe, da keine eigenen Mittel vorhandensind
und waren, 2000 Thlr. bei der ProvinzialGülfskasseals Darlehn aufgenommen wurden.

Beide Gemeinden(insbesondere Creuzberg)sind arm, zahlen zur Bestreitung rhrer Communal-
Vedürfnisfe200°/, Umlagen auf Grund- und Klassensteuer,so daß die Vertretung beider Orte, durch
die Deckung der genanntenSchuld, die Stcuerkraft der Gemeindegefährdetglaubt.

Im Weitcrn wird ausgeführt, daß die vormaligeBrücke vom Staate gebaut und b:s 1846
unterhalten worden fei; in diesem Jahre sei die alte Straßenstrccke verlassen und die Brücke für d«
Bezirlsstraße überflüssig geworden, worauf die Gemeinden sie haben übernehmen und bis 1865 emz:g an
Reparaturkostendie bedeutende Summe von 900 Thalern verausgabenmüssen. Nunmehr mußte zu«
Neubau einer Brücke geschrittenwerden, der wie oben angegeben 2195 Thlr. 28 Sgr. 8 Pf. getostet,
was die Gemeindenin Rücksicht auf ihre schlechte finanzielle Lage veranlaßt hat, sich um eme Unter¬
stützung an die Königliche Regierung in Coblenz zu wenden, von welcher sie indessen nnt chrcm Gesuche
an den Hohen Provmzial-Landtagverwiesen worden sind.

Der Ausschuß lehnte die Bewilligung einer Unterstützung im Betrage von 2000 Thalern av,
beschloß dagegen zu befürworten, daß der Hohe Landtag in Berücksichtigung der ärmlichen Lage der
Gemeinden'eineUnterstützung von etwa 1000 Thalern an die Gemeinden Altenahr und Creuzberg aus
dem Vezirksstraßenfond bewilligen möge.

Der 7. Ausschuß:

Graf Beisfel, Vorsitzender. Wachter, Referent. M. F. Graf Wolff-Metternich.
Frhr. v. Fürstenberg. Schult. Frhr. v. Rynsch. Paulssen. Nußbaum.

Gemünd. Zores. I. Barrels. H. Grafs.

Unterstlltznngder
GcmeindeSpllbrückm
zum Bau ein« Straße
in der RichtungWall.

hausen'Lreuznllch.

Nro. 2».
Düffeldorf, den 31. März 1868.

Ew. Excellenzbeehre ich mich hierdurch ganz ergebenstzu benachrichtigen,daß der Land¬
tag in seiner heutigen achten Plenarsitzung beschlossen hat, aus den in beiliegenden Aktenstücken
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näher entwickeltenGründen der Gemeinde Spabrücken zum Bau einer Straße in der Richtung
Wallhausen-Creuznachdie Summe von 1000 Thalern als Unterstützungzu bewilligen.

Der Landtags-Marschall
Frhr. von Waldbott-Bassenheim-Bornheim.

An
den KöniglichenLandtags-Commifsarius, WirklichenGeheimen Rath und Oberpräsidenten

der Nheinprovinz, Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,
Excellenz

I.. U. Nr. 115. hier.

Wall Hausen, den 12. März 1868.
Hohe Stände-Versammlung! Anlage zu Nr°. 23.

Die gehorsamstUnterzeichnetenwagen es, Namens der ihrer Verwaltung anvertrauten
Gemeinde Spabrücken, nachstehendeVorstellung mit Bitte ehrerbietigstvorzutragen:

Diese am Königlichen Soonwalde gelegene Gemeinde hatte von jeher das Bedürfniß
guter Communicationswcge und mußte nothgedrungen vorerst den Neubau eines Verbindungs¬
weges nach Wallhausen-Creuznach in Angriff nehmen, um ihre Bodenerzeugnissevortheilhafter
verwerthen und ihre sonstigenBedürfnisseleichter herbeischaffen zu können, indem zuvor die Feld-
producte nur durch Tragen zu Markt gebracht wurden. Diesen Wege-Neubau hat die Gemeinde
nun in 1866 in einer Länge von 320 Ruthen ausgeführt, wobei aber wegen des schwierigzu
bearbeitenden Terrains die Gesammtbaukostenincl. Feldentschädigung sich auf die zuvor nicht
geahnte hohe Summe von 4335 Thalern 25 Sgr. 8 Pf. belaufen haben. Eine frohndeweise
Ausführung dieser Wegestrccke war nicht möglich, auch schon deshalb nicht, da die Wegelinie
größtentheils durch Felsen zieht. Die Gemeinde ist äußerst arm, hat eine kalte, nasse Gemarkung,
die nur in sehr warmen und trockenen Jahren fruchtbringend ist, der grüßte Theil der Einwohner
besteht aus Hüttenarbeitern, die von ihrem Lohne ihre Familien kümmerlichernähren, und haben
dieselben jährlich an Umlagen zur Bestreitung der gewöhnlichenGemeindebedürfnisse50 Prozent
auf die directen Steuern aufzubringen. Als theilweiseDeckung auf erwähnten hohen Kostenbetrag
war die Gemeinde nur 450 Thaler abzutragen im Stande, so daß noch an Baukostender bedeu¬
tende Betrag von 3886 Thalern als Schuldenlast besteht, deren Deckungaber ohne anderweitige
Beihülfe der schwer gedrückten, unbemittelten Gemeinde rein unmöglich ist, zumal da auch außer¬
dem noch für die Gemeinde die gebieterische Nothwendigkeitvorliegt, den Weg

nach Argenschwanga 286 Ruthen Länge,
„ Münchwald il 392 „ „
„ Stromberg :>. 436 „ „

Neu auszubauen. Die Königliche Regierung hat auch die sehr drückenden Verhältnisse der Gemeinde
anerkannt, indem Hochdieselbeder letztern zur Ausbesserungeines andern alten Weges eine Un¬
terstützungvon 200 Thalern bewilligte.

Im Hinblickeauf die den gänzlichen Ruin der Gemeinde drohende Schuldenlast erlauben
sich die ehrerbietigstUnterzeichnetenvertrauensvoll an die hohe Vertretung der Provinz zu wenden
wit der gehorsamstenBitte,

„hohe Stände-Versammlung wolle höhern Orts Hochgeneigtestden Antrag stellen,der
armen Gemeinde Spabrücken eine Unterstützungvon 1000 Thalern aus dem Bezirksstraßenfonds
"der aus allgemeinen Staatsmitteln zu bewilligen."

Der Bürgermeister: v. König.
Der Ortsvorsteher von Spabrücken: Fuchs.
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Bericht des siebenten Ausschusses,
betreffend

eine Petition der Gemeinde Spabrücken um eine Unterstützung ans den: Bezirksstraßenfonds
von 1000 Thalern.

Anlage zu Nr. 29.

Referent: Abgeordneter Wachter.
Düsseldorf, den 31. März 1868.

Die Gemeinde SpabrüHen im Kreise Crcuznach unternahm im Jahre 1866 auf Veran¬
lassung der Behörden den Neubau einer Straße nach der RichtungWallhausen-Creuznack in emer

Lange voir^ ^"^^iMrmg, kam der Anregung zum Bau dieser Straße mit großer Bereit-
iMi.ckit nach indem ein dringendes Bedürfniß anerkannt werden mußte, um die Vodcnerzeug-
nisse die bis dahin nur durch Tragen zum Markte gebracht wurden, per Fuhre fortschaffenund
vorteilhafter verwerthen zu können, ebenfo fämmtlicheBedürfnisse leichter herbei zu führen.

Man ging dabei von der Ansichtaus, den Ban frohndeweise ausführen zu köunen, sah
sich indessen durch große Terrain-Schwierigkeiten sehr bald genöthigt, mit Hülfe von Bergleuten
um Sprengen ganzer Felsgruppen die Straße zu vollenden.

Auf dicfe Weife kam die Gemeinde trotz der vielen Frohndcarbeüen m cme Schuldenta,:
von 3886 Thalern, die sie ohne anderweitige Beihülfe total zu ruiniren droht, zumal die gebiete¬
rische Nothwendigkeitvorliegt, noch einige Straßenstrecken auszubauen, wenn die Verhältmfse der
(Anwohner nicht ganz in Rückgang gebracht werden follen.

Die Gemeinde hat als folche kein Vermögen uud der größte Theil der Vewohuer sind
Hüttenarbeiter und Taglöhner, die ihre Familien kümmerlichernähren.

Die königliche Regierung hat bereits auf Vorstellung des Landrathes aus ihr zustehen¬
den Unterstützuugsfouds circa 500 Thaler bewilligt, welche allerdings zur Linderung, indessen
keineswegs zur Beseitigung des Nothstandes ausreichten.

In Anbetracht dieser Verhältnisse fchlägt der Ausfchuß vor, der hohe Landtag wolle
eine Unterstützung von Taufend Thalern aus dem Vezirksstmßenfouds an die Gemeinde Spa¬

brückenbewilligen. ^ ..^^ ^^

Graf von Beiffel, Vorsitzender. Wachter, Referent. M. F. Graf Wolff-
Metternich. Frhr. v. Fürstenberg. Schult. Panlssen. Baron v. Nv nfch-

Nußbaum. Zores. Gemüud. I. Bartels. H. Graff.

Die Petition der
GemeindenWato nnb
Mer,'cheidin, Kreise

S°li»n,en »m (!rstat
tnnss der Kosten ,nr

die Nan'npstanznuam
an der Mcrschcider

VezirWraße.

Nro 30
Düsfeldorf, den 31. März 1868.

Vw Excellenz beehre ich mich das gefällige Randschreiben vom 35, d. M. Nro. 129 I.. ^
>. .„siriciricnGegenstand betreffend, nebst seinen Anlagen mit dem Bemerken hierbei ganz ergeben,!

^»- i^n das; der 19. Rheinische Provinzial-Landtagin seiner heutigen- achten - Plenarsitzung
zuruMr M ^ ^^^^„^„ Nald nnd Merscheid, >venn gleich dieselben zur Anlage der Bau'«-

fl ungcn an der Merschcider Bezirtsstraße verpflichtetwaren und deshalb einem Gesuche wie das
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wr^! 3""^3."^ '"sp"ch°n werden könne, ausnahmsweiseund mit Rücksicht auf ihre
fond " w ^"?"dMNg von zusammen250 Thalern aus dem ostrheinischenNezi ksstraßenba"
Mds des RegierungsbezirksDüsseldorfzu bewilligen.

Der Landtags^Marschall:
^ Frhr, von Waldbott-Bassenheim-Bornheim.

den Königlichen Landtags-Eommissar,Wirklichen Geheimen-Rathund Ober-Präsidenten
der Rhemprovmz,Herrn vou Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,

I. U. Nro. 145. ^"^ hier.

3tro. 31
Düsseldorf, den 3. April 18L8.

in seiner 5^^i?"? ^?" !^"^ ^"^ ergebenst zu benachrichtigen,daß der Landtag
^eu^^/^7^""'^?"^ ^t, den Gemeinden Norheimund N^ederhansen im Kreise
Grü>?« v ^ ' ab,chnftl.ch beigelegtenActenstiicken (Petition und Referate) näher entwickelten

Der Landtags-Marschall:
An Frhr. v. Waldbott-Bassenheim Bornheim,

bm Königlichen Landtags-Commissar,Wirklichen Geheimen Nath und Oberpräsidenten
der Rhemprovinz,Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,

^^ Nr. 156. ^len^'

lintersti'chuugder
Gemeinden Norheim
und Niederhaus«! im
Kreise Krcnznnchzum

Bau einer Straße
von Minister», Stein
bis Niederhausenaus
dem Ncsirtsstraßen-

Fonds.

Rüdeshcim, den 25. März 1868.
Stai.^ ^^" .l"M her ist die Thalstraße von Münster a./Stein über Norheim, Niederhausen nach "age zu Nr. 31.

na ,2'7 ?." """ ." ""^ ^'"'Mm im Projett gewesen, aber wegeu der fehlenden Änmi^
jetzt '"^ ?r/^"!"''^" ^^en Terrainschwicrigkeiten zivischen Norheim und Niederhausen bis
einer72^^ ^??'"' ^" "^r seit der Eröffnung der Eisenbahndnrch das Nahethal der Mangel
im le?<^ """^M' ^'I")r immer fühlbarer wird, hat der KöniglicheHerr Landrath zu Creuzuach
Nibelttr " ,^? 3^ ^" KöniglichenHerrn Bau-Iuspettor Couradi die Straßenlinie a.tfnehmen
von i?/«!^ ? «" und zwar zunächst von Münster a./Stein nach N'iederhausen auf eine Länge
breite , c!'"' ^"°W" nnd veranschlagenlassen. Die Ausführung dieser Straßenstreckeauf die
eine S> >>' ""^^ ""^' vorliegender Berechnungim mäßigsten Anschlag16,140 Thlr. kosten,
Mieders ?^' ' "°" ^" betheiligten mittellosen Gemeinden Münster a. Stein, Traisen, Norheim und
Ausb, ?"' ~"'" ^^'" ^'^" "^'^ aufgebrachtwerden kann. Wollte man auch vorläufigvon dem
notlidii f. ^'"^ vou Münster a./Stein bis Norheim absehen, weil zwischendiesen Orten bereits ein

besteht, so bleibt aber doch die Ausführung des Weges zwischen
weiten ? Niederhausen unerläßliches Bedürfniß, weil beide Gemeinden,wenn man von einem Meilen
lichen <^" ^lcht"' über das Gebirg führendenFuhrweg absehen will, nur durch einen lcbensgefähr-

6'Ußpfad durch steile Fels- und Berg Abhänge und durch Weinberge verbunden sind. Die Aus-
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führunq dieser kleinern Straßenstrecke wird aber der großen Terrainschwierigkeiten halber mindestens ein
Geldopfervon 10 000 Thlrn. erfordern,wozu die beiden verpflichteten Gemeinden Norheim und Nieder¬
hausen mit einer größtentheils armen Bevölkerungvon 614 und resp. 459 Seelen unvermögend sind,
^udem besitzt Norheim noch aus der Befriedigung dringenderbaulicher Cultusbedürfnisseemc Schulden¬
last von 1500 Thlrn. und Niederhausen eine solche von 6500 Thlrn., deren Beseitigungnoch große Opfer

' Nichts destowenigcrkann aber doch die Herrichtungdes gedachten Weges nicht unterbleiben,
wenn die beiden Gemeinden,namentlichNiederhausen, das von allem Verkehr abgeschnitten ist, nicht völlig
verarmen sollen Wenn auch von den an den projectirtcnWeg angrenzenden Wcinbcrgsbesitzern, welche
zumeist auswärts wohnen, ein entsprechender Veitrag zur Herstellung des Weges zu erwarten steht, so
bleibt doch noch zur Realisirung des Projects viel zu thun übrig, was die Kräfte der betheiligten zwe:
armen Gemeinden völlig übersteigt, weßhalb ich mich denn ermuthige: , , „, ^ . ^,. .

.Einen hohen Provinzia«andtag ehrerbietig zu bitten, den Gemeinden Norhem und Nieder-
' Hausen zu dem außerordentlichnothwendiggewordenen Wegebauaus dem der Provinz zur

Disposition gestellten Fonds etwa 20LU Thlr. hochgencigtcstbewilligen zu wollen."
In der Hoffnung gütiger Willfahrung habe ich die Ehre in aller Ehrerbietungzu verharren

als Einem hohen Provinzial-Landtag
gehorsamster

Geibel, Bürgermeister.

Antrag.

^ ,volle dem hohen Provinzial-Landtagegefallen, von der Behörde die Gewißheitzu erlangen,
Anl°ge zu Kr. 31. ^ ^^ ^^ ^ „Ostens ein fahrbarer Weg auf der linken Rheinseite(prenßqchen

Seite) der Nahe als Fortsetzung des von dem Bade Münster am Stein bis Norheim bererts angelegten,
von dem letzteren Dorfe über Nicderhausen und Voos nach Sobernhcim in die nach Saarbrückenfuhrende
preußische Chaussee angelegtwerde.

Gründe.

Das Nahe-Thal, reich an Production, aber vernachlässigt in seinen Wegen, ist seit sieben
fahren durch die Eisenbahn aufgeschlossen, die, weil sie nur sehr sparsam Auhaltspuntte hat, die meisten
Dörfer decentrirt. Dort kann man noch deutlich die frühere «andes-Zersplitterungwahruehmen.Emzelne
Dör er bedeutend durch ihre WeiwProduction, wie z. B. Norheim und Niederhauseu, liegen kaum eme
balbe Stunde auf ein und derselben NaheSeitc neben einander, ohne alle und jede Wege - Verbindung.
Die einzige Eommuuikationgeschieht auf einem Fußpfade von 1 bis 2 Fuß, der aber, weil er durch
sckroff abschüssige Weinberge hinzieht uud der Willkühr einzelnerGrundbesitzer preisgegeben ist, dadurch
höchst gefährlich ist, daß er einerseitsvon hohen Weinbergs - Mauern und andererseitsvon haushohen

Unglücksfälle, welche hier bereits vorgekommen find, hätten der Wege-Polizei
länast Veranlassungzu einer dringcudnöthigen Mutation geben müssen.

Durch die Frequenz des Bades Münster wird gerade diese an Natnrschönheitenso reiche
Geaend sehr häufig besucht. Außerdem ist es des Weinbaues und
^/Verk ln-s im Allgemeinen, das eine Wege-Verbindung zu einer dringcudeu Nothweudigteit macht, indem
^ck das setzt fast unbenutzte, an den südlichen Abhängenliegendeund zur Anlage von Weinbergen
Wunders ae igne c Lcmd über eine Stunde Weges weit der widwirthschaft aufgeschlossenwird, und

jedenfallsebensowohl im Interesse als in der Ehre des Staates, dies durch den Ans«,
einer fahrbaren Straße oder Chaussee und zwar aus betreffenden Staatsmitteln zu ermöglichen, zumal
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m E^M^?'?".' "^ ?' ^^"" ^ einer Reihe von Jahren durch ihre Matrikular^Beiträge
stchü "n wdm ^"' ^'"' ""'° ^^' "' eigenen Bedürfnisseeine billige Berück-

Der Landtags-Abgeordnete:
Ioh. Müller aus Langenloiisheim.

Bericht des 7. Ausschusses
betreffend

ein Gesuch der Gemeinden Münster a. Rhein, Fraisen, Norheim und Niederhausen um eine
Unterstützung von 3000 Thalern aus einem der Provinz zur Disposition gestellten Fonds.

Referent: Wachter.

„^ w> ^ ?^ Nahethal entbehrt zur Verbindungder Gemeinden Münster a. / Stein, Fraisen Norheim n ^

um M,derhausen jeden Fuhrweg uud ist eiu Fußweg zwischenden geuanuten Gemeinden .nu mit12us "°'° '" ""' "'^I"yr zu pa>stren.

m-nss.,. o.?!^ Dringlichkeitdes Bedürfnisses,hier eine Straße zu bauen, ist von der Behörde mit
befiwöottet " "" " '""^" "'^ ^^ ^''"^' "" ""' Unterstützungvon der Negiernng sehr

M.. ^ ?" Tcrrainschwierigteiten sind so bedeutend, daß die Gemeinden befürchten müssen, einen An-
«berschritlenu Äen^^^ WegebauinspectorsEouradi in Creuznach auf 10140 Thlr. firirt, noch weit

den m ^i!"'"?' ^ Gemeinden sind mittellos und durch bedeutende Schuldenlasteunicht in der Lage
fnl "" "'.Angriff zu nehme», wenn ihnen nicht die Aussicht eröffuet wird, aus einem Proviunal-
°nd. u,,ter,t.chtzu werdeu.Die Gemeinden Norheim und Niederhausen haben trotz anerkannten Fleißes
M.,stoe dw ^hl der Armen uud Unterstiitzungsbedürftigen heranwachsen sehen nnd leitet man den
' nctgang der Berhaltmssedieser Orte hauptsächlichdaher, daß sie von allem Verkehr abgeschnitten sind
nur nut großen Ko,ten ihre Produkte zu Markte bringen und ihre Bedürfnissebeschaffe,: können. '

So hat die Gemeinde Nicderhansen bei einer armen Bevölkerung von 459 Seelen 6500 Thlr
weite ^V?' 6"lt»öbedürfnisseentriren müssen, da von den einzelnen Einwohnern gegenwärtig ke ne"Utcrcu Steuern verlangt werden können.
unk . ^ Königliche R'egierung in Coblenz befürwortet, wie bereits gesagt, das Gesuch drinaliä,
"no beantragt eine Beihülfe von 2000 Thlrn. aus dem Proviuzial Hülfsfonds zu gewähren

Der Ausschuß, nach genauer Erwägung der Verhältnisse,schlägt daher dem hohen Landtage vor
die erbetene Summe von 2000 Thlrn. an die beiden GemeindenNorheim und Nieder'
hauseu aus dem Proviuzial - Hülfsfonds, eventuell aus dem Bczirksstraßeufondszu
bewilligen.

Der siebente Ausschuß.

Graf Beissel Vorsitzender. Wachter, Referent. Frhr. v. Fürstenberg. I)i, Wurzer.
N.. ""^' ?'"""d. Schult. I. Barrels. Münster. Paulssen. Nußbaum,
^arou v. Rynsch. Zores. Frhr. v. «oö. M. F. Graf Wolff^Metternich. H. Graff.

14
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Anlage zii Nr. 31.

Bericht des V111. Ausschusses
über die Entnahme der von dem Bürgermeister Geibel zu Hüffelsheim zum Bau einer

Straße von Münster am Stein nach Niedcrhausm erbetenen Nnterstütznug von 2000 Thlrn.
aus dem Fonds der Prouiuzial-Hülfskassc.

Referent: Abgeordnetervon Eynern.

Düsseldorf, den 2. April 1868.
Dem VIII. Ausschuß ist die Petition des BürgermeistersGeibel zu Hüffelsheimauf Be¬

willigungvon 2000 Thlrn. ans Proviuzmlfouds zur Erbauung einer Straße von Minister am Stein
uuch'Nicderhcmscu, nebst dem Bericht des VII. Ausschussesnachträglich zugewieseu,um zu begutachten,
ob dem evmtuellm Antrage dieses Ausschusses dahin Folge zu geben sei, daß die erbetene Summe aus
dem zur Disposition der Stände stehenden Fonds der Provinz ial-Hülfskas sc bewilligt werden

In Erwägung, daß die erst projectirte Straße von einer Länge von circa 1500 Ruthen
den Charactcr einer' Bezirtsstraße in sich trägt; daß znm Fertigbau solcher Straßen der Vczirls-
straßcnfondsin Fällen großer Bedürftigkeitautorisirt sei Beihülfenzn gewähren; daß solche Beihülfen
in erster Linie auch bei diesem Straßenfonds nachzusucheu und zu lcistcu sind; daß der betreffende
wcstrheinischeBczirtsstraßenfondsCoblcnz auch nach seiner finanziellen Lage im gegebenen Falle dazu
im Stande ist; daß auch Staat sprämicn in höheren Beträgen in solchen Fällen, wo die Noth¬
wendigkeit der Straßen und die Bedürftigkeitder Gemeindenerkannt wird, bewilligt werden; daß es
dagegen unmöglich zugegebenwerden kann, daß der Proviuzial-Hülfskassenfonds Nnterstützungen
auf sich nehme, zu welchenandere Provinzial Institutionen und Genosscuschaftcnberechtigt,zunächst
verpflichtet und auch befähigt sind; weil ein solches Verfahren nur zu bald dahin führen würde, den
Hülfscasscnfonds,- mittelst dessen die ProvinzialAnstalten für Blinde, Taubstumme:c. zunächst zu
ihrer Erhaltung dotirt werden müssen — völlig zn erschöpfen, — kann der VIII. Ausschußes
durchaus nicht befürworte»,die erbetenen 2000 Thlr. dem Dispositionsfondsder Provinzial-Hülfslasse
zu entnehmen.

Der Vorsitzende:Frhr. von Leykam. v. Eynern, Referent. Becker. Nucggerath. Schult.
Dr. Wurzcr. I. Horst. Frhr. Naitz von Frentz. Eontzen. Clemens. Bremig.

Nro. 32
, „,, . I.. N. Nro. 12 <1. ä. den 30. März 1868.

Rechnungender RlM> ' .
Nischen Pruuui;,^ Benachrichtigung, daß der Landtag in feiner siebenten Sitzung beschlossen hat, bezügM

p3'"Ä°4 w i«««. der Rechnungen der RheinischenProvinzialchülfskasse pro 1864-1866 die Decharge zu erttM".

Nro 33
Düsseldorf, den 3. April 1868.

Verwendungdes zm ^ Excellenzbeehre ich mich ganz ergcbenstmitzutheilen, daß der Rheinische Provinz"^
3«Mä.'des.3>: Landtag über den in der Proviuzialchülfseasse zn seiner Disposition stehendenFonds wahre-
den Gewinn-Antheiles.^^ ^tÄam Diät in der Art Verfügung getrosten hat, daß die m nachfolgender Zusamnn'

"V^ tellung enthaltenen Zuschüsse von ihm bewilligt worden sind:
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H., AIs jährlicher Zuschußfür jedes der Jahre 1868 und 1869.
1. Den vier Seminar-Taubstummen-Anstalten der Provinz .....Thlr. 4000
2. Den Taubstummen-Ailstaltenzu Cüln und Aachen je 1000 Thlr., zusammen . „ 2000
3. Der Blinden-Anstalt in Düren.........„ 5000
4. Dem landwirthschllftlichen Verein für Nhcinpreußen zur Erwerbung einer

eigenen Seidenhaspelungs-Anstalt ........„300
Zusammen Thlr. 11,300

L. AIs einmaliger.Zuschuß.
5. Der Blinden-Anstalt in Düren zu bauliche» Zwecken .....
6. Der Universität Bonn zur Erweiterung ihrer Bibliothek.....
7. Der Irrenanstalt zu Siegburg für Verlegung der Düngergrube
8. Der Gemeinde Martinstcin zum Bau einer Brücke . . . .
9. Der Gemeinde Waldbreitbach zum Bau einer Brücke .....

10. Der VadegcsellschaftNeucnahr zum Bau einer Brücke über die Ahr, an Stelle
des bereits vom Landtage im Jahre 1864 bedingungsweisezum Straßen¬
bau von Wadenheim nach Heimersheim bewilligten und noch disponiblen
Zuschussesvon ........ „3000

Thlr. 1000
// 5000
// 880
„ 1000

1000

„„ . , insgesammt Thlr. 11,880
"' einmaligen Zuschüssen.

<, s".s' ^' ^'"^"z wollen die Güte haben, das Weitere zu veranlassen und außerdem davon
gefällige Kenntniß nehmen, daß der Landtag für die Verwaltung der Provinzial-Hülfskasse die
nachbemerktenWahlen vollzogen hat.

1. Zu Mitgliedern der Dircction die Abgeordneten:
Oberbürgermeister Becker,
Freiherr von Gehr,
Bürgermeister Schul t.

2. Zu deren Stellvertretern die Abgeordneten:
Freiherr von Frentz,
Horst.
Z o r e s.

3. Zu Mitgliedern des Ausschusses die Abgeordneten:
Freiherr von Lehkam,
Ningel,
von Eyncrn,
Contzen,
Dr. Wurtzer.
Freiherr von Loc.

Der Landtags-Marschall
Frhr. von Waldbott-Vassenhcim-Vornheim.

An
den KöniglichenLandtags-Commissarius, WirklichenGeheimen Nath und Oberpräsidenten

der Nhcinproviuz, Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,
l ,, Excellenz
^ U- Nr. 63. hier.
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Nro 34
I.. HI,. Nr. 5,8 ä. ä. den 30. März 1868.

Rechnungen der
Tllubstummenlchnlen Benachrichtigung,daß der Landtag bei Prüfung der Rechnungender Taubstummcnschulcn zu

^864-186«" Kempen, Moers, Brühl und Neuwied pro 1864-1866 nichts zu bemerken gefunden.

Vewillignnge»für die
Taubstummen.
Anstalten in der
Nheiuprouüiz.

Nro. 33.
Düsseldorf, den I. April 1868.

Ew. Excellenz erlaube ich mir die in der 7. Plenarsitzung des 19. Prooiuziallandtcigsgefaßten
Beschlüsse auf die Autläge des Provinzial-Schul-Collegiums,betreffend die Verhältnisseder mit den
Schullehrerscminarender Nhcinprovinz verbundenen Taubstummen-Anstalten, in Nachstehendem ganz
eracbcnst mitzutheilen:

1) Der hohe Provinziallandtag beschloß, wie für die Jahre 1865 und 1866 fo auch
für die Jahre 186? bis iucl. 1870 aus dcu Uebcrschüsscn der ProvinziabHülfs^Kassefür die Zwecke
der Taubstummen-Anstaltendie Summe von 4000 Thlm. jährlich mit der Maaßgabe zu bewilligen, daß
die Anstalten in Aachen und Eöln je 1000 Thaler mit Rücksichtdarauf, daß der Stadt Aachen von
den 60 neu geschaffenenStellen 15 definitiv und der Stadt Eöln wegen des an den 4 Seminar-An^
stalten noch mangelndenRaums ebenfalls15 Stelleu vorläufig zngcwiesen sind, die Anstalten in Brühl
und Kempen zusamineu 1000 Thlr. und die beiden Anstalten in Moers und Neuwiedebenfalls 1000 Thlr.
zusammenerhalten.

2) Zur Deckung der Mehrausgabe ans derselben Kasse den 4 Seminar - Anstalten
jährlich eine Summe von MN0 Thlrn. als Teuerungszulage für Kleider und Verpflegung,Gehalts¬
zulage für die Vehrer, so wie für Miethe zu bewilligen, unter der Bedingung, daß dem hohen
Landtagebei seinem nächstenZusammeuseinEtats und Verwaltungsberichtüber die sämmtlichenAnstalten
zur Prüfuug und Beschlußfassuug von einer besonderenständischenVerwaltungsKommission vorgelegt
werden, und derselbe über das an den 2000 Thlrn. allenfalls Ersparte sodann Beschluß fasse. Die Theue-
ruugs-Zulage soll uach Kopf der Pfleglinge,die Miethe für Brühl uud BesoldungsErhöhung nach Be¬
dürfniß vertheilt werden.

3) Die 3419Thlr. I3Sgr, 4Pf., welche in den Jahren 1865 und 1866 nicht zur Verwendung
gekommen, find den 4 Scmiuar-Austalteu als Banfonds zu belasse». Nachdem der Provinzial-Landtag
zur Unterhaltung der Taubstummen - Anstalten im Jahre 1864 4000 Thlr. und jetzt noch weitere
2000 Thlr. jährliche Beiträge bewilligthat, erscheint der Anspruch auf eiue größere Einwirkung Seitens
desselben in die Organisation und Verwaltung dieser Anstalten wohl begründet.

Hieran schließt sich der Antrag auf Ernennung einer ständischen Commission, welcher die Auf¬
stellungder Etats in Gemeinschaft mit den bestehenden Verwaltnngs-Bchördenund die Begutachtung
der Rechnungen fowic fortdauerndeBeaufsichtigung der Anstalten überwiesen würde.

Je einem Mitglicde dieser Eommissionwürde die specielle Beaufsichtigungeiner einzelnen
Anstalt unter Berücksichtigung der confessionellcn Zugehörigkeit anzuoertraucn sein, nnd würde die
vorbezeichneteständische Eommission dem Prouinzial-Landtageüber die Verwaltung sämmtlicher Anstalten
den Bericht zu erstatten haben.

Als Eommissariensind vom Provinzial^cmotage gewählt: Herr vom Brück vou Crefcld für
Moers, Herr Hauptmann Mund in Brücken, Kreis Mülhcim, für Neuwied, Herr Oberbürgermeister
Eontzeu von Aachen für Aachen, Herr Oberbürgermeister Nachein und Horst für Cöln, Vrühl und Kempen-

Der Landtags-Marschall
An Frhr. von Waldbott-Bassenheim-Bornheim-

den Königlichen LandtagsEommissar, WirtlichenGeheimenRath und Oberpräsidcntcn
der Rheinprovinz,Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,

Excellenz
1.. N. Nr. 59. hier.
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Nro. 3«.
Düsseldorf, dm 30, März 1868.

Ew. Excellenz beehre ich mich, von den heutigen Beschlüssen des 19. rheinischen Provinzial- Provinziai-Vlinden.
Landtags in Betreff der Provinzial - Bliuden - Anstalt „Elisabeth-Stiftung" in Düren hiermit ganz SV^-'znDünn.
ergebenstKenntnißzu geben. Gemäß denselben hat der Prouinzial-Landtag

1) die von Ew. Excellenz vorschußweiseauf die Provinzial'Hülfskasseangewiesenen, zur Erhaltung
der Blinden-Anstalt erforderlich gewesenen 4000 Thaler, als Zuschußbeitrag der Provinz für
die Verwaltung des Jahres 186? nachträglich genehmigt;

3) die Erhöhung des bisherigen jährlichen Zuschusses von 4000 Thalern auf 5000 Thaler für die
Jahre 1868 und 1869 bewilligt;

3) einen einmaligen extraordinairenZuschuß von 1000 Thalern für bauliche Zwecke, insbesondere
zur cmderweiten bauliche» Einrichtungder bis Ende vorigen Jahres von der aufgelösten Bcrg-
fchule benutzten Räumlichkeiten für den Etat des Jahres 1868 gewährt; um rcspectiue diese
Beträge «nd 2 und 3 dem Dispositionsfonds des Landtagesbei der Provinzial-Hülfsfassezu
entnehmen;

4) das Pcnsions - Reglementfür die Beamten und Lehrer an der Blinden - Anstalt, wie dasselbe
von dem Königlichen Schulcollegiumentworfen und von Ew. Excellenz befürwvrtet worden,
genehmigt hat; jedoch mir der zusätzlichenBestimmung, daß die Pensionsbeiträgeder Beamten
und Lehrer von denselben nicht geleistet werden sollen, wenn den Staatsbeamten diese Beitmgs-
verpflichtuug auch auf gesetzlichem Wege erlassen werden möchte;

und 5) in Betreff der ihm vorgelegten Rechnungen der Jahre 1865 und 1866 nichts zu erinnern
gefunden.

Indem ich hinsichlich dieser Beschlüsse und ihrer Motive auf den Inhalt des beifolgenden
Referats des 8. AusschussesBezug zu «ehmen mir erlaube, beehre ich mich, schließlich noch mitzutheilen,
daß der Provinzial Landtag die Abgeordneten

Herren Berghauptmann No eggerath,
„ Freiherr vvu Lcykam.
„ W. vou Eyneru,
„ Vöninger,

3« ständischenEommissaricnfür die Provinzial Blindenanstalt gewählt, rcspectivc wiedergewählt hat.
Der Landtags>Marschall:

Frhr. von Waldbott-Bassenhcim-Vornhcim.
An

°w Königlichen Landtags^Eommissarius,WirllichenGeheimen Rath und Oberpräsidenten
der Rhcinprovinz,Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,

Excellenz
^- ^l. Nr. 54. hier.

Nro 37.
Düsseldorf, den 28. März 1868.

Ew. Excellenz beehre ich mich anzuzeigen,daß der Provinzial - Landtag mit Bezug auf das BcwillicMgm für die
^ehrliche Schreibenvom 15. März ds. Is. beschlossen hat, aus dem Fonds des zur Verfügung der Plcvmzml.Arch.ve.,
stände stehenden Antheils vom Zinsgewinn der ProvinziabHülfskasseauf fernere6 Jahre einen jähr-



110

lichen Beitrag von 100 Thalern für jedes der beiden Staats-Archive zum Zwecke des Ankaufs von

Archiven, Büchernn. s. m. zn bewilligen. ^ ,andtags-Marschall
Frhr. von Waldbott-Bassenheim-Bornhcim.

An
den Königlichen Landtags-Commissar,Wirklichen Geheuilen^Nath und Obervräfidenten

der Nheinprovwz,Herrn vonPommer-Esche, Ritter hoher Orden,
Excellenz

I.. N. Nro. 19. b«r.

Wicdcrl>e,eyn»l! der
Stelle des ständischen

NeMiawl« und
Klliizln Inlpecwr«.

Nro 38
Düsseldorf, den 27. März 1868.

In der Anlage bittet der KöniglicheNegierungs-Sekretair Tauwel II., ihm die Stelle
als ständischer Negistrator und Kanzlei-Infpector bei dein Rheinischen Provinzial-Landtage zu

u " rage ^ ^^„^che Staats-Archivar vr. Harleß, welcher früher diesen Posten bekleidete,
hatte denselben niedergelegtund ich übertrug ihn bei dein gegenwärtigenLandtage provisorischdem
:c. Tauwel II. . . ,,

Der :c. Tauwel II. ist von dem gegenwärtigen Landtage vollkommengeeignet für me
betreffenden Funktionen erkannt worden. Se.' Majestät der König hatte in dein AllerhöchstenLand-
tags-Abschiedevom 20. November 1858 genehmigt:

„daß die ständischeVeamtcnstelle,in welcherkünftig die Funktionen des Negistrators und
" Kanzlei-Inspectorsvereinigtwerdeil sollen, uud welche die Stände - Versammlung dem

Hülfs-Arbeiter an dem Provinzial - Archive zu Düsseldorf, Dr. Harleß zu übertragen
beabsichtigt, mit einer aus provinziellenMitteln zu zahlenden fixirten jährlichenBesoldung
von 150 Thalern, neben 2 Thlr. Diäten während der Dauer der Landtage, dotul
werde."

Auf den Grund diefer Allerhöchsten Bestimmunghat der gegenwärtigeLandtag beschlossen,
daß der :c. Tauwel II. zum Negistrator und Kanzlei-Infpector des Landtages, mit demselben
Gehalte und denselben Diäten, welche früher für den «. Harleß bestimmtgewesensind, vom 1. d. Ms»
ab, definitiv ernannt werde.

Da der :c. Tauwel II. Königl. Negieruugs-Sekretair ist, so wird es erforderlich se",
die Erlaubniß zur Uebernahme dieses Nebenamtes höhern Orts zu erwirken. Ew. Excellenzersuche
ich daher, geneigtcstdas desfalls Erforderliche veranlassen zu wollen, und sodann das wem
Nöthige in dieser Angelegenheitzu verfügen.

Der Landtags-Marfchall:
Frhr. v. Waldbott-Baffenheim-Vornheim.

An
den KöniglichenLandtags-Commissar,Wirklichen Geheimen Nath und Oberpräsidenten

der Nheinprovinz, Herrn von Pommer-Esche, Nitter hoher Orden,
Excellenz

I.. N. Nr. 28. hier.
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Nro 39.
Düsseldorf, den 28. März 1868.

Ew. Excellenz beehre ich mich, die mir mit Margmal-Schreiben vom 19. März u. «, Die Nmnmera»i,'n
^gefertigte Eingabe des vormaligen ständischen Kanzleigehülfcn:c. Vreucr, Bitte um nachträgliche Ka^lei Oehiuw
"«vllllgung der fixirten jährlichen Remuneration von 50 Thalern betreffend, ganz ergebenst zuremittiicn.

Der früher bei dem Rheinischen Landtage angestellt gewesene ständische Kcmzlcigehülfe:c.
^reuer »var im Laufe des I. 1»66 ausgetreten und seine Funktionen hat von der Zeit seines
Austritts ab der Bibliothek- und ArchivdienerSalcutin besorgt.

In Erwägung, daß es nnter den vorliegenden Umständen der Billigkeit gemäß sei, den
^«rag der fraglichen fixirten Remuneration vom 1. Octobcr 1866 bis zum 15. d.M. gleichmäßig
zwischen dem :c. Vreuer und dem :c. Salentin zu theilen, hat der Nheinifche Provinzial - Landtag
dlescn Modus zum Beschlusse erhoben.

Ew. Excellenz beehre ich mich hiervon ganz ergebenst in Kenntniß zu setzen, mit der
"Ute, das desfalls weiter Erforderliche gencigtestveranlassen zu wollen.

Der Landtags-Marschall:
Frhr. v. Waldbott-Bassenheim-Bornheim.

den KöniglichenLandtags-Commissar, WirklichenGeheimen Rath und Oberpräsidenten
der Nhcinprovinz, Herrn von Pomm er-Esche, Ritter hoher Orden,

7 ., Excellenz
^ U. Nr. 68 u. 123. hier.

Nro. ÄU.
Düsseldorf, den 28. März 1868.

Ziel,^' ^ ^^ seitherige ständische Kanzlei-Gehülfe Nreucr ist als solcher ausgetreten und als Gerichtsvoll- Wiederbelebung der
.^'" Zell an der Mosel ernannt. Bei dem gegenwärtigen Landtage habe ich vorläufig dem I H Müller ^clle des jüdischen
BesF?'?""" übertragen. Der Rheinische Landtag hat denselben dafür als qualifizirt erkanntund den """'" "^ ^"'

!U)luß gefaßt, ihm die bisherigenFunktionendes :c. Vreucr definitiv zu übertragen und zwar mit
"N jährlichen Remuneration von 50 Thaleru uom 15. d. M. ab.

zu, u> ^"' ^"^"'ö bitte ich ganz ergebenst, das desfalls weiter Erforderliche gcneigtest veranlassen

Der Landtags-Marschall
Frhr. von Waldbott-Bassenheim-Bornheim.

°" Königlichen LandtagsCommissar,WirtlichenGeheimen Rath nnd Obcrpräsidenten
der Rheinprovinz,Herrn von Pomwer-Esche, Ritter hoher Orden,

7 ,. Excellenz
^^ ". Nr. W. hier.

Nro. Äl.
Düsseldorf, den 28. März '868.

.^ Ew Excellenzbeehre ich mich unter Bezugnahmeauf das Schreibenvom 15. März 1868 Reinigung der stän«
^, ' ^. ,^1 ganz ergebenst die Mittheilung zn machen, daß der Provinzial Landtag in seiner heutigen ^^"'^obilicu «.
Atzung den Beschluß gefaßt hat: ' ^'^ ^°' ^°^'
Kisek "^^ Wittwe des verstorbenen Archiudieners Pcsch die Bcaufsichtiguug und Reinigungder stäu-

Mu Räume und Mobilieu gegen Zahlung ei,ier monatlichen Entschädigung uon 3 Thlrn. aus den, stän¬
den Dispositions-Fonds auch ferner zu übertragen."
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An Ew. Excellenz stelle ich demnach das ergebenste Gesuch, das Nähere in dieser Beziehung

veranlassen zu wollen. ^. «^ags>Marschall
Frhr. v. Waldbott-Bassenheim-Bornheim.

An
den Königlichen Landtags-Commissar,Wirklichen Geheimen Rath und Oberpräsidenten

der Nheinprovinz,Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,
Excellenz

L. N. Nr. 30. h«r.

Düsseldorf,den 2. April 1868.

Der 19 Prouinzial-Lcmdtaghat in seiner hentigenSitzung die Petition des Landraths des
Erhöhung der 55 .^ A^„,„ welche Ew. Excellenz mir unterm 15. März «n!> Nr. 1? iibersandt, einer gründlichen

Chaussee Neubau. «^",^ ^ .' ^

H3m N3g ^""'" "3! Antrag, die gewünschten4000 Thlr. aus der ProvinziabHülfs-Kassezu eutnehmen, fand
" ^' f.me Unterstützung,ebenso wenig tonnte aus den Mitteln des Bezirksstraßenfondsdie gewilnschteBei-

hü fe befürwortetwerden, da aus demselben schon mehrere Unterstützungen bewilligtwar«.
Nei der anerkanntenDürftigkeit der Gemeinden,welchen ohne wettere Beihülfe die Mittel

mr baulichen Vollendungaufzubringen unmöglich ist, ist beschlossen worden:
^ Ew Excellenz zu bitten, es höheren Orts zu befürworte»,da,; den GemeindenKelberg und

Vernaard, sowie den Gemeinden Borler uud Noleu zu der bewilligtenStacttspramc von
je 8NW Thlru. uud 7000 Thlrn. pro Meile eine Erhöhung auf je 1UN0U Thlr. pro Meile
M Theil werden möge.
^ ^ '' Der Landtags-Marschall:

Frhr. u. Waldbott-Vassenheim-Bornheim.
An

den königlichen Landtags-Comniissar, Wirklicheii Geheimen Nath und Oberpräsidenten
der Nheinprovinz,Herrn von Pommer-Esche, Ntttcr hoher Orden,

Excellenz

I.. U. Nro. 16. b«r.

Nro. H3.
Düsseldorf, den 30. März 1868.

Gescheut«°n 5U00 Ew. Excellenz beehre ich mich ganz ergebenst zu benachrichtigen, daß der RheinischeLandtag
TlM. °u die Nhei. . N^uß ^fgßt hat- in Anerkennung dessen, was vor 50 Jahren durch die Gründung der Rheinische"
"VH^stM 3edrich-Wilheln^U>.iversität vo» Seiuer Viajestät dem König FriedrichWilhelm III. wohlthätig fm

die Provinz geschehen ist, aus deu dem Landtagezur Disposition stehenden Ueberschussen der Proumzial
Hülfskasse, eine einmaligeGabe von 50U0 Thalern der gedachte« Universität zur Vermehrung ihrer

^ Ew.'Excellenz"«^ ich, das desfalls weiter Erforderliche geneigtest veranlassen zu wolle«.
Der Lcmdtags-Marschall

Frhr. v. Waldbott^Aassenheim-Aornheim.
An

^n könialichenLandtags-Evmmissar,Wirklichen Geheimen Rath und Oberpräsidcnten
der Nheinprovinz,Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,

Excellenz

I. N. Nr. 1«8. b«r.
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Nro HH
Düsseldorf, den 28. März I8U8.

Ew. Excellenzbeehre ich mich ganz ergebenstmitzutheilen, daß die zum 10, Rheinischen , Die Bewilligung
ProvinzialLandtage versammeltenStände beschlossen haben, der Sektion für Seidenbau des landwirth- s^° wn'goa^Thln^
schaftlichcnVereins für Nhcinpreußenfür die 3 Jahre 18N7, 1868 und 1869 eine jährliche Beihülfe von jährlich auf 3 Jahre
300 Thlrn. aus den zu ihrer Disposition stehenden Neberschüssender Prooinzial - Hülfskasse unter der derVr°uin3NZ'
Bedingungzu bewillige»,daß der landwirtschaftlicheVerein fernere Anträge dieser Art besser begründe, lasse an die Sektion
und die Resultate, welche mit diesen Zuschüssenerlangt würden, mittheile. ZandwiMchH

Der ^andtags-Marschall: Vereines für Rhein.
Frhr. v. Waldbott'Vassenhcim-Bornhcim. P""W>

An
dm Königlichen ^anotags-Commissar,Wirkliche« GeheimenRath nnd Oberpräsidenten

der Rheinprovinz,Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,
Excellenz

I". Hl. Nr. 101. hier.

Nro. 45.
Düsseldorf, den 3. April 1868.

Ew. Excellenz beehre ich mich ganz ergebenst die Mittheilung zu machcu, daß der Provinzial- Wtlw^dcs MndiM
Landtag in seiner heutigenSitzung den Beschlußgefaßt hat, der Wittwe des verstorbenen ständischen Ncgistrators Schwitz.
Registrators Schmitzaus dem zur ständischen Disposition stehenden Antheile cm deu Provinzial-Hülfs-
Fonds eine einmaligeUnterstützung von Fünf und zwanzig Thalern zu bewilligen.

Ew, Excelleuz ersuche ich, demnach das Nähere hochgeueigtestveranlassen zn wollen.
Der «andtags-Marschall:

Frhr. v. Waldoott - Basseuhei in - Born h e i m.
An

°^n Königlichen ^audtags-Eommissar,WirtlichenGeheimen Rath nnd Oberpcäsideutcn
der Rheinprouinz,Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden,

Excellenz
^- U. Nr. ?«. hier.

15
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